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Das Niedersächsische Ministerium für Wissenschaft und Kultur hat mit Erlass vom 02.06.2010 (Az.: 27.5-74503-106) 
gemäß § 18 Abs. 7 und 13 NHG und § 7 Abs. 2 NHZG i.V.m. § 51 Abs. 3 NHG die nachfolgende Änderung der Ordnung 
über den Zugang und die Zulassung für den konsekutiven Masterstudiengang Wirtschaftswissenschaft genehmigt. Die 
Ordnung tritt am Tage nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm 
Leibniz Universität Hannover in Kraft.  
 
 

Änderung der Ordnung über den Zugang und die Zulassung 
für den konsekutiven Masterstudiengang Wirtschaftswissenschaft 

 
 

Die Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät der Leibniz Universität Hannover hat gemäß § 18 des Nieder-
sächsischen Hochschulgesetzes die folgende Ordnung erlassen: 

 

§ 1  Zugangsvoraussetzungen 

(1) Für den Masterstudiengang Wirtschaftswissenschaft an der Universität Hannover wird zugelassen, wer 

a) einen mit mindestens „gut“ bewerteten Bachelorabschluss in einem wirtschaftswissenschaftlichen 
Studiengang mit einem Umfang von 240 Kreditpunkten (ECTS) erworben hat, 

b) in diesem Studiengang mindestens 52 Kreditpunkte aus Betriebswirtschaftslehre, mindestens 44 Kre-
ditpunkte aus Volkswirtschaftslehre und mindestens 32 Kreditpunkte aus Mathematik, Statistik und em-
pirischer Wirtschaftsforschung erworben hat, 

c) ausreichende Deutschkenntnisse durch eine Bescheinigung über die erfolgreiche Teilnahme am gro-
ßen deutschen Sprachdiplom des Goethe Instituts oder eine vergleichbare Prüfung nachweist; dies gilt 
nicht, wenn Deutsch nachweislich Muttersprache ist oder wenn der Bachelorabschluss in Deutschland 
erworben wurde. 

(2) Die Zulassung wird versagt, wenn eine Masterprüfung in einem vergleichbaren Studiengang endgültig 
nicht bestanden wurde. 

§ 2  Zulassungsverfahren 
1Erfüllen mehr Bewerberinnen und Bewerber die Zugangsvoraussetzungen als Studienplätze zur Verfügung 
stehen, werden die Studienplätze nach dem Ergebnis eines hochschuleigenen Auswahlverfahrens verge-
ben. 2Dabei richtet sich die Auswahlentscheidung nach der Abschlussnote. Bei Notengleichheit entscheidet 
das Los.  

§ 3  Verfahrensvorschriften 

(1) 1Bewerbungen sind nach vorgeschriebenem Vordruck unter Einreichung der darin verlangten Nachweise 
bis zum jährlich festgesetzten Termin an die Universität zu richten. 2Können einzelne Nachweise zum Zeit-
punkt der Bewerbung noch nicht erbracht werden, ist darauf mit einer Begründung hinzuweisen; in diesem 
Fall kann eine bedingte Zulassung ausgesprochen werden. 

(2) Für Entscheidungen nach dieser Ordnung ist der Studiendekan der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakul-
tät zuständig. 

(3) 1Die allgemeinen Bestimmungen des Verwaltungsrechts finden im Zulassungsverfahren sinngemäß An-
wendung. 2Belastende Verwaltungsakte sind schriftlich zu begründen, mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu 
versehen und bekanntzugeben. 3Hiergegen kann binnen eines Monats nach Zugang des Bescheids Klage 
erhoben werden. 

§ 3a  Übergangsregelung 

Abweichend von § 1 Abs. 1 lit. a) dieser Ordnung reicht in den Jahren 2010 bis 2013 ein mit der Note 2,7 
oder besser bewerteter Abschluss aus. 

§ 4  In Kraft Treten 

Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Leibniz Universität Han-
nover in Kraft. 
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Das Niedersächsische Ministerium für Wissenschaft und Kultur hat mit Erlass vom 15.06.2010 (Az.: 27.5-74503-126) 
gemäß § 18 Abs. 5 und 13 NHG i.V.m. § 51 Abs. 3 NHG die nachfolgende Ordnung über Kenntnisse der englischen 
Sprache für Studienbewerberinnen und Studienbewerber für das Fach Englisch am Englischen Seminar der Leibniz 
Universität Hannover in der nachstehenden Fassung genehmigt. Die Ordnung tritt am Tage nach ihrer hochschulöffentli-
chen Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover in Kraft. 
 

 
Ordnung über Kenntnisse der englischen Sprache 
für Studienbewerberinnen und Studienbewerber 

für das Fach Englisch am Englischen Seminar der Leibniz Universität Hannover 
 
 

§ 1 Anwendungsbereich 

(1) Alle Studienbewerberinnen und Studienbewerber (Erstsemesterstudierende, Fachwechsler, Studienort-
wechsler) für das Fach Englisch (Erst-und Zweitfach) haben vor Beginn des Studiums die zur Aufnahme des 
Studiums notwendigen Kenntnisse der englischen Sprache nachzuweisen. Dieser Nachweis kann erfolgen 
durch  

- einen Schnitt von mindestens 12 Punkten in Englisch in den letzten vier Halbjahren der Oberstufe (wobei 
Englisch als Seminarfach nicht berücksichtigt wird), oder 

-  ein in der Abiturstufe erworbenes CertiLingua mit C1-Niveau, oder 

- einen nachgewiesenen Aufenthalt in einem englischsprachigen Land von mindestens 9 Monaten, oder 

- das Bestehen einer der folgenden fünf Sprachprüfungen: 

 TOEFL (Test of English as a Foreign Language) des Educational Testing Service (ETS), Princeton, NJ, 
USA 

 CAE (Certificate in Advanced English), Cambridge ESOL, Cambridge, GB 

 CPE (Certificate of Proficiency in English), Cambridge ESOL, Cambridge, GB 

 IELTS (International English Language Testing System), Cambridge ESOL, British Council und IDP, 
IELTS Australia 

Ausgenommen sind Bewerberinnen und Bewerber mit englischer Muttersprache, Studierende aus vom Engli-
schen Seminar anerkannten Austauschprogrammen, Studierende des Wahlfachs 'Anglistik für Wirtschafts-
wissenschaften' der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Universität Hannover und Studierende, die 
bereits einen Hochschulabschluss im englischsprachigen Ausland erworben haben. In Sonderfällen behält 
sich das englische Seminar eine Einzelfallprüfung vor.  

 

(2) Das Ergebnis der Sprachtests bzw. die Durchschnittspunktzahl der letzten vier Halbjahresnoten im Fach 
Englisch darf zum Beginn des Studiums nicht älter als zwei Jahre sein. Der Auslandsaufenthalt darf eben-
falls nicht länger als zwei Jahre zurückliegen. 

Die Ergebnisse sollen i.d.R. bei der Bewerbung zur Hochschulzulassung vorliegen und sind Teil der Bewer-
bung. In Ausnahmefällen können die Ergebnisse bis zum 30.09. des Jahres nachgewiesen werden. Bei 
Nichterreichen einer Mindestpunktzahl/Mindestnote, die durch das Englische Seminar festgelegt wird, kann 
eine Einschreibung nicht erfolgen. 

 

(3) TOEFL, CAE, CPE und IELTS können durch keine andere Prüfung ersetzt werden. Eine Freistellung kann 
nicht erfolgen. 

 

(4) Für Studienortwechsler gelten die folgenden Regelungen: 

 Nachweis aller bisher erbrachten Sprachpraxisleistungen UND 

 Nachweis über das Sprachniveau (mindestens C1 / UNIcert III) in Form eines gesonderten Formu-
lars (z.B. DAAD-Formular), auszustellen vom Englischen Seminar der bisher besuchten Hochschu-
le. 

Auf Grundlage dieser Dokumente entscheidet das Englische Seminar der Leibniz Universität Hannover über 
die Notwendigkeit einer Teilnahme der Bewerberin oder des Bewerbers an einem der unter Abs. 1 aufgelis-
teten Sprachprüfungen. 
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§ 2 Zweck der Prüfung 

(1) Durch den Test soll die Bewerberin oder der Bewerber nachweisen, dass sie oder er mündlich und/oder 
schriftlich in allgemeinsprachlicher Hinsicht befähigt ist, das geplante Fachstudium aufzunehmen. Sie oder 
er muss in der Lage sein, auf die Studiensituation bezogene mündliche oder schriftliche Texte zu verstehen, 
zu bearbeiten und solche Texte selbst zu verfassen. 

(2) Dies schließt insbesondere ein: 

(a) die Fähigkeit, Vorgänge, Sachverhalte, Gedankenzusammenhänge sowie Ansichten und Absichten zu 
verstehen, sich mit ihnen auseinander zu setzen sowie eigene Ansichten und Absichten sprachlich an-
gemessen zu äußern; 

(b) eine für das Studium angemessene Beherrschung von Wortschatz, Formenlehre, Satzbau, Textstruktu-
ren und Idiomatik. 

 

§ 3 Art und Gliederung der Prüfungen 

Die Art und Gliederung der Prüfungen werden von den jeweiligen Prüfungsorganisationen bestimmt. 

 

§ 4 Bewertung der Prüfung  

Die Festlegung der Mindestpunktzahl/Mindestnote, die notwendig ist, um in den Studiengängen des Engli-
schen Seminars der Universität Hannover das Studium des Fachs Englisch aufzunehmen, geschieht durch 
das Englische Seminar. Die höchstmögliche Punktzahl/Note beträgt z. Zt. bei TOEFL 120 (internetbasiert), bei 
CAE „Grade A“, bei CPE „Grade A“ und bei IELTS „Band score 9“. Die Mindestpunktzahl/Mindestnote für die 
Zulassung zum Studium des Fachs Englisch am Englischen Seminar der Universität Hannover beträgt z. Zt. 
bei TOEFL 78 (internetbasiert),; bei CAE „Grade C“, bei CPE „Grade C“ und bei IELTS „Band score 6“ 

 

§ 5 Anmeldung, Ablauf und Wiederholung der Prüfung 

(1) Die Anmeldung zu den o. g. Sprachprüfungen und alle daraus entstehenden Verpflichtungen liegen in 
der alleinigen Verantwortung der Studienbewerber. 

(2) Der Ablauf der Sprachprüfungen richtet sich nach den Vorgaben der Prüfungsorganisation. Eine feste 
Zeitdauer ist nicht festgelegt. 

(3) Jede Prüfung kann beliebig oft wiederholt werden, aber nur im Rahmen der Vorschriften der Prüfungsor-
ganisationen. 

 

§ 6 Rechtsanspruch 

Das Bestehen der o. g. Sprachprüfungen begründet keinen Rechtsanspruch auf die Zulassung zum Studium 
des Fachs Englisch am Englischen Seminar der Universität Hannover. 

 

§ 7 Inkrafttreten der Ordnung 

Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Verkündungsblatt der Universität Hannover in 
Kraft. 
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Einrichtung des Faches Werte und Normen im Ergänzungsstudiengang 
Drittes Fach für das Lehramt an Gymnasien 

 

 

Das Präsidium der Leibniz Universität Hannover hat mit Beschluss vom 03.02.2010 nach zustimmender 
Stellungnahme des Senats am 27.01.2010 zum WS 2010/11 das Fach Werte und Normen im Ergän-
zungsstudiengang Drittes Fach für das Lehramt an Gymnasien eingerichtet. 
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Außerkraftsetzung der Studienordnung 
für den Weiterbildenden Masterstudiengang Wasser und Umwelt 

 
 

Auf Beschluss der Fakultät für Bauingenieurwesen und Geodäsie der Gottfried Wilhelm Leibniz Universi-
tät Hannover vom 07.10.2009 und nach Genehmigung durch das Präsidium vom 16.06.2010 wird die 
Studienordnung für den Weiterbildenden Masterstudiengang Wasser und Umwelt außer Kraft gesetzt. 
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Außerkraftsetzung der Studienordnung 
für den Masterstudiengang Advanced Anglophone Studies 

 
 

Auf Beschluss der Philosophischen Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover vom 
28.04.2010 und nach Genehmigung durch das Präsidium vom 16.06.2010 wird die Studienordnung für 
den Masterstudiengang Advanced Anglophone Studies außer Kraft gesetzt. 
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Der Fakultätsrat der Fakultät für Bauingenieurwesen und Geodäsie der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover 
hat am 13.01.2010 die nachfolgende Promotionsordnung beschlossen. Das Präsidium hat die Promotionsordnung am 
16.06.2010 gemäß § 37 Abs. 1 Nr. 5. b) NHG genehmigt. Sie tritt am Tage nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntma-
chung im Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover in Kraft. 
 
 

Änderung der Promotionsordnung der Fakultät für Bauingenieurwesen und Geodäsie 
 
 

§ 1 Verleihung akademischer Grade 

(1) Die Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover verleiht durch die Fakultät für Bauingenieurwesen 
und Geodäsie auf Grund eines Promotionsverfahrens den akademischen Grad „Doktor-Ingenieurin“ oder 
„Doktor-Ingenieur“, abgekürzt „Dr.-Ing.“. 

(2) Als seltene Auszeichnung verleiht sie durch die Fakultät die Würde einer „Doktor-Ingenieurin Ehren hal-
ber“ oder eines „Doktor-Ingenieur Ehren halber“, abgekürzt „Dr.-Ing. E. h.“. 

§ 2 Promotionsleistungen 

Die im Promotionsverfahren zu erbringenden Promotionsleistungen sind: 

1. eine in deutscher oder englischer Sprache abgefasste wissenschaftliche Abhandlung (Dissertation) im 
druckfertigen Zustand, die die Befähigung zu selbständiger und vertiefter wissenschaftlicher Arbeit sowie 
einen Fortschritt im Erkenntnisstand des gewählten Fachgebietes erkennen lässt. Das Thema der Disserta-
tion muss einem Fachgebiet innerhalb eines Studienganges der Fakultät zugeordnet werden können. Die 
Dissertation darf mit Ausnahme der Veröffentlichung von Teilergebnissen weder veröffentlicht noch als Dip-
lom- oder Master- oder andere Prüfungsarbeit verwendet worden sein. Die Vorlage einer Gemeinschaftsar-
beit als Grundlage für die Promotion ist bei einer geeigneten Themenstellung, insbesondere bei interdis-
ziplinären Arbeiten, zulässig; der einzelne Beitrag muss als individuelle wissenschaftliche Leistung im Sinne 
von Satz 1 bewertbar sein. Die Vorlage mehrerer wissenschaftlicher Arbeiten ist zulässig, wenn insgesamt 
die Befähigung zu vertiefter wissenschaftlicher Arbeit im Sinne von Satz 1 nachgewiesen wird. 

2. ein öffentlicher halbstündiger Vortrag über das Thema der Dissertation. 

3. eine mindestens einstündige mündliche Prüfung, die sich an den Vortrag anschließt. 

§ 3 Zulassung zur Promotion 

(1) Die Zulassung zur Promotion setzt voraus, dass die Bewerberin oder der Bewerber der Führung eines 
akademischen Grades würdig ist im Sinne der gesetzlichen Vorschriften über die Führung akademischer 
Grade. Er oder sie muss außerdem einen der folgenden Studiengänge mit einem Diplom oder Master erfolg-
reich abgeschlossen haben: 

a) ein ingenieurwissenschaftliches Studium in einem wissenschaftlichen Studiengang, 

b) ein mathematisches oder naturwissenschaftliches Studium in einem wissenschaftlichen Studiengang, 

c) ein sonstiges Studium in einem wissenschaftlichen Studiengang, 

d) ein fachlich einschlägiges Studium mit gehobenem Prädikat an einer deutschen Fachhochschule. 

(2) Wird die Zulassung gemäß Absatz 1 Buchstabe a gewünscht, so sind die Zulassungsvoraussetzungen 
vorbehaltlich des Absatzes (5) erfüllt. 

(3) Wird die Zulassung gemäß Absatz 1 Buchstabe b gewünscht, so sind vorbehaltlich des Absatzes (5)  in 
zwei Fachgebieten, die dem Thema der Dissertation zugeordnet sind, Wissensstandsprüfungen abzulegen. 
Wurden zuvor einschlägige Kenntnisse durch mindestens zweijährige Tätigkeit in dem Fachgebiet, aus dem 
das Dissertationsthema stammt, erworben, so kann auf Antrag von zwei Professorinnen oder Professoren 
der Fakultät an das Dekanat von beiden Wissensstandsprüfungen abgesehen werden. 

(4) Wird die Zulassung gemäß Absatz 1 Buchstabe c gewünscht so sind vorbehaltlich des Absatzes (5) in 
vier Fachgebieten, die dem Thema der Dissertation zugeordnet sind, Wissensstandsprüfungen  abzulegen. 
Wurden zuvor einschlägige Kenntnisse durch mindestens zweijährige Tätigkeit in dem Fachgebiet, aus dem 
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das Dissertationsthema stammt, erworben, so kann auf Antrag von zwei Professorinnen oder Professoren 
der Fakultät an das Dekanat von zwei Wissensstandsprüfungen abgesehen werden. 

(5) Wurde der Diplom- oder Masterabschluss nicht an einer wissenschaftlichen Hochschule in der Bundes-
republik Deutschland oder in einem anderen deutschsprachigen Land mit vergleichbaren Diplom- oder Mas-
terstudiengängen erworben, so ist die Gleichwertigkeit des Studiums nach Art und Inhalt festzustellen. Dazu 
sind in vier Fachgebieten, die dem Thema der Dissertation zugeordnet sind, Wissensstandsprüfungen abzu-
legen. Auf Antrag von zwei Professorinnen oder Professoren der Fakultät kann die Zahl der Wissensstands-
prüfungen reduziert oder in besonderen Ausnahmefällen erlassen werden, jedoch nicht unter die durch die 
Absätze 3 und 4 vorgegebene Zahl. Dabei sind die rechtsverbindlichen zwischenstaatlichen Abkommen 
sowie die Anerkennungsempfehlungen der Kultusministerkonferenz (Zentrale für ausländisches Bildungs-
wesen) und der Hochschulrektorenkonferenz zu berücksichtigen. 

(6) Wird die Zulassung entsprechend Absatz 1 Buchstabe d gewünscht, so muss der Nachweis der Befähi-
gung zur vertieften wissenschaftlichen Arbeit durch qualifizierte Studien- und Prüfungsleistungen im Umfang 
eines zweisemestrigen Studiums der für das wissenschaftliche Vorhaben relevanten Fächer erbracht wer-
den. Der Fakultätsrat entscheidet über die Art des Vorgehens. Anfallende Prüfungen werden im Rahmen der 
Diplom- oder Masterprüfung bzw. der zugehörigen Vorprüfung der von der Fakultät angebotenen Studien-
gänge durchgeführt. 

(7) Auf Antrag der Bewerberin oder des Bewerbers, der vor Beginn der Arbeiten an der Dissertation gestellt 
werden soll, überprüft das Dekanat die Zulassungsvoraussetzungen. Sind sie gemäß Absatz (2) erfüllt, so 
bescheinigt es die Zulassung zum Promotionsverfahren. Andernfalls entscheiden die dem Fakultätsrat an-
gehörigen Professorinnen und Professoren unter dem Vorsitz der Dekanin oder des Dekans über die ggf. 
erforderlichen Prüfungsleistungen und deren Fachgebiete sowie die Zulassung zum Promotionsverfahren. 

§ 4 Promotionskollegium und Promotionskommission 

(1) Das Promotionskollegium besteht aus den zur Fakultät gehörenden  

 Professorinnen, Professoren, Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren,  

 den Professorinnen und Professoren im Ruhestand, den entpflichteten Professorinnen und Profes-
soren, 

 apl. Professorinnen und Professoren, den in der Fakultät tätigen Privatdozentinnen und Privatdozen-
ten 

 Leitern und Leiterinnen von Nachwuchsgruppen, die auf Grund eines externen Evaluationsverfah-
rens durch eine Forschungsförderungseinrichtung, insbesondere durch das Emmy Noether Pro-
gramm der DFG, die VW-Stiftung, das ERC oder durch vergleichbare Organisationen gefördert wer-
den, sowie  

 den nebenamtlich tätigen Honorarprofessorinnen und Honorarprofessoren und 

(2) Die Beurteilung der Promotionsleistungen erfolgt durch eine Promotionskommission. Diese besteht aus 
den Referentinnen oder Referenten und aus Mitgliedern des Promotionskollegiums. Ihre Zusammensetzung 
wird jeweils vom Fakultätsrat beschlossen. 

(3) Die Promotionskommission setzt sich aus mindestens drei Mitgliedern des Promotionskollegiums zu-
sammen. Ihr gehören an: 

1. die Dekanin oder der Dekan oder eine aus dem Promotionskollegium benannte Vertreterin oder ein 
Vertreter als Vorsitzende oder Vorsitzender; 

2. die für die Beurteilung der Dissertation benannten Referentinnen oder Referenten (gemäß § 6).  
Die Vorsitzende oder der Vorsitzende darf nicht zugleich Referentin oder Referent sein. 

(4) Die Promotionskommission beschließt über die Annahme oder Ablehnung der Dissertation sowie über 
die Bewertung der mündlichen Promotionsleistungen, die Gesamtnote und über eventuelle Auflagen im Zu-
sammenhang mit der Veröffentlichung der Dissertation. 
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§ 5 Promotionsgesuch 

(1) Das Promotionsgesuch ist schriftlich an das Dekanat der Fakultät zu richten. 

(2) Dem Gesuch sind beizufügen: 

1. ein Exemplar der Dissertation; 

2. eine Zusammenfassung in deutscher und englischer Sprache 

3. ein tabellarisch dargestellter Lebenslauf der Bewerberin oder des Bewerbers; 

4. das Diplom- oder Masterprüfungszeugnis oder der entsprechende Nachweis des Studienabschlusses 
(beglaubigte Kopie oder Kopie und Original zum Vergleich); 

5. eine Erklärung, aus der hervorgeht, dass die Bewerberin oder der Bewerber die Dissertation selbstän-
dig verfasst, die benutzten Hilfsmittel vollständig angegeben und die Dissertation noch nicht als Diplom- 
oder Master- oder ähnliche Prüfungsarbeit verwendet hat. Zusätzlich muss die Erklärung aussagen, ob 
und gegebenenfalls wo und wie oft die Bewerberin oder der Bewerber bereits früher Promotionsgesuche 
eingereicht hat. Die Themen der früher eingereichten Dissertationen sind anzugeben.  

6. ein Führungszeugnis zur Vorlage bei einer Behörde, das nicht älter als sechs Monate ist. In Sonderfäl-
len kann das Dekanat Ausnahmen zulassen; 

7. eine zwischen Doktorandin oder Doktorand, einem Mitglied des Promotionskollegiums, der Dekanin 
oder dem Dekan und der Betreuerin oder dem Betreuer abgeschlossene Promotionsvereinbarung.  

(3) Das Promotionsgesuch, ein Exemplar der Dissertation und die Unterlagen nach Absatz 2 Nrn. 2 bis 5 
verbleiben mit Ausnahme der Originale im Besitz der Fakultät  

§ 6 Eröffnung des Promotionsverfahrens 

(1) Das Dekanat legt das Promotionsgesuch dem Fakultätsrat während der nächstmöglichen Sitzung zum 
Zweck der Eröffnung des Promotionsverfahrens vor. Ein Exemplar der Dissertation liegt im Geschäftszim-
mer der Fakultät zur Einsichtnahme aus. 

(2) Ist nach § 3 Absatz 7 die Zulassung beschlossen und sind die ggf. erforderlichen zusätzlichen Leistun-
gen erbracht, so eröffnet der Fakultätsrat das Promotionsverfahren durch Einsetzung der Promotionskom-
mission gemäß § 4. 

(3) Für die Ernennung der Referentinnen oder Referenten gilt: 

1. Alle Referentinnen und Referenten haben einen Status gemäß §4, Abs. (1)  oder besitzen an einer 
wissenschaftlichen Hochschule mit Promotionsrecht die Lehrbefugnis. 

2. Die zuerst ernannte Referentin oder der Referent ist als Hauptberichterin oder Hauptberichter in der 
Regel die Anregerin oder der Anreger bzw. die Betreuerin oder der Betreuer der Dissertation. Sie oder er 
muss der Fakultät angehören. 

3. Die weiteren Referentinnen oder Referenten können, wenn dies fachlich geboten ist, anderen Fakultä-
ten der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover oder auch anderen wissenschaftlichen Hochschu-
len mit Promotionsrecht angehören. 

4. Mindestens eine Referentin oder ein Referent muss einer anderen wissenschaftlichen Einrichtung an-
gehören als die Hauptberichterin oder der Hauptberichter. 

(4) Alle Referentinnen oder Referenten besitzen im Promotionsverfahren dieselben Rechte.  

(5) Der Fakultätsrat kann Personen, auch wenn sie keiner wissenschaftlichen Hochschule angehören, auf-
fordern, als Gutachterin oder Gutachter eine Stellungnahme zur Dissertation oder zu einem Teilgebiet davon 
abzugeben. Eine Gutachterin oder ein Gutachter erwirbt damit im Promotionsverfahren keine besonderen 
Rechte. 

(6) Die Bewerberin oder der Bewerber hat den Referentinnen oder Referenten und Gutachterinnen oder 
Gutachtern unverzüglich je ein Exemplar der Dissertation zur Verfügung zu stellen. 
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§ 7 Beurteilung der Dissertation 

(1) Jede Referentin oder jeder Referent erstellt einen schriftlichen Bericht und empfiehlt unter Begründung 
die Annahme oder die Ablehnung der Dissertation. Eine Empfehlung zur Annahme setzt voraus, dass we-
sentliche sachliche Änderungen nicht mehr erforderlich sind. Im Falle der Annahme bewerten die Referen-
tinnen oder Referenten zugleich die Dissertation. Als Noten gelten:  

ausgezeichnet, 

sehr gut, 

gut, 

genügend. 

Die Berichte sind in der Regel innerhalb von drei Monaten zu erstellen. 

(2) Jede Gutachterin oder jeder Gutachter nimmt lediglich zum Inhalt der Dissertation Stellung. 

(3) Das Dekanat benachrichtigt die Mitglieder des Promotionskollegiums sobald alle Berichte und Gutachten 
vorliegen und ermöglicht ihnen die Einsichtnahme. 

(4) Jedes Mitglied des Promotionskollegiums hat das Recht, beim Dekanat zu den Berichten Stellung zu 
nehmen. Die Frist hierfür beträgt 14 Tage ab Benachrichtigung. 

(5) Sprechen sich alle Referentinnen oder Referenten für die Annahme der Dissertation aus und liegt keine 
ablehnende Stellungnahme von Mitgliedern des Promotionskollegiums vor, so gilt die Dissertation als ange-
nommen. 

(6) Spricht sich eine Referentin oder ein Referent gegen die Annahme der Dissertation aus oder liegt min-
destens eine ablehnende Stellungnahme entsprechend § 7 Absatz 4 vor, so entscheidet die Promotions-
kommission über die Annahme oder Ablehnung der Dissertation. Dabei sind vorher diejenigen anzuhören, 
die die Ablehnung empfohlen oder eine ablehnende Stellungnahme abgegeben haben. In Zweifelsfällen sind 
weitere Referentinnen oder Referenten nach § 6 zu ernennen. 

(7) Sprechen sich mindestens zwei Referentinnen oder Referenten gegen die Annahme der Dissertation aus 
und liegt gegen diese Voten keine gegenteilige Stellungnahme von Mitgliedern des Promotionskollegiums 
vor, so nimmt die Promotionskommission die Arbeit nicht an. In diesem Fall ist das Promotionsverfahren 
beendet (vgl. auch § 13). Das Dekanat teilt dem Bewerber dieses Ergebnis mit. 

§ 8 Vortrag und mündliche Prüfung 

(1) Ist die Dissertation angenommen, so legt die Promotionskommission einen Termin für den öffentlichen 
Vortrag und die daran anschließende mündliche Prüfung fest. Mehrere Promotionsvorträge aus der Fakultät 
dürfen nicht gleichzeitig stattfinden. 

(2) Das Dekanat lädt zu diesem Termin mindestens fünf Werktage vorher ein. Die Einladung ergeht an die 
Doktorandin oder den Doktoranden, die Mitglieder des Promotionskollegiums, die Mitglieder der Promoti-
onskommission sowie an die Gutachterinnen oder Gutachter. Weiterhin werden die Präsidentin oder der 
Präsident der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover, die Mitglieder des Fakultätsrates und alle wis-
senschaftlichen Einrichtungen der Fakultät für Bauingenieurwesen und Geodäsie eingeladen. 

(3) Alle Personen des in §4 Abs. (1) angegebenen Status einer wissenschaftlichen Hochschule mit Promoti-
onsrecht sowie Gutachterinnen und Gutachter gemäß § 6 (5), haben Zutritt zur mündlichen Prüfung. Zutritt 
haben ebenfalls alle weiteren wissenschaftlich Beschäftigten der Fakultät. Auf Antrag der Doktorandin oder 
des Doktoranden können diese wissenschaftlich Beschäftigten von der bzw. dem Vorsitzenden der Promoti-
onskommission vom Zutritt zur mündlichen Prüfung ausgeschlossen werden. Weitere Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer können mit Zustimmung der Promotionskommission und der Doktorandin oder des Doktoranden 
anwesend sein. 

(4) Vortrag und mündliche Prüfung finden unter Leitung der Dekanin oder des Dekans oder einer Vertreterin 
oder eines Vertreters und unter Teilnahme der Promotionskommission statt. 

(5) Der Vortrag soll eine halbe Stunde dauern. Er soll die Fähigkeit der Doktorandin oder des Doktoranden 
zur verständlichen Darstellung und Wertung der Erkenntnisse unter Beweis stellen.  
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Anschließend ist die Doktorandin oder der Doktorand mündlich zu prüfen. Die Prüfung muss mindestens 
eine Stunde dauern; sie erstreckt sich, ausgehend von den Gegenständen der Dissertation, über die betrof-
fenen Fachgebiete. 

Vortrag und Prüfung sind in deutscher oder englischer Sprache zu halten.  

(6) Über die Prüfung und über die anschließenden Beurteilungen (§§ 9 und 10) ist ein Protokoll (Promoti-
onsbuch) mit Anwesenheitsliste zu führen. 

(7) Bei unentschuldigtem Fernbleiben der Doktorandin oder des Doktoranden von der mündlichen Prüfung 
gilt diese als nicht bestanden. 

§ 9 Beurteilung des Vortrags und der mündlichen Prüfung 

(1) Unmittelbar nach der mündlichen Prüfung entscheidet die Promotionskommission, ob Vortrag und münd-
liche Prüfung den Anforderungen gemäß § 2 Nrn. 2 und 3 genügen. Ist dies der Fall, so beurteilt sie den 
Vortrag und die mündliche Prüfung mit jeweils einer der Noten nach § 7 Absatz 1. 

(2) Genügen Vortrag und/oder mündliche Prüfung nicht den Anforderungen, so ist dies der Doktorandin oder 
dem Doktoranden unverzüglich bekannt zugeben. Eine Wiederholungsprüfung ist möglich, wenn die Dokto-
randin oder der Doktorand innerhalb von zwei Monaten dazu einen Antrag an das Dekanat stellt. § 8 gilt 
entsprechend. Im anderen Falle ist nach Ablauf der Frist das Promotionsverfahren beendet. 

§ 10 Gesamtbeurteilung der Promotion 

(1) Sind der Vortrag und die mündliche Prüfung bestanden, so legt die Promotionskommission unter Berück-
sichtigung der Noten der Dissertation (§ 7), des Vortrags sowie der mündlichen Prüfung (§ 9) das Prädikat 
der Promotion fest. Dabei gehen die mittlere Note aus den Bewertungen der Dissertation zu 60 v. H. ein, die 
Bewertung des Vortrages zu 15 v. H. und die der mündlichen Prüfung zu 25 v. H.. Von dieser Mittelnote 
kann die Kommission in einer zusätzlichen Bewertungsentscheidung bis zu einer Note nach beiden Seiten 
abweichen, wenn dieses den Gesamteindruck besser wiedergibt. 

(2) Als mögliche Prädikate gelten: mit Auszeichnung bestanden, sehr gut bestanden, gut bestanden, be-
standen.  

(3) Die Dekanin oder der Dekan oder ihr oder sein Vertreter teilt der Doktorandin oder dem Doktoranden das 
Ergebnis der Gesamtbeurteilung unverzüglich mit. Soweit die Promotionskommission bestimmte Auflagen 
für die endgültige Fassung der Dissertation beschlossen hat, ist dies der Doktorandin oder dem Doktoran-
den gleichfalls bekannt zu geben und zu protokollieren. 

§ 11 Vervielfältigung und Veröffentlichung der Dissertation 

(1) Innerhalb eines Jahres nach Erbringen der letzten Promotionsleistung hat die Doktorandin oder der Dok-
torand zum Zwecke der Veröffentlichung die Vervielfältigung der endgültigen Fassung der Dissertation zu 
bewirken. Für die Veröffentlichung gelten die vom Senat beschlossenen „Allgemeinen Richtlinien über die 
Veröffentlichung und die Ablieferung von Dissertationen“ in der jeweils gültigen Fassung. 

(2) Die endgültige Druckvorlage ist der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden oder einer von ihr oder ihm 
benannten Vertretung zur Erteilung der Druckgenehmigung einzureichen. Die Dissertation muss eine etwa 
einseitige Kurzfassung in deutscher und englischer Sprache enthalten. 

(3) Ein Exemplar der endgültigen Fassung verbleibt im dauernden Besitz der Fakultät. 

(4) Die Pflichtexemplare müssen spätestens ein Jahr nach bestandener Prüfung an die Schriftenstelle der 
Universitätsbibliothek abgeliefert worden sein. Unter besonderen Umständen kann die oder der Vorsitzende 
der Promotionskommission auf Antrag der Doktorandin oder des Doktoranden eine längere Frist festsetzen. 

§ 12 Promotionsurkunde und Vollzug der Promotion 

(1) Es wird eine Promotionsurkunde   ausgefertigt und von der Präsidentin oder vom Präsidenten der Uni-
versität und von der Dekanin oder vom Dekan der zuständigen Fakultät eigenhändig unterzeichnet. Sie wird 
auf den Tag der mündlichen Prüfung datiert, jedoch erst ausgehändigt, nachdem die Bewerberin oder der 
Bewerber die Pflichtexemplare nach § 11 abgeliefert hat oder eine wissenschaftliche Einrichtung der Fakul-
tät die Verpflichtung zur Veröffentlichung innerhalb eines Jahres übernimmt. 
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(2) Die Promotion wird durch Aushändigung oder Zustellung der Promotionsurkunde vollzogen. Erst danach 
hat die Bewerberin oder der Bewerber das Recht, den Doktorinnengrad oder Doktorgrad zu führen. 

§ 13 Beendigung des Promotionsverfahrens 

(1) Wurde das Promotionsverfahren beendet, weil die Dissertation nicht angenommen oder weil Vortrag 
und/oder mündliche Prüfung nicht als ausreichend bewertet wurden, so ist dies der Bewerberin oder dem 
Bewerber schriftlich mit Begründung und Rechtsbehelfsbelehrung mitzuteilen. 

(2) Eine abermalige Bewerbung ist nur einmal und nicht vor Ablauf eines Jahres möglich. Dies gilt auch bei 
erfolglosen Promotionsversuchen an anderen Hochschulen. Eine zurückgewiesene Dissertation darf auf 
keinen Fall wieder verwendet werden. 

§ 14 Zurücknahme des Promotionsgesuches 

Das Promotionsgesuch kann zurückgenommen werden, solange noch kein Referat über die Dissertation 
erstattet ist. 

§ 15 Ungültigkeit der Promotionsleistungen 

Ergibt sich vor der Aushändigung oder Zustellung der Promotionsurkunde, dass sich die Doktorandin oder 
der Doktorand bei seinen Promotionsleistungen einer Täuschung schuldig gemacht hat, so erklärt die Pro-
motionskommission die Promotionsleistung für ungültig. 

§ 16 Erneuerung der Promotionsurkunde 

Die Promotionsurkunde kann am fünfzigsten Jahrestag der mündlichen Doktorprüfung erneuert werden, 
wenn dies der Fakultätsrat mit Rücksicht auf besondere wissenschaftliche Verdienste oder auf eine beson-
ders enge Verknüpfung der Jubilarin oder des Jubilars mit der Universität für angebracht hält und beschließt. 

§ 17 Ehrenpromotion 

(1) Die Würde einer oder eines Dr.-Ing. E. h. kann durch die Fakultät für Bauingenieurwesen und Geodäsie 
in Anerkennung hervorragender wissenschaftlicher Leistungen auf den von der Fakultät betreuten Gebieten 
an besonders verdiente Persönlichkeiten verliehen werden. 

(2) Die Ehrung erfolgt auf Vorschlag von drei Professorinnen oder Professoren des Promotionskollegiums. 
Nach Zustimmung des Fakultätsrats haben die Mitglieder des Promotionskollegiums das Recht auf Einsicht-
nahme in den Vorschlag und die Begründung. 

(3) Die oder der zu Ehrende darf nicht Mitglied  der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover sein. 

(4) Eine Ehrenpromotion erfordert einen mit einer Stimmenmehrheit von mindestens vier Fünfteln der Mit-
glieder des Fakultätsrats gefassten Beschluss sowie die Zustimmung des Senats. 

(5) Die Ehrenpromotion wird durch Aushändigung einer von der Präsidentin oder vom Präsidenten der Gott-
fried Wilhelm Leibniz Universität Hannover und von der Dekanin oder vom Dekan der Fakultät für Bauinge-
nieurwesen und Geodäsie eigenhändig unterzeichneten Urkunde, in der die Verdienste der oder des Pro-
movierenden hervorzuheben sind, vollzogen. 

(6) Von der Ehrenpromotion sollen alle deutschen wissenschaftlichen Hochschulen benachrichtigt werden. 
Außerdem soll Anzeige an das Niedersächsische Ministerium für Wissenschaft und Kultur erfolgen. 

§ 18 Entzug des Doktorgrades 

Der Entzug des Doktorinnengrades oder des Doktorgrades und das dazu erforderliche Verfahren erfolgen 
auf Grund der gesetzlichen Bestimmungen. Dies gilt sinngemäß auch für die Würde der Doktor-Ingenieurin 
oder des Doktor-Ingenieurs Ehren halber. 

§ 19 Rechtsbehelfsbelehrung 

Alle ablehnenden Entscheidungen in einem Promotionsverfahren sind schriftlich zu begründen und mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 

§ 20 Inkrafttreten 

Diese Promotionsordnung tritt nach der Genehmigung durch die Präsidentin oder den Präsidenten am Tage 
nach der Veröffentlichung im Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover in Kraft. 
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Der Fakultätsrat der Philosophischen Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat am 28.04.2010 die 
nachstehende Prüfungsordnung für den Bachelorstudiengang Sonderpädagogik beschlossen. Das Präsidium hat die 
Ordnung am 16.06.2010 gemäß § 37 Abs. 1 Nr. 5. b) NHG genehmigt. Sie tritt nach ihrer hochschulöffentlichen Be-
kanntmachung im Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover am 01.10.2010 in Kraft. 
 
 

Prüfungsordnung für den Bachelorstudiengang Sonderpädagogik 
 
 

Die Philosophische Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat gemäß §§ 7 Abs. 3, 44 
Abs. 1 des Niedersächsischen Hochschulgesetzes die folgende Prüfungsordnung erlassen. 

 

Erster Teil: Bachelorprüfung 

 

§ 1 Zweck der Prüfung und Hochschulgrad 

(1) 1Die Bachelorprüfung bildet den ersten berufsqualifizierenden Abschluss des Studiums. 2Durch die Ba-
chelorprüfung soll festgestellt werden, ob der Prüfling die für den Übergang in die Berufspraxis notwendigen 
Fachkenntnisse und Handlungskompetenzen erworben hat, die fachlichen Zusammenhänge des Faches 
überblickt und die Fähigkeit besitzt, nach wissenschaftlichen bzw. wissenschaftlich-künstlerischen 
Grundsätzen zu arbeiten.  

(2) Nach bestandener Bachelorprüfung verleiht die Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover den aka-
demischen Grad „Bachelor of Arts (B. A.)“. 

 

§ 2 Dauer und Gliederung des Studiums 
1Die Regelstudienzeit beträgt drei Jahre. 2Der Zeitaufwand für das Präsenzstudium und Selbststudium be-
trägt 180 ECTS-Leistungspunkte (im Folgenden Leistungspunkte genannt) zu je 30 Stunden. 3Das Studium 
gliedert sich in sechs Semester. 

 

§ 3 Aufbau und Inhalt der Prüfung 

(1) 1Die Bachelorprüfung wird studienbegleitend abgenommen. 2Sie besteht aus den Pflicht- und Wahl-
pflichtmodulen, die im Erstfach Sonderpädagogik und dem Modul Bachelorarbeit nach Anlage 1.1, im Pro-
fessionalisierungsbereich nach Anlage 1.2, im Zweit- bzw. halben Zweitfach nach Anlage 1.3 und 1.4 zu 
erbringen sind. 3Die den Modulen zugeordneten Lehrveranstaltungen ergeben sich aus dem Modulkatalog 
bzw. aus dem Vorlesungsverzeichnis. 

(2) 1Das Bachelorstudium gliedert sich, bei Wahl des schulischen Schwerpunktes in  

 das Erstfach Sonderpädagogik im Umfang von 105 Leistungspunkten und das Modul Bachelo-
rarbeit im Umfang von 15 Leistungspunkten (Anlage 1.1), 

 in einen Professionalisierungsbereich im Umfang von 30 Leistungspunkten (Anlage 1.2) 

 und in ein Zweitfach im Umfang von 30 Leistungspunkten (Anlage 1.3).  
2Das Bachelorstudium gliedert sich, bei Wahl des außerschulischen Schwerpunktes in  

 das Erstfach Sonderpädagogik im Umfang von 100 Leistungspunkten und das Modul Bachelo-
rarbeit im Umfang von 15 Leistungspunkten (Anlage 1.1),  

 in einen Professionalisierungsbereich im Umfang von 30 Leistungspunkten (Anlage 1.2), 

 in ein Zweitfach oder zwei halbe Zweitfächer im Umfang von insgesamt 30 Leistungspunkten 
(Anlage 1.3 oder 1.4) 

 und wahlweise ein Praktikum im Umfang von 5 Leistungspunkten im Professionalisierungsbe-
reich oder im Fach Sonderpädagogik. 

(3) Das Erstfach Sonderpädagogik beinhaltet ein sonderpädagogisches Schulpraktikum im Umfang von 5 
Leistungspunkten und zwei weitere Praktika im Umfang von zusammen 10 Leistungspunkten.  

(4) 1Der Professionalisierungsbereich umfasst verpflichtend Module aus dem Bereich Allgemeine Erzie-
hungswissenschaft und wahlweise Module aus den Bereichen Psychologie oder Soziologie. 2In die Module 
der Bereiche Psychologie und Soziologie sind Praktika im Umfang von 5 Leistungspunkten integriert.  
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(5) 1Das sonderpädagogische Schulpraktikum, welches in das Erstfach Sonderpädagogik integriert ist, ist 
nur für Studierende verpflichtend, die den schulischen Schwerpunkt studieren. 2Die Studierenden, die den 
außerschulischen Schwerpunkt anstreben, absolvieren wahlweise das sonderpädagogische Schulpraktikum 
oder ein Praktikum im Professionalisierungsbereich.  

(6) Die Studierenden, die den außerschulischen Schwerpunkt Sprache und Kommunikation studieren, müs-
sen das Zweitfach Angewandte Sprachwissenschaft studieren und die Praktika im Schwerpunkt Sprache 
und Kommunikation absolvieren. 

 

§ 4 Bachelorarbeit 

(1) 1Das Modul Bachelorarbeit besteht aus der Bachelorarbeit und einer Präsentation als Studienleistung die 
im Seminar zur Bachelorarbeit zu erbringen ist. 2Die Bachelorarbeit soll zeigen, dass der Prüfling in der Lage 
ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus dem Erstfach Sonderpädagogik selbständig nach 
wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. 3Thema und Aufgabenstellung der Bachelorarbeit müssen dem 
Prüfungszweck (§ 1 Abs. 1) und der Bearbeitungszeit nach Absatz 2 entsprechen. 4Für das bestandene Mo-
dul Bachelorarbeit werden 15 Leistungspunkte vergeben.  

(2) 1Die Bachelorarbeit ist binnen acht Wochen nach Ausgabe des Themas abzuliefern. 2Bei experimentellen 
oder empirischen Arbeiten kann auch eine Dauer von 12 Wochen vorgesehen werden. 3Die Arbeit ist in der 
Regel innerhalb von vier Wochen von zwei Prüfenden zu bewerten. 4Das Thema kann nur einmal und nur 
innerhalb der ersten zwei Wochen zurückgegeben werden. 

(3) Bei der Abgabe der Bachelorarbeit ist schriftlich zu versichern, dass die Arbeit selbständig verfasst wurde 
und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt wurden, alle Stellen der Arbeit, die 
wörtlich oder sinngemäß aus anderen Quellen übernommen wurden, als solche kenntlich gemacht sind und 
die Arbeit in gleicher oder ähnlicher Form noch keiner Prüfungsbehörde vorgelegen hat. 

 

§ 5 Bestehen und Nichtbestehen 

(1) Die Bachelorprüfung ist bestanden, wenn die in § 3 in Verbindung mit den Anlagen 1.1- 1.3 bzw. 1.4 ge-
nannten Module einschließlich des Moduls Bachelorarbeit bestanden sind und mindestens 180 ECTS-
Leistungspunkte erworben wurden.  

(2) Die gesamte Bachelorprüfung ist endgültig nicht bestanden, wenn eine Wiederholung einer nicht bestan-
denen Prüfungsleistung im Erstfach Sonderpädagogik oder im Professionalisierungsbereich, die nach § 3 
erforderlich ist, gemäß § 16 nicht mehr möglich ist. 

(3) 1Die Bachelorprüfung in einem der nach Anlage 1.3 oder 1.4 gewählten Zweitfächer oder halben Zweitfä-
cher ist endgültig nicht bestanden, wenn die Wiederholung einer nicht bestandenen Prüfungsleistung im 
jeweiligen Fach, die nach § 3 erforderlich ist, gemäß § 16 nicht mehr möglich ist. 2In diesem Fall besteht 
einmal die Möglichkeit, ein anderes Zweitfach bzw. halbes Zweitfach des Studienganges zu wählen. 3Die 
gesamte Bachelorprüfung ist endgültig nicht bestanden, wenn erneut eine Wiederholung einer nicht bestan-
denen Prüfungsleistung im Zweitfach oder halben Zweitfach, die nach § 3 erforderlich ist, gemäß § 16 nicht 
mehr möglich ist.  

 

§ 6 entfällt 

Zweiter Teil: Masterprüfung 

 

§§ 7 – 11 entfallen 

 

Dritter Teil: Gemeinsame Vorschriften 
 

§ 12 Zulassung 

(1) 1Für die Bachelorprüfung (Prüfung) ist zugelassen, wer in dem betreffenden Studiengang an der Gott-
fried Wilhelm Leibniz Universität Hannover eingeschrieben ist. 2Weitere Zulassungsvorsaussetzungen sind 
den fachspezifischen Anlagen zu entnehmen. 

(2) 1Die Zulassung wird versagt, wenn eine Prüfung in einem Modul, das einem Pflichtmodul dieses Stu-
diengangs vergleichbar ist, in einem bisherigen Studiengang endgültig nicht bestanden wurde. 2Endgültig 
nicht bestandene Prüfungen in einem Modul, das einem Wahlpflichtmodul des Studiengangs entspricht, für 
den die Zulassung beantragt wird, können in diesem Studiengang nicht wiederholt werden. 
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(3) 1Die Zulassung zum Modul Bachelorarbeit muss gesondert beantragt werden. 2Die Zulassung zum Modul 
Bachelorarbeit setzt voraus, dass im Rahmen der Bachelorprüfung mindestens 120 ECTS-Leistungspunkte 
erworben wurden. 3Weitere Zulassungsvoraussetzungen sind den fachspezifischen Anlagen zu entnehmen. 
4Studierende mit dem Zweitfach Sport müssen zusätzlich spätestens bis zur Anmeldung der Bachelorarbeit 
einen Nachweis der Ersten Hilfe und das Deutsche Rettungsschwimmabzeichen Bronze vorweisen.  

(4) Die Zulassung nach Abs. 3 wird versagt, wenn die Zulassungsvoraussetzungen nicht erfüllt sind. 

 

§ 13 entfällt 

 

§ 14 Studien- und Prüfungsleistungen 

(1) Prüfungsleistungen sind die Bachelorarbeit, sowie die nachstehenden Leistungen: 

1. Klausur (Abs. 3) 
2. Mündliche Prüfung (Abs. 4)  
3. Referat (Abs. 5) 

4. Hausarbeit (Abs. 6) 
5. Seminararbeit (Abs. 7) 
6. Präsentation (Abs. 8) 

7. Musikpraktische Präsentation (Abs. 9)  
8. Sportpraktische Präsentation (Abs. 10)  
9. Künstlerische Präsentation (Abs. 11) 

10. Eine künstlerisch-wissenschaftliche Präsentation (Abs. 12) 
11. Dokumentation (Abs. 13) 
12. Fachpraktische Prüfung (Abs. 14) 

(2) 1Studienleistungen sind insbesondere, Hausübungen, Präsenzübungen, Praktikumsberichte, Klausuren, 
Vorträge, Referate und Hausarbeiten, die der laufenden Leistungskontrolle dienen. 2Die Studienleistung be-
inhaltet in der Regel die regelmäßige Teilnahme an der dazugehörigen Lehrveranstaltung. 3Die zu erbrin-
genden Studienleistungen werden in den jeweiligen Modul- und Veranstaltungsbeschreibungen näher erläu-
tert und von den Lehrenden in Absprache mit den Studierenden spätestens mit Beginn der Lehrveranstal-
tung festgelegt. 

(3) 1Eine Klausur ist eine schriftliche Arbeit unter Aufsicht. 2Die Dauer richtet sich nach den fachspezifischen 
Anlagen. 3Abweichend von den fachspezifischen Anlagen können Klausuren in begründeten Fällen auch 
durch  mündliche Prüfungen ersetzt werden. 4Die Entscheidung darüber trifft die oder der Lehrende. 

(4) 1Die Dauer der mündlichen Prüfungsleistung richtet sich nach den fachspezifischen Anlagen. 2Sie findet 
nichtöffentlich in Gegenwart einer oder eines Beisitzenden statt, die oder der selbst die durch die Prüfung 
festzustellende oder eine gleichwertige Qualifikation besitzt. 3Die wesentlichen Gegenstände der Prüfungs-
leistung werden in einem Protokoll festgehalten. 4Studierende, die sich in einem späteren Prüfungstermin 
der gleichen Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der Hochschule, die ein eigenes berech-
tigtes Interesse geltend machen, sind als Zuhörende bei mündlichen Prüfungen zuzulassen. 5Dies erstreckt 
sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an den Prüfling. 6Auf Antrag eines 
Prüflings sind die Zuhörerinnen und Zuhörer nach Satz 4 auszuschließen. 

(5) Ein Referat umfasst: 

1. eine eigenständige und vertiefte, ggf. schriftlich dargestellte Auseinandersetzung mit einem Problem 
aus dem Arbeitszusammenhang der Lehrveranstaltung unter Einbeziehung und Auswertung ein-
schlägiger Literatur; 

2. die Darstellung der Arbeit und die Vermittlung ihrer Ergebnisse im Vortrag sowie in der anschließen-
den Diskussion. 

(6) 1Eine Hausarbeit ist eine selbständige verfasste schriftliche Arbeit einer fachspezifischen oder fächer-
übergreifenden Aufgabenstellung. 2Der Umfang und die Bearbeitungszeit richten sich nach den fachspezifi-
schen Anlagen. 

(7) 1Eine Seminararbeit kann nach näherer Bestimmung der fachspezifischen Anlagen eine experimentelle, 
dokumentarische oder darstellende wissenschaftlich-praktische Leistung (Projekt) sein. 2Der zeitliche Um-
fang ist in den fachspezifischen Anlagen geregelt. 

 
Seite 16 



Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover vom 05.07.2010  09/2010 

 

(8) 1Eine Präsentation umfasst die Aufbereitung eines vorgegebenen Themas mit Hilfe von elektronischen 
Medien und ggf. seine Darbietung im mündlichen Vortrag bzw. ggf. seine Reflektion in einer schriftlichen 
Ausarbeitung. 2Dauer und Umfang richten sich nach den fachspezifischen Anlagen. 3Sieht die Fachspezifi-
sche Anlage eine Präsentation mit Ausarbeitung (PR/A) vor, muss eine schriftliche Ausarbeitung die Präsen-
tation ergänzen.  

(9) 1Eine Musikpraktische Präsentation findet vor zwei Prüfenden oder einer oder einem Prüfenden sowie 
einer oder einem sachkundigen Beisitzenden als Einzelprüfung statt. 2Die Dauer richtet sich nach den fach-
spezifischen Anlagen. 3Absatz 4 Sätze 3 bis 6 gelten entsprechend. 

(10) 1Eine Sportpraktische Präsentation findet vor einer oder einem Prüfenden und einer oder einem sach-
kundigen Beisitzenden als Einzelprüfung oder Gruppenprüfung statt. 2Die Dauer richtet sich nach den fach-
spezifischen Anlagen. 3Absatz 4 Sätze 3 bis 6 gelten entsprechend. 

(11) 1Eine künstlerische Präsentation in einer den Themen angemessenen Form (Bilder, Fotos, Objekte, 
Skulpturen, Installation, Videoarbeit) beinhaltet auch eine ästhetische Prozessdokumentation (Aufzeichnung 
der stattgefundenen künstlerischen Prozesse in Form einer adäquaten (medialen) Darstellung, z. B. Arbeits-
protokolle/Tagebuch, Skizzen/Fotos, mit schriftlicher Kommentierung). 2Eine künstlerische Präsentation fin-
det vor einer oder einem Prüfenden und einer oder einem sachkundigen Beisitzenden als Einzelprüfung 
statt. 3Die Dauer richtet sich nach den fachspezifischen Anlagen. 4Absatz 4 Sätze 3 bis 6 gelten entspre-
chend.  

(12) 1Eine künstlerisch-wissenschaftliche Präsentation ist gekennzeichnet durch Wechselwirkungen und 
kreative Transferleistungen zwischen künstlerischer Erfahrung, anschaulichem Denken und theoretischer 
Reflexion. 2Die bildliche und die sprachliche Argumentation und Interpretation werden zu Wissensformen mit 
experimentellem Charakter verknüpft und in einem mündlichen Vortrag begründet, erläutert und zur Diskus-
sion gestellt. 3Eine künstlerisch-wissenschaftliche Präsentation findet vor einer oder einem Prüfenden und 
einer oder einem sachkundigen Beisitzenden als Einzelprüfung statt. 4Die Dauer richtet sich nach den fach-
spezifischen Anlagen. 5Absatz 4 Sätze 3 bis 6 gelten entsprechend.  

(13) Eine Dokumentation umfasst die Aufbereitung und Darstellung eines künstlerischen, kognitiven oder 
handlungsorientierten Prozesses. 

(14) 1Eine Fachpraktische Prüfung ist eine semesterbegleitende Leistungsüberprüfung in der Sportpraxis. 
2Die Dauer richtet sich nach den fachspezifischen Anlagen. 

(15) Prüfungs- und Studienleistungen in Form von Gruppenarbeiten sind zulässig, sofern sich die einzelnen 
Beiträge aufgrund objektiver Kriterien deutlich abgrenzen und getrennt bewerten lassen. 

(16) Bei der Abgabe von schriftlichen Prüfungs- bzw. Teilprüfungsleistungen ist schriftlich zu versichern, 
dass die Arbeit selbständig verfasst wurde und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel 
benutzt wurden und alle Stellen der Arbeit, die wörtlich oder sinngemäß aus anderen Quellen übernommen 
wurden, als solche kenntlich gemacht sind. 

(17) Sind in den fachspezifischen Anlagen in einem Modul alternative Prüfungsformen vorgesehen oder 
kann gem. § 14 Abs. 3 eine Prüfungsform durch eine andere ersetzt werden, muss die Ankündigung der 
Prüfungsform spätestens zum Beginn der Meldefrist erfolgen.  

 

§ 15 Anmeldung 

Für jede Prüfungsleistung ist innerhalb des vom Prüfungsausschuss festgesetzten Zeitraums eine gesonder-
te Anmeldung erforderlich.  

 

§ 16 Wiederholung 

(1) 1Bestandene Prüfungsleistungen können nicht wiederholt werden. 2Eine nicht bestandene Prüfungsleis-
tung kann zweimal wiederholt werden. 3Die Anmeldung zur Wiederholung einer nicht bestandenen Prü-
fungsleistung muss innerhalb eines Jahres erfolgen. 4Ansonsten gilt die Wiederholungsprüfung als mit „nicht 
ausreichend“ bewertet. 5Eine nicht bestandene Prüfungsleistung kann nach Wahl der oder des Prüfenden 
auch in einer anderen Prüfungsform gem. § 14 wiederholt werden; im Übrigen gilt § 14 Abs. 17 entspre-
chend. 

(2) 1Eine nicht bestandene Bachelorarbeit kann einmal wiederholt werden. 2Das neue Thema der Bachelo-
rarbeit wird in angemessener Frist, in der Regel innerhalb von drei Monaten nach Bewertung der ersten Ar-
beit, ausgegeben.  
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(3) 1In der letzten Wiederholungsprüfung darf für eine Klausur nach § 14 Abs. 3 die Note "nicht ausreichend" 
nur nach mündlicher Ergänzungsprüfung erteilt werden. 2Diese mündliche Ergänzungsprüfung wird von zwei 
Prüfenden abgenommen; im Übrigen gilt § 14 Abs. 4 entsprechend. 3Nach mündlicher Ergänzungsprüfung 
kann maximal die Note "ausreichend (4,0)" vergeben werden. 4Die mündliche Ergänzungsprüfung hat das 
Thema zum Inhalt, das in der vorausgegangenen Prüfung mit „nicht ausreichend“ bewertet wurde und findet 
in dem Semester statt in dem die vorangegangene Wiederholungsprüfung mit „nicht ausreichend“ bewertet 
wurde. 5Die Dauer der mündlichen Ergänzungsprüfung beträgt in der Regel 15 Minuten. 6Die mündliche Er-
gänzungsprüfung ist ausgeschlossen, wenn für die Bewertung der schriftlichen Prüfungsleistung § 17 oder 
§ 18 Anwendung fanden. 

§ 17 Versäumnis, Rücktritt 

(1) 1Der Rücktritt von einer Anmeldung zu einer Klausur kann bis zum Beginn der Prüfung erfolgen. 2Das 
Nichterscheinen zu einem festgesetzten Klausurprüfungstermin wird als Rücktritt gewertet. 3Der Rücktritt 
von einer mündlichen Prüfung muss spätestens eine Woche vor dem Prüfungstermin gegenüber der zu-
ständigen Prüferin oder dem zuständigen Prüfer erklärt werden. 4Studierende des Faches Musik müssen 
den Rücktritt auch gegenüber dem Prüfungsamt der Hochschule für Musik und Theater bekannt geben. 5Der 
Rücktritt nach den Sätzen 1 bis 3 ist ohne Angabe von Gründen zulässig. 

(2) 1Bei Versäumnis eines festgesetzten Abgabetermins oder bei Rücktritt von einer Prüfungsleistung entge-
gen Absatz 1 gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit "nicht ausreichend“ bewertet. 2Abweichend hiervon 
gilt die Prüfungsleistung als nicht unternommen, wenn für das Versäumnis oder den Rücktritt triftige Gründe 
unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 3Im Krankheitsfall ist ein fachärztliches 
oder amtsärztliches Attest vorzulegen. 4Die Entscheidung über die Anerkennung der triftigen Gründe trifft der 
Prüfungsausschuss. 5In Fällen, in denen der Abgabetermin aus triftigen Gründen nicht eingehalten werden 
kann, kann der Prüfungsausschuss entscheiden, dass lediglich der Abgabetermin für die Prüfungsleistung 
um höchstens zwei Wochen hinausgeschoben wird, ohne dass die Prüfungsleistung als nicht unternommen 
gilt. 6Darüber hinaus kann der Prüfungsausschuss in begründeten Einzelfällen den Abgabetermin weiter 
hinausschieben. 

(3) Der Rücktritt von einer Wiederholungsprüfung ist nur aus triftigen Gründen zulässig. 

 

§ 18 Täuschung, Ordnungsverstoß 

(1) 1Beim Versuch, das Ergebnis einer Prüfungsleistung durch Täuschung zu beeinflussen, gilt die betref-
fende Prüfungsleistung als mit "nicht ausreichend" bewertet. 2Das Mitführen nicht zugelassener Hilfsmittel 
nach Klausurbeginn ist stets ein Täuschungsversuch. 

(2) Wer sich eines Ordnungsverstoßes schuldig macht, kann von der Fortsetzung der betreffenden Prü-
fungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit "nicht aus-
reichend" bewertet.  

§ 19 Bewertung und Notenbildung 

(1) 1Prüfungsleistungen werden von den Prüfenden in der Regel binnen vier Wochen bewertet. 
2Prüfungsleistungen werden in der Regel benotet. 3Unbenotete Prüfungsleistungen werden mit "bestanden" 
oder "nicht bestanden" bewertet. 4Dabei sind folgende Notenstufen zu verwenden:  

1,0; 1,3 = sehr gut = eine besonders hervorragende Leistung, 

1,7; 2,0; 2,3 = gut = eine erheblich über den durchschnittlichen Anforderungen liegende Leistung, 
2,7; 3,0; 3,3 = befriedigend = eine Leistung, die in jeder Hinsicht den durchschnittlichen Anforderungen ent-
spricht, 
3,7; 4,0 = ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel den Mindestanforderungen entspricht, 
5,0 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen nicht mehr genügt. 

5Eine mit „nicht ausreichend“ bewertete Prüfungsleistung ist „nicht bestanden“. 

(2) 1Wird eine Prüfungsleistung durch zwei Prüfende bewertet, ist sie bestanden, wenn beide die Prüfungs-
leistung mit mindestens "ausreichend" oder "bestanden" bewerten. 2Die Note errechnet sich in diesem Fall 
aus dem Durchschnitt der von den Prüfenden festgesetzten Einzelnoten. 

(3) 1Die Gesamtnote der Bachelorprüfung errechnet sich als arithmetisches Mittel der Gesamtnoten des 
Erstfaches Sonderpädagogik nach Anlage 1.1 und des Moduls Bachelorarbeit nach Anlage 1.1, des Profes-
sionalisierungsbereichs nach Anlage 1.2 und des/r Zweitfaches/halben Zweitfächer nach Anlage 1.3 oder 
1.4. 2Dabei werden die in den Anlagen aufgeführten Leistungspunkte als Gewichte verwendet. 3Die Ge-
samtnote lautet  
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bei einem Durchschnitt bis 1,5 sehr gut,  
bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5 gut, 
bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5 befriedigend, 
bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0 ausreichend, 
bei einem Durchschnitt über 4,0 nicht ausreichend. 

(4) 1Die Gesamtnoten des Erstfaches Sonderpädagogik, des/r Zweitfaches/halben Zweitfächer und des Pro-
fessionalisierungsbereiches errechnen sich jeweils als arithmetisches Mittel aller Noten der zugehörigen 
Module. 2Dabei werden die in den fachspezifischen Anlagen aufgeführten Leistungspunkte als Gewichte 
verwendet. 3Bei der Berechung der jeweiligen Gesamtnoten dürfen nur die Noten der Pflicht- und Wahl-
pflichtmodule in die Note eingehen, die für das Erreichen der Leistungspunkte nach § 3 Abs. 2 erforderlich 
sind. 4Soweit sich durch die Wahl des letzten Moduls das zum Erreichen der nach § 3 Abs. 2 erforderlichen 
Leistungspunkte notwendig ist, eine geringfügige Überschreitung dieser Punktezahlen ergibt, werden die 
Module bei der Berechung der Gesamtnote einbezogen. 

(5) Bei der Bildung der Noten nach den Absätzen 2 bis 4 wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma 
berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 

(6) 1Zusätzlich zu der Gesamtnote wird für die erfolgreichen Studierenden eine Bewertung entsprechend der 
ECTS-Bewertungsskala ausgewiesen. 2Die ECTS-Note lautet: 
Für die besten 10% A 
für die nächsten 25% B 
für die nächsten 30% C 
für die nächsten 25% D 
für die nächsten 10% E. 

§ 20 Leistungspunkte und Module 

(1) Die in den Anlagen aufgeführten Leistungspunkte werden vergeben, wenn die geforderten Prüfungsleis-
tungen bestanden und die zugehörigen Studienleistungen erbracht wurden.  

(2) 1Ein Modul ist nach Erwerb aller in der jeweiligen Anlage genannten Leistungspunkte bestanden. 2Die 
Modulnote wird gemäß § 19 Abs. 3 aus den Noten der im Rahmen des Moduls bestandenen benoteten Prü-
fungsleistungen gebildet. 

§ 21 Zusatzprüfungen 
1Studierende können sich weiteren als den für die Erreichung der Mindestleistungspunktzahl erforderlichen 
Prüfungs- und Studienleistungen unterziehen (Zusatzprüfungen). 2Die Ergebnisse dieser Zusatzprüfungen 
werden auf Antrag in die Bescheinigungen gemäß § 24 aufgenommen, jedoch bei der Festsetzung der Ge-
samtnote nicht mit einbezogen. 

 

§ 22 Anrechnung 

(1) 1Bestandene und nicht bestandene Prüfungs- und Studienleistungen, die im Inland oder Ausland unter-
nommen wurden, werden angerechnet, wenn die Institution, an der die Prüfungs- bzw. Studienleistung un-
ternommen wurde, einer deutschen Hochschule gleichsteht und die auswärtige Leistung nach Umfang und 
Inhalt im wesentlichen der Prüfungs- bzw. Studienleistung entspricht, für die eine Anrechnung begehrt wird 
oder wenn die Anrechnung von Amts wegen erfolgt. 2Im Zweifel sind Stellungnahmen der Zentralstelle für 
ausländisches Bildungswesen bzw. des Prüfers einzuholen. 3Außerhalb des Studiums erbrachte berufsprak-
tische Leistungen werden angerechnet, wenn sie gleichwertig sind. 

(2) 1Für angerechnete Prüfungsleistungen werden die Noten übernommen oder bei abweichender  
Notenskala umgerechnet, die darauf entfallenden Studienzeiten angerechnet und gegebenenfalls  
Leistungspunkte entsprechend der Anlagen 1.1- 1.4 vergeben. 2Ist eine Notenumrechnung nicht möglich, 
bleibt die Prüfungsleistung unbenotet; dies gilt insbesondere im Fall des Abs. 1 Satz 3. 3Die Anrechnung 
wird im Zeugnis gekennzeichnet.  

(3) 1Prüfungs- und Studienleistungen im Bachelorstudiengang, die außerhalb der Gottfried Wilhelm Leibniz 
Universität Hannover bzw. der Hochschule für Musik und Theater Hannover erbracht wurden, werden im 
Umfang von zusammen höchstens 120 Leistungspunkten der nach § 2 erforderlichen Leistungspunkte ange-
rechnet. 2Über Ausnahmen entscheidet auf Antrag das nach dieser Prüfungsordnung zuständige Organ. 
3Eine außerhalb der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover erbrachte Bachelorarbeit wird nach Prü-
fung im Einzelfall angerechnet. 
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§ 23 Einsicht in die Prüfungsakten 
1Nach Abschluss der Prüfung wird den Studierenden auf Antrag Einsicht in die vollständigen Prüfungsakten 
gewährt. 2Der Antrag ist spätestens binnen eines Jahres nach Aushändigung des Zeugnisses oder des Be-
scheides über die endgültig nicht bestandene Prüfung zu stellen. 

 

§ 24 Zeugnisse und Bescheinigungen 

(1) 1Über die bestandene Prüfung wird unverzüglich ein Zeugnis ausgestellt, das die Module und deren No-
ten, die Arbeit und deren Note sowie die Gesamtnote der Prüfung und die erworbenen Leistungspunkte ent-
hält. 2Dem Zeugnis wird ein Verzeichnis der bestandenen Module (einschließlich der Bachelorarbeit) beige-
fügt. 3Das Verzeichnis beinhaltet die zugeordneten Lehrveranstaltungen und Leistungspunkte sowie die Be-
notung oder Bewertung der Prüfungsleistungen. 4Alle Noten werden zugleich als Dezimalzahl ausgewiesen. 
5Das Datum des Zeugnisses ist der Tag, an dem die Prüfung bestanden wurde. 6Mit gleichem Datum wird 
eine Urkunde über den verliehenen akademischen Grad und ein Diploma Supplement ausgestellt. 
(2) Über nicht bestandene Prüfungsleistungen und die endgültig nicht bestandene Prüfung ergeht ein schrift-
licher Bescheid. 
(3) 1In den Fällen der Abs. 1 und 2, 2. Alternative sowie bei anderweitigem Ausscheiden aus dem betreffen-
den Studiengang an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover, bzw. der Hochschule für Musik und 
Theater wird auf Antrag eine Bescheinigung ausgestellt, welche die bestandenen Prüfungsleistungen, deren 
Bewertungen und die dafür vergebenen Leistungspunkte aufführt. 2Im Fall des Abs. 2, 2. Alternative weist 
die Bescheinigung darauf hin, dass die Prüfung endgültig nicht bestanden ist. 
(4) Alle Zeugnisse, Urkunden und Bescheinigungen werden in deutscher und in englischer Sprache ausge-
stellt. 

§ 25 Prüfungsausschuss 
(1) 1Für die Organisation der Prüfungen und zur Wahrnehmung der Aufgaben nach dieser Prüfungsordnung 
wird aus Mitgliedern der Philosophischen Fakultät, der Fakultät für Mathematik und Physik oder der Hoch-
schule für Musik und Theater ein Prüfungsausschuss gebildet. 2Über die Zusammensetzung entscheiden die 
beteiligten Fakultäten und Hochschulen. 3Dem Prüfungsausschuss gehören fünf Mitglieder an, und zwar drei 
Mitglieder, welche die Hochschullehrergruppe vertreten, ein Mitglied, das die Mitarbeitergruppe vertritt und in 
der Lehre tätig ist, sowie ein Mitglied der Studierendengruppe. 4Der Vorsitz und der stellvertretende Vorsitz 
müssen von Mitgliedern der Hochschullehrergruppe ausgeübt werden; sie und die weiteren Mitglieder des 
Prüfungsausschusses sowie deren Vertretungen werden durch die jeweiligen Gruppenvertretungen in den 
beteiligten Fakultäten oder Hochschulen gewählt. 5Von den vier Mitgliedern der Hochschullehrergruppe und 
der Mitarbeitergruppe sind zwei Mitglieder aus dem Bereich Sonderpädagogik, 1 Mitglied aus dem Professi-
onalisierungsbereich und ein Mitglied aus dem Bereich der Zweitfächer oder halben Zweitfächer zu berufen. 
6Das studentische Mitglied hat bei der Bewertung und Anrechnung von Prüfungsleistungen nur beratende 
Stimme. 7Die Amtszeit der Mitglieder des Prüfungsausschusses beträgt zwei Jahre, die des studentischen 
Mitglieds ein Jahr. 8Die Studiendekaninnen und Studiendekane der beteiligten Fakultäten und der Hoch-
schule für Musik und Theater Hannover können mit beratender Stimme an den Sitzungen des Prüfungsaus-
schusses teilnehmen. 
(2) 1Der Prüfungsausschuss fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen; 
Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. 2Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, so-
weit die Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. 
(3) 1Der Prüfungsausschuss kann sich eine Geschäftsordnung geben. 2Über die Sitzungen des Prüfungs-
ausschusses wird eine Niederschrift geführt. 3In dieser sind die wesentlichen Gegenstände der Erörterung 
und die Beschlüsse des Prüfungsausschusses festzuhalten. 
(4) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, an der Abnahme der Prüfungen beobachtend 
teilzunehmen.  

(5) 1Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. 2Die Mitglieder des Prüfungsausschusses 
und deren Vertretungen unterliegen der Amtsverschwiegenheit. 3Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, 
sind sie durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 

(6) 1Der Prüfungsausschuss kann Befugnisse widerruflich auf den Vorsitz und den stellvertretenden Vorsitz 
übertragen. 2Der Prüfungsausschuss kann sich zur Erfüllung seiner Aufgaben einer von ihm beauftragten 
Stelle bedienen. 3Die oder der Vorsitzende bereitet die Beschlüsse des Prüfungsausschusses vor, führt sie 
aus und berichtet dem Prüfungsausschuss laufend über diese Tätigkeit. 

(7) 1Alle zur selbständigen Lehre befugten Personen der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover und 
der Hochschule für Musik und Theater Hannover sind ohne besondere Bestellung Prüfende (Abs. 5 Satz 3 
gilt entsprechend). 2Der Prüfungsausschuss kann weitere Prüfende bestellen, sofern diese mindestens die 
durch die Prüfung festzustellende Qualifikation besitzen.  
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(8) Der Prüfungsausschuss ermöglicht Studierenden, die eine länger andauernde Behinderung durch amts- 
oder fachärztliches Attest nachweisen, Prüfungsleistungen in gleichwertiger anderer Form, zu anderen Ter-
minen oder innerhalb anderer Fristen zu erbringen. 

§ 26 Verfahrensvorschriften 

(1) 1Die allgemeinen Bestimmungen des Verwaltungsrechts sowie die gesetzlichen Regelungen zu Mutter-
schutz und Elternzeit finden im Prüfungsverfahren sinngemäß Anwendung. 2Belastende Verwaltungsakte 
sind schriftlich zu begründen, mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen und bekannt zu geben. 3Gegen 
Entscheidungen, denen die Bewertung einer Prüfungsleistung zu Grunde liegt, kann binnen eines Monats 
nach Zugang des Bescheids Widerspruch eingelegt werden. 

(2) 1Bringt der Prüfling in seinem Widerspruch konkret und substantiiert Einwendungen gegen fachliche Be-
wertungen einer oder eines Prüfenden vor, leitet der Prüfungsausschuss den Widerspruch dieser oder die-
sem Prüfenden zur Überprüfung zu. 2Ändert die oder der Prüfende die Bewertung antragsgemäß, so hilft der 
Prüfungsausschuss dem Widerspruch ab. 3Andernfalls überprüft der Prüfungsausschuss die Entscheidung 
aufgrund der Stellungnahme der oder des Prüfenden insbesondere darauf, ob 
1. das Prüfungsverfahren ordnungsgemäß durchgeführt worden ist, 
2. bei der Bewertung von einem falschen Sachverhalt ausgegangen worden ist, 
3. allgemein gültige Bewertungsgrundsätze nicht beachtet worden sind, 
4. eine vertretbare und mit gewichtigen Argumenten folgerichtig begründete Lösung als falsch bewertet wor-
den ist, oder ob 
5. sich die oder der Prüfende von sachfremden Erwägungen hat leiten lassen. 
4Entsprechendes gilt, wenn sich der Widerspruch gegen die Bewertung durch mehrere Prüfende richtet.  

(3) Über den Widerspruch soll innerhalb eines Monats entschieden werden. 

(4) Das Widerspruchsverfahren darf nicht zur Verschlechterung der Prüfungsnote führen. 
 

Vierter Teil: Schlussvorschriften 
 

§ 27 Inkrafttreten 

Diese Prüfungsordnung tritt nach Genehmigung durch das Präsidium und nach ihrer Veröffentlichung im 
Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover am 01.10.2010 in Kraft.  
 

§ 28 Übergangsvorschriften 
 

(1) 1Die Prüfungsordnung gilt für alle Studierenden, die ab dem Wintersemester 2009/2010 ihr Studium in 
diesem Studiengang, in einem Zweitfach oder halben Zweitfach dieses Studiengangs aufgenommen haben. 
2Darüber hinaus gilt diese Prüfungsordnung für Studierende, die in die Prüfungsordnung vom 15.09.2009 
gewechselt sind. 
(2) Studierende, die vor dem Wintersemester 2009/2010 ihr Studium in diesem Studiengang aufgenommen 
haben, studieren weiter nach den Prüfungsordnungen vom 29.09.2005 bzw. 25.09.2008 in ihren jeweiligen 
Änderungsfassungen und den entsprechenden fachspezifischen Anlagen. 

(3) 1Auf Antrag und mit Zustimmung des Prüfungsausschusses ist ein Wechsel in die  Prüfungsordnung, die 
zum Wintersemester 2010/2011 in Kraft tritt möglich. 2Ein Wechsel in die neue Prüfungsordnung kann nur 
einheitlich für alle gewählten Fächer erfolgen. 3Eventuell durch den Wechsel entstehende Härtefälle können 
im Rahmen von Einzelfallentscheidungen des Prüfungsausschusses ausgeglichen werden. 
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Verzeichnis über die Anlagen 

1.1 Erstfach Sonderpädagogik 
 

1.2 Professionalisierungsbereich  
1.2.1 Erziehungswissenschaft 
1.2.2 Psychologie 
1.2.3 Soziologie  
 

1.3 Zweitfächer 
1.3.1 Angewandte Sprachwissenschaft 
1.3.2 Deutsch 
1.3.3 Evangelische Religion 
1.3.4 Katholische Religion 
1.3.5 Kunst/ Gestaltung 
1.3.6 Mathematik 
1.3.7 Musik* 
1.3.8 Sachunterricht 
1.3.9 Sport 
 

1.4 Halbe Zweitfächer  
1.4.1 Berufspädagogik/ Sozialpädagogik 
1.4.2  Interkulturelle Pädagogik 

 

* Das Zweitfach Musik ist ein Lehrangebot der Hochschule für Musik und Theater Hannover. 
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Fachspezifische Anlagen 
 

1.1 Erstfach Sonderpädagogik 

Das orientierende sonderpädagogische Schulpraktikum (Modul C.P) ist nur für die Studierenden verpflich-
tend, die den schulischen Schwerpunkt studieren. 

Modul Lehrveranstaltungen Empf. 
Semes-

ter 

Voraus- 
setzungen für 
die Zulassung

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

A.1 Vorpraktikum 

A.2 Einführung in das 
Studium/ Sonderpäda-
gogische Propädeutik 

Basismodul A: 

Grundlagen 

sonderpäda-

gogischer  

Arbeitsfelder A.3 Nachbereitung/ 
Besprechung des Vor-
praktikums (Tutorien) 

1.  1 Studien-

leistung in 

A.2 und A.3 

K (90-120 

Min.) in A.2 

6 

B.1 Grundlagen 
sonderpädagogischer 
Soziologie 

B.2 Heterogenität und 
Lebenswelt – Risikofak-
toren und Resilienzen 

Basismodul B: 

Gesellschaft-

liche, familiale 

und personale 

Perspektiven 

der Inklusion 
B.3 Heterogenität und 
Schulsystem – Risiko-
faktoren und Resilienzen 

1.-2.  1 Studien-

leistung in 

jeder Veran-

staltung 

K 90 in B.1 9 

C.1 Einführung in die 
Pädagogik bei besonde-
rem Förderbedarf 

C.2 Pädagogik bei be-
sonderem Förder-
bedarf: historische, ver-
gleichende und ethische 
Aspekte pädagogischen 
Handelns 

C.3 Einführung in die 
Pädagogiken bei  
Beeinträchtigungen  
der Entwicklung  
(Fachrichtungen) 

Basismodul C: 

Personenkreis 

und Gegen-

standsbereich 

der Sonder-

pädagogik 

C.4 Vertiefung in Bezug 
auf spezifische Ent-
wicklungs-
beeinträchtigungen  

1.-2.  1 Studien-

leistung in 

jeder Veran-

staltung 

R oder HA 

(ca. 3000-

4000 Wör-

ter) in C.2 

12 

Basismodul C 
Praktikum 
(Wahlpflicht): 

Sonder- 
pädagogisches 
Schulpraktikum 

C.P Orientierendes 
sonderpädagogisches 
Schulpraktikum 

3.  1 Studien-

leistung  

 5 

K = Klausur, M = Mündliche Prüfung, R = Referat, HA = Hausarbeit, S = Seminararbeit, PR = Präsentation, MP = Musikprak-
tische Präsentation, SP = Sportpraktische Präsentation, KP = Künstlerische Präsentation, KWP = Künstlerisch-
wissenschaftliche Präsentation, D = Dokumentation, FP = Fachpraktische Prüfung, PR/A = Präsentation mit Ausarbeitung. 
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D.1 Theorien über  

Entwicklungs- und  

Lernprozesse und ihre 

Beeinträchtigungen 

D.2 Individuelle Erschei-

nungsformen außerge-

wöhnlichen Lernens 

D.3 Aspekte der Beob-

achtung, Beurteilung 

und Gestaltung von 

Entwicklungs- und  

Lernprozessen 

D.4 Beobachtungsprak-

tikum (P.2) 

Aufbaumodul D:  

Beobachtung, 

Begleitung und 

Gestaltung von 

Entwicklungs- 

und Lernpro-

zessen unter 

erschwerten 

Bedingungen 

D.5 Praxis der Beobach-

tung und Begleitung von 

Lernprozessen (Tuto-

rien) 

2.-4.  1 Studien-

leistung in 

jeder Veran-

staltung 

K (90-120 

Min.) in D.1 

15 

E.1 Einführung in die 

grundlegenden Theorien 

der Kommunikation und 

Interaktion 

E.2 Methoden: Inter-
aktions-, Lern-, Sprach-, 
und Kommunikations-
förderung 

oder 

Methoden: Modelle 

schulischer und außer-

schulischer Kooperation 

und Beratung 

Aufbaumodul E: 

Kommunikation 

und Interaktion 

in sonder-

pädagogischen 

Arbeitsfeldern 

E.3 Praxis: Beratungs-
kompetenzen,  
Gesprächsführung und 
Konfliktmanagement 
oder Sprecherziehung 
(Kommunikations-
training) 

4.-5.  1 Studien-

leistung in 

jeder Veran-

staltung 

R oder HA 

(ca. 3000-

4000 Wör-

ter) in E.2 

oder E.3 

9 

 

 

K = Klausur, M = Mündliche Prüfung, R = Referat, HA = Hausarbeit, S = Seminararbeit, PR = Präsentation, MP = Musikprak-
tische Präsentation, SP = Sportpraktische Präsentation, KP = Künstlerische Präsentation, KWP = Künstlerisch-
wissenschaftliche Präsentation, D = Dokumentation, FP = Fachpraktische Prüfung, PR/A = Präsentation mit Ausarbeitung. 
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Modul Lehrveranstaltungen Empf. 
Semes-

ter 

Voraus- 
setzungen für 
die Zulassung

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

F.1 Klinische Entwick-
lungspsychologie 

F.2 Spezifische Ent-
wicklungs-
beeinträchtigungen 

F.3 a Kinder- und  
Jugendpsychiatrie oder 

F.3 b Phoniatrie/ 
Pädaudiologie 

F.4 a Neuropsychologie 
bei ausgewählten  
Störungen oder 

F.4 b Neurologie bei 
ausgewählten Störun-
gen 

Aufbaumodul F:  

Entwicklung 
und Ent-
wicklungs-
beeinträchti-
gungen 

F.5 Entwicklungs-
förderung 

3.-4.  1 Studien-

leistung in 

jeder Veran-

staltung 

K (90 Min.) 

in F.3.a 

oder F.3.b 

14 

G.1 Einführung 

G.2 Praxis-Seminare 

G.3 Praktikum in spezifi-
schen Handlungsfeldern 

Aufbaumodul G: 

(Sonder-)päda-
gogische  
Prävention,  
Intervention und 
Rehabilitation G.4 Supervision/  

Praktikumsbegleitung 

5.-6.  1 Studien-

leistung in 

jeder Veran-

staltung 

D oder HA 
(ca. 3000-
4000 Wör-
ter) in G.3 

15 

H.1 Psychomotorik/ 
Musik/Rhythmik  
oder  
Kunst/ Gestaltung/ 
Technik 

Aufbaumodul H: 

Sonder- 
pädagogische  
Handlungs-
kompetenzen in 
den Bereichen  
Psychomotorik/ 
Musik/ Rhyth-
mik oder Kunst/ 
Gestaltung/ 
Technik 

H.2 Vertiefung zu  
Psychomotorik/Musik/ 
Rhythmik 

oder  
Kunst/Gestaltung/ 
Technik (Tutorien) 

2.  1 Studien-

leistung in 

jeder Veran-

staltung 

D  in H.1 6 

I.1 Einführung in die 
Leitung von Gruppen 

I.2 Moderation und  
Präsentation 

I.3 Tutorien durchführen 
zu  den Modulen A, C, D 
oder H 

Vertiefungs-
modul I: 

Wissenstransfer 
zu den Modulen 
A, C, D oder H 

I.4 Supervision zu den 
Tutorien 

5.-6.  1 Studien-

leistung in 

jeder Veran-

staltung 

D in I.4 14 

Summe 

     100 
bzw. 
105 

 

K = Klausur, M = Mündliche Prüfung, R = Referat, HA = Hausarbeit, S = Seminararbeit, PR = Präsentation, MP = Musikprak-
tische Präsentation, SP = Sportpraktische Präsentation, KP = Künstlerische Präsentation, KWP = Künstlerisch-
wissenschaftliche Präsentation, D = Dokumentation, FP = Fachpraktische Prüfung, PR/A = Präsentation mit Ausarbeitung. 
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Bachelorarbeit 

 

Modul Lehrveranstaltungen Empf. 

Semes-

ter 

Voraus- 
setzungen für 
die Zulassung

Studien-

leistung 

Prüfungs-

leistung 

Leistungs-

punkte 

  Bachelor-

arbeit (40-

60 Seiten) 

12 

Bachelorarbeit 

Seminar zur  
Bachelorarbeit 

6. mind. 120 LP 

Präsenta-

tion  

 
3 

Summe      15 

 

 

 

 

 

K = Klausur, M = Mündliche Prüfung, R = Referat, HA = Hausarbeit, S = Seminararbeit, PR = Präsentation, MP = Musikprak-
tische Präsentation, SP = Sportpraktische Präsentation, KP = Künstlerische Präsentation, KWP = Künstlerisch-
wissenschaftliche Präsentation, D = Dokumentation, FP = Fachpraktische Prüfung, PR/A = Präsentation mit Ausarbeitung. 
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1.2 Professionalisierungsbereich 

Die Studierenden wählen zwischen Psychologie und Soziologie, Allgemeine Erziehungswissenschaft ist  
obligatorisch.  

1.2.1 Allgemeine Erziehungswissenschaft 

Eine Studienleistung in den Modulen der Erziehungswissenschaft kann sich aus mehreren Teilleistungen 
zusammensetzen.  

 

Modul Lehrveranstaltungen Empf. 
Semes-

ter 

Voraus- 
setzungen für 
die Zulassung

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

A.1 Grundfragen von 
Erziehung und Bildung  

Modul A: 

Grundfragen 
der Erziehungs-
wissenschaft 

A.2 Seminar zur exem-
plarischen Auseinander-
setzung mit erziehungs-
wissenschaftlichen 
Grundfragen 

1.  1 Studien-
leistung pro 
Lehrveran-
staltung 

K 75 
oder 
HA 10-15 
oder 
PR 
in A.2 

6 

B.1 Grundfragen und 
Strukturprobleme päda-
gogischen Handelns 

B.2 Theorien und  
Modelle pädagogischen  
Handelns 

2. Modul B:  

Grundfragen 
pädagogischen 
Handelns 

B.3 Reflexion päda-
gogischer Handlungs-
probleme 

3. 

 1 Studien-
leistung pro 
Lehrveran-
staltung 

K 75 
oder 
HA 10-15 
oder 
PR 
in B.2 oder 
B.3 

9 

Summe      15 

 

 

 

K = Klausur, M = Mündliche Prüfung, R = Referat, HA = Hausarbeit, S = Seminararbeit, PR = Präsentation, MP = Musikprak-
tische Präsentation, SP = Sportpraktische Präsentation, KP = Künstlerische Präsentation, KWP = Künstlerisch-
wissenschaftliche Präsentation, D = Dokumentation, FP = Fachpraktische Prüfung, PR/A = Präsentation mit Ausarbeitung. 
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1.2.2 Psychologie 

Das Praktikum (Modul C) im gewählten Anteil des Professionalisierungsbereichs ist nur zu absolvieren, 
wenn nicht das Praktikum in Basismodul C der Sonderpädagogik absolviert wurde.  

 

Modul Lehrveranstaltungen Empf. 
Semes-

ter 

Voraus- 
setzungen für 
die Zulassung

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

A.1: Vorlesung  

Allgemeine Psychologie 

Modul A: 

Allgemeine 

Psychologie A.2: 1 vertiefendes  

Seminar 

1.  1 Studien-

leistung 

in A.2 

K 60 

in A.1 

6 

B.1: Vorlesung Entwick-

lungspsychologie 

Modul B:  

Entwicklungs-

psychologie B.2: 2 vertiefende  

Seminare 

2. und 3. Erfolgreicher 

Abschluss des 

Modul A 

1 Studien-

leistung pro 

Seminar 

in B.2 

K 60 
in B.1 

9 

Modul C: 

Praktikum im 

Professionali-

sierungsbereich 

mit entwick-

lungspsycholo-

gischem Bezug 

C.1 Außeruniversitäres 
Praktikum  

Zwi- 

schen 

3. und 4.

Erfolgreicher 

Abschluss des 

Teilmoduls B.1 

Praktikums-
bericht/ 
Praktikums-
dokumen-
tation 15 

 5 

Summe      20 

 

K = Klausur, M = Mündliche Prüfung, R = Referat, HA = Hausarbeit, S = Seminararbeit, PR = Präsentation, MP = Musikprak-
tische Präsentation, SP = Sportpraktische Präsentation, KP = Künstlerische Präsentation, KWP = Künstlerisch-
wissenschaftliche Präsentation, D = Dokumentation, FP = Fachpraktische Prüfung, PR/A = Präsentation mit Ausarbeitung. 
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1.2.3 Soziologie 

Das Praktikum (Modul C) im gewählten Anteil des Professionalisierungsbereichs ist nur zu absolvieren, 
wenn nicht das Praktikum in Basismodul C der Sonderpädagogik absolviert wurde.  

 

Modul Lehrveranstaltungen Empf. 

Semes-

ter 

Voraus- 

setzungen für 

die Zulassung 

Studien-

leistung 

Prüfungs-

leistung 

Leistungs-

punkte 

Modul A: Grund-

lagen der Sozio-

logie 

Vorlesung, 

Tutorium 

1.  1 Studien-

leistung pro 

Lehrveran-

staltung 

M 20 oder 

HA 7  

(Essay) 

5 

Modul B:  

Bildungs-

systeme und 

Sozialisations-

prozesse 

2 Seminare 

oder 

Seminar, Vorlesung 

2.-3.  1 Studien-

leistung pro 

Lehrveran-

staltung 

M 20 oder 

K 60 oder 

HA 7  

(Essay) 

10 

Modul C:  

Berufsfeld- 

erkundung 

Berufsfeldrelevantes 

Praktikum in nicht-

schulischem Berufsfeld 

4.  Praktikums-

bericht (15-

20 S.) 

 5 

Summe      20 

 

 

K = Klausur, M = Mündliche Prüfung, R = Referat, HA = Hausarbeit, S = Seminararbeit, PR = Präsentation, MP = Musikprak-
tische Präsentation, SP = Sportpraktische Präsentation, KP = Künstlerische Präsentation, KWP = Künstlerisch-
wissenschaftliche Präsentation, D = Dokumentation, FP = Fachpraktische Prüfung, PR/A = Präsentation mit Ausarbeitung. 
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1.3 Zweitfächer 

Die Studierenden wählen eines der folgenden Zweitfächer im Umfang von 30 Leistungspunkten oder die 
zwei halben Zweitfächer der Anlage 1.4 je im Umfang von 15 Leistungspunkten. 

 

1.3.1 Angewandte Sprachwissenschaft 

Prüfungs- und Studienleistungen eines Moduls können nicht in ein und derselben Veranstaltung erbracht 
werden. Die Studierenden wählen in Absprache mit den Lehrenden, in welcher Veranstaltung des Moduls 
sie die jeweilige Leistung erbringen. Es wird dringend empfohlen, dass die Module S 2 und K SE erst nach 
dem Abschluss der vorangegangenen Module belegt werden. 
 

Modul Lehrveranstaltungen Empf. 

Semes-

ter 

Voraus- 

setzungen für 

die Zulassung 

Studien-

leistung 

Prüfungs-

leistung  

Leistungs-

punkte 

S 1.1 Seminar S 1 Einführung 

in die Sprach-

wissenschaft S 1.2 Seminar 

3.-4.  1 Studien-

leistung 

pro Modul 

K 90 oder 

M 20-30 
10 

S 2.1 Vorlesung oder 

Seminar zur syntakti-

schen Analyse  

(Grammatik I) 

S 2 Grammatik 

S 2.2 Seminar oder 

Übung (Grammatik II) 

3.-4.  1 Studien-

leistung 

pro Modul 

K 90 oder 

HA 5-10 

oder  

M 20 - 30  

10 

K SE  

Kombimodul  

Spracherwerb 

insg. 2 Veranstaltungen 
aus  

 S 6 Spracherwerb und 
Sprachpsychologie 

oder 

 S 7 Theorie und  
Praxis des Deutschen 
als Fremd- und Zweit-
sprache  

oder 

 D1.2 Sprachdidaktik  

4.-6.  1 Studien-
leistung 
pro Ver-
anstaltung 

K 90 oder 

HA 10-15 

oder 

PR/A 5-10 

oder 

PR 20 oder 

M 20-30 

10 

Summe      30 
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1.3.2 Deutsch 

Prüfungs- und Studienleistungen eines Moduls können nicht in ein und derselben Veranstaltung erbracht 
werden. Die Studierenden wählen in Absprache mit den Lehrenden, in welcher Veranstaltung des Moduls 
sie die jeweilige Leistung erbringen. 
 

Modul Lehrveranstaltungen Empf. 

Semes-

ter 

Voraus- 

setzungen für 

die Zulassung

Studien-

leistung 

Prüfungs-

leistung  

Leistungs-

punkte 

L 1.1 Vorlesung oder 

Seminar zur Text-

analyse I (inkl. Arbeits-

techniken) 

L 1 Textanalyse 

L  1.2 Seminar zur Text-

analyse II 

3.-4.  1 Studien-

leistung  

pro Modul 

K 90 oder 

HA 10-15 

oder  

M 20 - 30  

10 

S 1.1 Seminar S 1 Einführung 

in die Sprach-

wissenschaft S 1.2 Seminar 

3.-4.  1 Studien-

leistung pro 

Modul 

K 90 oder 

M 20-30 
10 

D 1.1 Vorlesung oder 
Seminar zur Literaturdi-
daktik 

D 1 Fach-

didaktik  

D 1.2 Seminar zur 
Sprachdidaktik 

4.-6.  1 Studien-
leistung  
pro Modul 

HA 10-15 

od. K 90 od.  

M 20-30 

10 

Summe      30 
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1.3.3 Evangelische Religion 

 

Eine der Studienleistungen in den Vertiefungsmodulen oder Aufbaumodulen sollte in einer Veranstaltung 
erbracht werden, die von einer evangelischen Dozentin oder einem evangelischen Dozenten und einer ka-
tholischen Dozentin oder einem katholischen Dozenten gemeinsam verantwortet wird. 

Modul Lehrveranstaltungen Empf. 
Semes-

ter 

Voraus- 
setzungen für 
die Zulassung

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

BM 1b Grundkurs  
Altes Testament/ Bibelkunde I 

BM 1c Grundkurs  
Neues Testament/ Bibelkunde II 

Modul A: 
Theologie als 
Wissenschaft: 
Grundlagen  
(Basismodul 1-2) 

BM 2a Grundkurs Systematische 
Theologie / Ethik 

3.  1 Studien-
leistung 

K 60  
(Bibel-
kunde I/II) 

9 

BM 3a Grundkurs Religions-
pädagogik 

und 

 

VM 1a Themen und Texte der 
Hebräischen Bibel 
oder 
VM 1b Religionsgeschichte und 
Theologie der Hebräischen Bibel 

und 

Modul B: 
Kategorien  
Biblischer  
Theologie/-
Kategorien der 
Religions-
pädagogik  
(Vertiefungs-
modul 1-2) 

VM 2a Themen und Texte der 
Griechischen Bibel 
oder 
VM 2b Geschichte und Theologie 
der Griechischen Bibel 

4.  1 Studien-
leistung 

R(45-
60 Min.) 

9 

VM 3b Exemplarische Probleme 
und Entwürfe Systematischer 
Theologie 
oder 
VM 3c Theologische und philo-
sophische Ethik – Konzepte und 
exemplarische Probleme 
oder 
VM 4a Zentrale Themen und 
Epochen der Theologie- und 
Christentumsgeschichte 
oder 
VM 4b Brennpunkte der Kirchen-
geschichte im 20. Jahrhundert 

und 

 Modul C: 
Kategorien  
Systematischer 
und Historischer 
Theologie/-
Kategorien der 
Religionspäda-
gogik  
(Vertiefungs-
modul 3-5) 

VM 5b Religionspädagogische 
Konzeptionen in Geschichte und 
Gegenwart 
oder 
VM 5d Werkstattseminar Religi-
onspädagogische und didakti-
sche Basiskompetenzen 

4.-5.  1 Studien-
leistung 

R (45-
60 Min.) 

6 

K = Klausur, M = Mündliche Prüfung, R = Referat, HA = Hausarbeit, S = Seminararbeit, PR = Präsentation, MP = Musikprak-
tische Präsentation, SP = Sportpraktische Präsentation, KP = Künstlerische Präsentation, KWP = Künstlerisch-
wissenschaftliche Präsentation, D = Dokumentation, FP = Fachpraktische Prüfung, PR/A = Präsentation mit Ausarbeitung. 
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Modul Lehrveranstaltungen Empf. 
Semes-

ter 

Voraus- 

setzungen für 

die Zulassung

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

AM 1c Ökumenische Theologie 
und interkonfessioneller Dialog 

und 

Modul D: 
Theologie im 
Kontext: Inter-
konfessioneller, 
interreligiöser 
und interdiszipli-
närer Dialog 
(Aufbaumodul  
1-3) 

AM 2a Weltreligionen  
(Schwerpunkt Judentum und 
Islam) 
oder 
AM 2b Theologie der Religio-
nen in Geschichte und Gegen-
wart 

4.-6.  1 Studien-
leistung 

M 20 6 

Summe      30 

 

 

K = Klausur, M = Mündliche Prüfung, R = Referat, HA = Hausarbeit, S = Seminararbeit, PR = Präsentation, MP = Musikprak-
tische Präsentation, SP = Sportpraktische Präsentation, KP = Künstlerische Präsentation, KWP = Künstlerisch-
wissenschaftliche Präsentation, D = Dokumentation, FP = Fachpraktische Prüfung, PR/A = Präsentation mit Ausarbeitung. 
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1.3.4 Katholische Religion 
In C.1, D.1 und E.1 sind insgesamt 2 der 3 Prüfungsleistungen in Form von Hausarbeiten zu erbringen. 
 

Modul Lehrveranstal-
tungen 

Empf. 
Semes-

ter 

Voraus- 

setzungen für 

die Zulassung

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

A.1 Grundkurs Bibli-
sche Theologie 

Kurzreferat 
oder kleinere 
schriftliche 
Leistung 

K 90 Modul A: 
Theologie als 
wissenschaft-
liche Reflexion 
christlichen 
Selbstverständ-
nisses (Bibli-
sche/- Systemati-
sche Theologie) 

A.2 Grundkurs Sys-
tematische Theologie 

3.  

Kurzreferat 
oder kleinere 
schriftliche 
Leistung 

K 90 

6 

B.1 Grundkurs Histo-
rische Theologie 

Kurzreferat 
oder kleinere 
schriftliche 
Leistung 

K 90 Modul B: 
Theologie als 
wissenschaft-
liche Reflexion 
christlichen 
Selbstverständ-
nisses (Histori-
sche/- Praktische 
Theologie) 

B.2 Grundkurs  
Religionspädagogik 

3.  

Kurzreferat 
oder kleinere 
schriftliche 
Leistung 

K 90 

6 

C.1 Biblische  
Hermeneutik 

Referat oder 

kleinere 
schriftliche 

Leistung 

HA (10-
12 S.) oder 
M 20 

Modul C: 
Kategorien theo-
logischen  
Denkens: Bibli-
sche/- Praktische 
Theologie C.2 Religions-

pädagogische Kon-
zeptionen 

4.  

Referat oder 

kleinere 
schriftliche 

Leistung 

M 20 

6 

D.1 Theologische 
Anthropologie 

Referat oder 

kleinere 
schriftliche 

Leistung 

HA (10-
12 S.) oder 
M 20 

Modul D: 
Kategorien theo-
logischen  
Denkens: Syste-
matische Theolo-
gie D.2 Ethik – verant-

wortende Gestaltung 
des persönlichen, 
sozialen und gesell-
schaftlichen Lebens 

5.  

Referat oder 

kleinere 
schriftliche 

Leistung 

M 20 

6 

E.1 Religion in der 
biographischen So-
zialisation 

Referat oder 

kleinere 
schriftliche 

Leistung 

HA (10-
12 S.) oder 
M 20 

Modul E: 
Theologie im 
Kontext:  
Christentum in 
Geschichte und 
Gegenwart E.2 Theologie im 

Kontext der Wissen-
schaften – interdiszi-
plinäres Modul 

6.  

Referat oder 

kleinere 
schriftliche 

Leistung 

M 20 

6 

Summe      30 
 

K = Klausur, M = Mündliche Prüfung, R = Referat, HA = Hausarbeit, S = Seminararbeit, PR = Präsentation, MP = Musikprak-
tische Präsentation, SP = Sportpraktische Präsentation, KP = Künstlerische Präsentation, KWP = Künstlerisch-
wissenschaftliche Präsentation, D = Dokumentation, FP = Fachpraktische Prüfung, PR/A = Präsentation mit Ausarbeitung. 
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1.3.5 Kunst/ Gestaltung 

Die Module A, B, und C sind nicht Semestern zugeordnet, sondern kumulativ konzipiert. 

Die Anzahl der in den Modulen zu besuchenden Lehrveranstaltungen richtet sich nach dem Arbeitsaufwand 
dieser Veranstaltungen. 

Die Studienleistungen in den Modulen des Faches Kunst/Gestaltung setzen sich jeweils aus mehreren Teil-
leistungen in den zugehörigen Lehrveranstaltungen zusammen. 

 

Modul  Lehrveranstaltungen Empf. 
Semes-

ter 

Voraus- 
setzungen für 
die Zulassung

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung  

Leistungs-
punkte 

Modul A: 

Ästhetische 
Didaktik in The-
orie und Praxis 

Lehrveranstaltung/en 
zu: 

Ästhetische Didaktik in 

Theorie und Praxis 

3.- 6.  1 Studien-

leistung pro 

Modul 

HA 20 

oder 

D 10 mit PR 

30 

in einem  

Seminar 

6 

Modul B: 

Ästhetisch-
künstlerische 
Praxis in ver-
schiedenen 
Werkstätten 

Lehrveranstaltung/en 
zu: 

Ästhetisch-
künstlerische Praxis in 
verschiedenen Werk-
stätten 

3.- 6.  1 Studien-

leistung pro 

Modul 

KP 

(1-5 Exponate) 

in einem  

Seminar 

12 

Modul C: 

Kunstwissen-
schaft/  
Künstlerisch-
wissenschaft-
liche Methoden 

Lehrveranstaltung/en 
zu: 

Kunstwissenschaft/ 
Künstlerisch-  
wissenschaftliche 
Methoden 

3.- 6.  1 Studien-

leistung pro 

Modul 

HA 20  

(entwickelt an 

konkreten 

Anschauungs-

objekten) in 

einem Semi-

nar 

6 

Modul D: 

Abschluss-
modul 

 

Künstlerisches  
Projekt mit begleiten-
dem Kolloquium 
(wahlweise fachdidak-
tische oder kunstwis-
senschaftliche  
Ausrichtung) 

6. Eine  
Studienleistung 
in einer im Vor-
lesungs-
verzeichnis  
als  
„Theorie-
Praxis-  
Seminar“ (TPS) 
ausgewiesenen 
Lehr-
veranstaltung 

1 Studien-
leistung pro 
Modul 

PR (des Pro-
jektes) 45 
Min. mit 
schriftlicher 
Reflexion 10 
Seiten 

6 

Summe      30 

 

K = Klausur, M = Mündliche Prüfung, R = Referat, HA = Hausarbeit, S = Seminararbeit, PR = Präsentation, MP = Musikprak-
tische Präsentation, SP = Sportpraktische Präsentation, KP = Künstlerische Präsentation, KWP = Künstlerisch-
wissenschaftliche Präsentation, D = Dokumentation, FP = Fachpraktische Prüfung, PR/A = Präsentation mit Ausarbeitung. 
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1.3.6 Mathematik 

 

Modul Lehrveranstal-
tungen  

Empf. 
Semes-

ter 

Voraus- 
setzungen für 
die Zulassung

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung  

Leistungs-
punkte 

A.1 Einführung in die 

Grundlagen der hö-

heren Mathematik 

Modul A: 

Einführung in 

die Mathematik 

A.2 Mathematische 

Vertiefungen in aus-

gewählten Bereichen 

3./4.  1 Studien-

leistung pro 

Veranstal-

tung 

K 90 in A.2 12 

B.1 Erstunterricht in 

Mathematik 

Modul B:  

Einführung in 

die Mathematik-

didaktik 

B.2 Weiterführender 
Unterricht in Mathe-
matik 

4./5.  1 Studien-

leistung pro 

Veranstal-

tung 

K 90 in B.1 12 

C.1 Anwendersyste-
me Mathematik 

Modul C: 

Vorbereitung 

der Unterrichts-

praxis 

C.2 Proseminar Spe-
zielle Fragen des 
Mathematik-
unterrichts  

6.  1 Studien-

leistung pro 

Veranstal-

tung 

R in C.2 6 

Summe      30 

 

K = Klausur, M = Mündliche Prüfung, R = Referat, HA = Hausarbeit, S = Seminararbeit, PR = Präsentation, MP = Musikprak-
tische Präsentation, SP = Sportpraktische Präsentation, KP = Künstlerische Präsentation, KWP = Künstlerisch-
wissenschaftliche Präsentation, D = Dokumentation, FP = Fachpraktische Prüfung, PR/A = Präsentation mit Ausarbeitung. 
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1.3.7 Musik 
 

Modul Lehrveranstaltungen Empf. 
Semes-

ter 

Voraus- 
setzungen für 
die Zulassung

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Instrumentalunterricht 
0,75  SWS 

3.- 6. 
 
    

1 Studien-
leistung 
(Vorspiel) 
 

MP 15 
 

Modul A  
Künstlerische 
Erfahrung 
 
 
 
 

Gesangsunterricht 
0,75  SWS 

3.- 6. 

 

1 Studien-
leistung 
(Vorsingen) 

MP 15 
 

6 

Seminar 1: 
Elementares Musizieren 
Grundlagen der Musik- 
vermittlung 
 

3.  
M 15 

Modul B 
Musikpädago-
gische Grund-
lagen 

Seminar 2: 
Musik und Körper, 
Rhythmik 

4. 

 

1 Studien-
leistung 
(Referat) 

MP 10 

5 

Seminar 1: 
Allgemeine Musiklehre 
und Gehörbildung 
 

3. 1 Studien-
leistung 
(Haus-
übungen) 

 Modul C 
Musiktheorie 

Seminar 2: 
Musiktheorie und  
Gehörbildung 

4. 

 

1 Studien-
leistung 
(Haus-
übungen) 

K 120 

6 

Modul D 
Musik-
geschichte  
 

Seminar: 
Überblick zur Musik- 
geschichte, Stilwandel 
in der Musik  

5.  1 Studien-
leistung 
(Kurzrefe-
rat) 

K 90 3 

Seminar 1: 
Digitale Musikmedien 
als Werkzeug für  
musikpädagogisches  
Handeln 

3.- 4. 
 
 
 
      

MP 10 
(Gestaltung) 

Seminar 2:   
Grundlagen der Singe-
leitung 

5. MP 10 
(Einstudie-
rung) 

Modul E  
Musikpädago-
gische 
Praxis I  

Seminar 3: 
Freies Spiel mit Instru-
ment und Stimme,  
Improvisation 

5. 

 1 Studien-
leitung 
(Haus-
übungen) 
 
 

MP 10 
(Improvisa-
tion.) 

6 

Seminar 1: 
Liedbegleitung 

5.- 6. 
 

1 Studien-
leistung 

MP 10 
(Liedbeglei- 
tung) 

Modul F 
Musikpädago-
gische Praxis II 

Seminar 2: 
Klassenmusizieren und 
musikalische Animation 

6. 
 

 

1 Studien-
leistung 
 
 

MP 10 
(Einstudie- 
rung) 

4 
 

 

Summe 
     30 

 

K = Klausur, M = Mündliche Prüfung, R = Referat, HA = Hausarbeit, S = Seminararbeit, PR = Präsentation, MP = Musikprak-
tische Präsentation, SP = Sportpraktische Präsentation, KP = Künstlerische Präsentation, KWP = Künstlerisch-
wissenschaftliche Präsentation, D = Dokumentation, FP = Fachpraktische Prüfung, PR/A = Präsentation mit Ausarbeitung. 
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1.3.8 Sachunterricht 

Insgesamt sind vier Exkursionstage im Rahmen aller Veranstaltungen der Module A - D zu erbringen. 
 

Modul Lehrveranstaltungen Empf. 
Semes-

ter 

Vorausset-
zungen für die 

Zulassung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung  

Leistungs-
punkte 

A.1 Ziele und Konzeptio-
nen des Sachunterrichts 

A.2 Inhalte des Sach-
unterrichts / Fachliche 
Perspektiven I 
(Zeit und Geschichte, 
Gesellschaft und Politik, 
Raum) 

A.3 Inhalte des Sachun-
terrichts / Fachliche Per-
spektiven  II (Natur,  
Technik) 

Basismodul A: 

Grundlagen des 
Sachunterrichts  

A.4 Kommunizieren,  
Experimentieren, Wahr-
nehmen und Gestalten / 
Methoden im Sachunter-
richt  

3.  1 Studien-
leistung pro 
Lehrveran-
staltung 

K 120 
in A.1 

9 

B.1 Außerschulische  
Lernorte 

B.2 Projektarbeit 

Basismodul B:  

Begegnung mit 
der Lebens-
wirklichkeit B.3 Ausgewählte Metho-

den im Sachunterricht  

4.  1 Studien-
leistung pro 
Lehrveran-
staltung 

HA 10-15 
in B.1 
oder B.2 
oder B.3 

9 

Die Studierenden wählen 
aus jedem Wahlbereich 
eine Veranstaltung. 

Wahlbereich I 

C.1 Z.B. Globales Lernen, 
Interkulturelles Lernen, 
Migration, Bildung für 
Nachhaltige Entwicklung 
(BNE), Friedenserziehung 

Basismodul C: 

Fächerüber-
greifende  
Themen 

 

Wahlbereich II 

C.2 Z.B. Gesundheits- 
und Sexualerziehung, 
Demokratie, Mobilität, 
Ökonomische Bildung, 
Schlüsselprobleme 

5.  1 Studien-
leistung pro 
Lehrveran-
staltung 

HA 15-20 
in C.1 
oder C.2 

6 

D.1 Grundlegende Prinzi-
pien des Sachunterrichts  

Basismodul D: 

Lernen im 
Sachunterricht  

D.2 Lernvoraussetzungen 
und Lernförderung im 
Sachunterricht  

6.  1 Studien-
leistung pro 
Lehrveran-
staltung 

K 120 

oder M 30 

in D.1 

6 

Summe      30 

 

K = Klausur, M = Mündliche Prüfung, R = Referat, HA = Hausarbeit, S = Seminararbeit, PR = Präsentation, MP = Musikprak-
tische Präsentation, SP = Sportpraktische Präsentation, KP = Künstlerische Präsentation, KWP = Künstlerisch-
wissenschaftliche Präsentation, D = Dokumentation, FP = Fachpraktische Prüfung, PR/A = Präsentation mit Ausarbeitung. 
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1.3.9 Sport 

Bei der Anmeldung zum Modul „Bachelorarbeit“ ist der Nachweis der Ersten Hilfe sowie des Deutschen  
Rettungsschwimmabzeichens in Bronze zu erbringen. 

 

Modul Lehrveranstaltungen Empf. 

Semes-

ter 

Vorausset- 

zungen für die 

Zulassung 

Studien-

leistung 

Prüfungs-

leistung 

Leistungs-

punkte 

A.1 Einführung Erzie-

hungswissenschaftliche 

Fragestellungen des 

Sports 

Modul A: 

Grundlagen der 

Sporttheorie 

A.2 Einführung Bewe-

gungs- und trainings-

wissenschaftlichen Frage-

stellungen des Sports 

3.-4.   K 60 4 

B.1 Sport und Erziehung/ 

Fachdidaktik mit Schwer-

punkt Sonderpädagogik 

(vertiefend) 

Modul B: 

Grundlagen der 

Sportdidaktik 

B.2 Fachdidaktisches 

Seminar mit Unterrichts-

bezug 

5.-6.  1 Studien-

leistung pro 

Lehrver-

anstaltung 

HA 15  6 

C.1 Situative Bewe-

gungsangebote 

 

C.2 Anfängerschwimmen 

(F) 

M 15 

C.3 Kleine Spiele (F) FP 

(15 Min., 

unbenotet) 

Modul C: 

Basis 

C.4 Psychomotorische 

Bewegungsförderung (F) 

3.-5.  1 Studien-

leistung pro 

Lehrveran-

staltung 

M 15 

8 

D.1 EP in ELf 2 oder 

ELf 5 (A)  

SP 20 und 

K 45 

D.2 EP in ELf 3 oder 

ELf 4 (B) 

SP 20 und 

K 45 

D.3 EP ELf 1 (C od. D)  SP 20 und 

K 45 

Modul D: 

Didaktik und 

Methodik der 

Sportarten 

D.4 EP in ELf 6-9 (E) 

3.-5.  1 Studien-

leistung pro 

Lehrveran-

staltung 

SP 20 und 

K 45 

12 

Summe      30 

 

K = Klausur, M = Mündliche Prüfung, R = Referat, HA = Hausarbeit, S = Seminararbeit, PR = Präsentation, MP = Musikprak-
tische Präsentation, SP = Sportpraktische Präsentation, KP = Künstlerische Präsentation, KWP = Künstlerisch-
wissenschaftliche Präsentation, D = Dokumentation, FP = Fachpraktische Prüfung, PR/A = Präsentation mit Ausarbeitung. 
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1.4 Halbe Zweitfächer 

1.4.1 Berufspädagogik/ Sozialpädagogik 

 

Modul  Lehrveranstaltungen  Empf. 

Semes-

ter 

Vorausset- 

zungen für 

die Zulas-

sung 

Studien-

leistung 

Prüfungs-

leistung  

Leistungs-

punkte 

Modul A: 

Erarbeitung 

verschiedener 

Vermittlungs-

methoden 

3-4 Veranstaltungen zu 

verschiedenen Vermitt-

lungsmethoden 

3.- 6.  Nachweis 

über die 

Veranstal-

tungen 

M 15 oder 
D 10- 15 
oder HA 
10- 15 

11 

Modul B: 

Exemplarisches 

Kennenlernen 

von Strukturen 

in der Benach-

teiligten-

förderung 

2 Veranstaltungen zu 

Strukturen in der  

Benachteiligten-

förderung 

3.- 6.  Nachweis 

über die 

Veranstal-

tungen 

M 15 oder 
D 10- 15 
oder HA 
10- 15 

4 

Summe      15 

 

K = Klausur, M = Mündliche Prüfung, R = Referat, HA = Hausarbeit, S = Seminararbeit, PR = Präsentation, MP = Musikprak-
tische Präsentation, SP = Sportpraktische Präsentation, KP = Künstlerische Präsentation, KWP = Künstlerisch-
wissenschaftliche Präsentation, D = Dokumentation, FP = Fachpraktische Prüfung, PR/A = Präsentation mit Ausarbeitung. 
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1.4.2 Interkulturelle Pädagogik 
 

Pflichtmodule: 
 

Modul Lehrveranstal-
tungen  

Empf. 
Semes-

ter 

Vorausset- 
zungen für die 

Zulassung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung  

Leistungs-
punkte 

Basismodul A: 

Globales Lernen 

A.1 Globalisierung 
und Entwicklungs-
zusammenarbeit  

Oder: 

A.2 Bildung für eine 
nachhaltige Entwick-
lung 

3.- 4.  1 Studien-
leistung pro 
Lehrveran-
staltung 

R 30 
oder 
HA 10-12 
oder 
K 45 
in A.1 oder 
A.2 

3 

B.1 Migration, Multi-
kulturalität und inter-
kulturelles Lernen 

Basismodul B: 

Interkulturelles 
Lernen 

B.2 Spracherwerb 
und Mehrsprachig-
keit 

3.- 4.  1 Studien-
leistung pro 
Lehrveran-
staltung 

R 30 
oder 
HA 10-12 
oder 
K 45 
in B.1 oder 
B.2 

6 

Summe      9 

 

Wahlpflichtmodule:  
Die Studierenden wählen entweder Vertiefungsmodul C oder Vertiefungsmodul D zu jeweils 6 LP. 
 

Modul Lehrveranstal-
tungen 

Empf. 
Semes-

ter 

Vorausset- 
zungen für die 

Zulassung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

C.1 Theorie und 
Praxis entwicklungs-
bezogener Bildungs-
arbeit (Projekt-
orientierte LV) 

Vertiefungs-
modul C: 

Globales Lernen 

C.2 Theorie und 
Praxis der Bildung 
für eine Nachhaltige 
Entwicklung (Pro-
jektorientierte LV) 

5.- 6. Erfolgreicher 
Abschluss des 
Basismoduls A 

1 Studien-
leistung pro 
Lehrveran-
staltung 

M 30 
in C.1 oder 
C.2 

6 

D.1 Schulische und 
außerschulische 
interkulturelle Bil-
dungsarbeit (Pro-
jektorientierte LV) 

Vertiefungs-
modul D: 

Interkulturelles 
Lernen 

D.2 Sprache und 
Sprachförderung in 
heterogenen  
Lerngruppen 

5.- 6. Erfolgreicher 
Abschluss des 
Basismoduls B 

1 Studien-
leistung pro 
Lehrveran-
staltung 

M 30 
in D.1 oder 
D.2 

6 

 
 

K = Klausur, M = Mündliche Prüfung, R = Referat, HA = Hausarbeit, S = Seminararbeit, PR = Präsentation, MP = Musikprak-
tische Präsentation, SP = Sportpraktische Präsentation, KP = Künstlerische Präsentation, KWP = Künstlerisch-
wissenschaftliche Präsentation, D = Dokumentation, FP = Fachpraktische Prüfung, PR/A = Präsentation mit Ausarbeitung. 
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Der Fakultätsrat der Philosophischen Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat am 28.04.2010 die 
nachstehende geänderte Prüfungsordnung für den Bachelor- und Masterstudiengang Politikwissenschaft beschlossen. 
Das Präsidium hat die Änderung am 16.06.2010 gemäß § 37 Abs. 1 Nr. 5. b) NHG genehmigt. Sie tritt nach ihrer hoch-
schulöffentlichen Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover zum 
01.10.2010 in Kraft. 
 

Änderung der Prüfungsordnung für den Bachelor- und Masterstudiengang Politikwissenschaft 

 

Die Philosophische Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat gemäß §§ 7 Abs. 3, 44 
Abs. 1 des Niedersächsischen Hochschulgesetzes die folgende Prüfungsordnung erlassen. 

Erster Teil: Bachelorprüfung 

§ 1 Zweck der Prüfung und Hochschulgrad 

(1) 1Die Bachelorprüfung bildet den ersten berufsqualifizierenden Abschluss des Studiums. 2Durch die Ba-
chelorprüfung soll festgestellt werden, ob der Prüfling die für den Übergang in die Berufspraxis notwendigen 
Fachkenntnisse und Handlungskompetenzen erworben hat, die fachlichen Zusammenhänge des Faches 
überblickt und die Fähigkeit besitzt, nach wissenschaftlichen Grundsätzen zu arbeiten. 

(2) Nach bestandener Bachelorprüfung verleiht die Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover den aka-
demischen Grad „Bachelor of Arts (B. A.)“. 

§ 2 Dauer und Gliederung des Studiums 
1Die Regelstudienzeit beträgt drei Jahre. 2Der Zeitaufwand für das Präsenzstudium und Selbststudium be-
trägt 180 ECTS-Leistungspunkte zu je 30 Stunden. 3Das Studium gliedert sich in sechs Semester. 4Das Stu-
dium besteht aus folgenden Teilen: 

 dem Fach Politikwissenschaft einschließlich des Moduls Bachelorarbeit im Umfang von 120 Leistungs-
punkten, 

 einem Wahlpflichtbereich im Umfang von 40 Leistungspunkten,  

 Modulen aus dem Bereich Schlüsselkompetenzen/berufsfeldbezogene Qualifikationen im Umfang von 20 
Leistungspunkten. 

§ 3 Aufbau und Inhalt der Prüfung 
1Die Bachelorprüfung wird studienbegleitend abgenommen. 2Sie besteht aus den Pflichtmodulen nach Anla-
ge 1.1, den Wahlpflichtmodulen nach Anlage 1.2 und dem Modul „Bachelorarbeit“, Anlage 1.3. 3Die den Mo-
dulen zugeordneten Lehrveranstaltungen ergeben sich aus dem Modulkatalog bzw. dem Vorlesungsver-
zeichnis. 

§ 4 Bachelorarbeit 

(1) 1Das Modul Bachelorarbeit besteht aus der Bachelorarbeit, dem Kolloquium zur Bachelorarbeit und einer 
mündlichen Prüfung. 2Die Bachelorarbeit soll zeigen, dass der Prüfling in der Lage ist, innerhalb einer vor-
gegebenen Frist ein Problem aus dem Fach selbständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. 
3Thema und Aufgabenstellung der Bachelorarbeit müssen dem Prüfungszweck (§ 1 Abs. 1) und der Bear-
beitungszeit nach Absatz 2 entsprechen. 4Für das bestandene Modul Bachelorarbeit werden 10 Leistungs-
punkte vergeben. 

(2) 1Die Bachelorarbeit ist binnen 6 Wochen nach Ausgabe abzuliefern. 2Sie ist in der Regel innerhalb von 
vier Wochen von zwei Prüfenden zu bewerten. 3Das Thema kann nur einmal und nur innerhalb der ersten 
zwei Wochen zurückgegeben werden. 4Bei empirischen Arbeiten kann der Prüfungsausschuss auf begrün-
detem Antrag auch eine Bearbeitungszeit von neun Wochen genehmigen. 

(3) Bei der Abgabe der Bachelorarbeit ist schriftlich zu versichern, dass die Arbeit selbständig verfasst wurde 
und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt wurden, alle Stellen der Arbeit, die 
wörtlich oder sinngemäß aus anderen Quellen übernommen wurden, als solche kenntlich gemacht sind und 
die Arbeit in gleicher oder ähnlicher Form noch keiner Prüfungsbehörde vorgelegen hat. 
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§ 5 Bestehen und Nichtbestehen 

(1) Die Bachelorprüfung ist bestanden, wenn die in § 3 in Verbindung mit der Anlage 1 genannten Module 
einschließlich des Moduls „Bachelorarbeit“ bestanden sind und mindestens 180 ECTS-Leistungspunkte er-
worben wurden.  

(2) Die Bachelorprüfung ist endgültig nicht bestanden, wenn die Wiederholung einer nicht bestandenen Prü-
fungsleistung, die nach § 3 erforderlich ist, gemäß § 16 nicht mehr möglich ist. 

 

§ 6 entfällt 

Zweiter Teil: Masterprüfung 

 
§ 7 Zweck der Prüfung und Hochschulgrad 

(1) 1Die Masterprüfung bildet einen weiteren berufsqualifizierenden Abschluss des Studiums. 2Durch die 
Masterprüfung soll festgestellt werden, ob der Prüfling die für den Übergang in die Berufspraxis notwendigen 
Fachkenntnisse und Handlungskompetenzen erworben hat, die fachlichen Zusammenhänge des Faches 
überblickt und die Fähigkeit besitzt, nach wissenschaftlichen Grundsätzen selbständig zu arbeiten und wis-
senschaftliche Erkenntnisse anzuwenden. 

(2) Nach bestandener Masterprüfung verleiht die Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover den aka-
demischen Grad „Master of Arts (M. A.)“. 

§ 8 Dauer und Gliederung des Studiums 
1Die Regelstudienzeit beträgt zwei Jahre. 2Der Zeitaufwand für das Präsenzstudium und Selbststudium be-
trägt 120 ECTS-Leistungspunkte zu je 30 Stunden. 3Das Studium gliedert sich in vier Semester. 4Das Studi-
um besteht aus folgenden Teilen: 

 dem Orientierungsmodul im Umfang von 14 Leistungspunkten (M I), 

 dem Modul Politikwissenschaftliche Methoden A im Umfang von 10 Leistungspunkten (M II), 

 dem Modul Schlüsselqualifikationen im Umfang von 6 Leistungspunkten (M III), 

 dem Grundlagen- (M IV), dem Vertiefungs- (M V) sowie dem Zusatzmodul (M VI) aus dem gewählten 
Schwerpunkt im Umfang von 12 Leistungspunkten pro Modul, 

 zwei Grundlagenmodulen (M IV) aus zwei anderen Schwerpunkten im Umfang von 12 Leistungspunkten 
pro Modul oder einem Grundlagenmodul (M IV) aus einem anderen Schwerpunkt und dem Modul Poli-
tikwissenschaftliche Methoden B (M VII) im Umfang von je 12 Leistungspunkten pro Modul, 

 dem Modul Masterarbeit im Umfang von 30 Leistungspunkten (M VIII). 

§ 9 Aufbau und Inhalt der Prüfung 
1Die Masterprüfung wird studienbegleitend abgenommen. 2Sie besteht aus den Pflichtmodulen nach Anlage 
2.1, den Wahlpflichtmodulen nach Anlage 2.2 und dem Modul „Masterarbeit“ nach Anlage 2.3. 3Die den Mo-
dulen zugeordneten Lehrveranstaltungen ergeben sich aus dem Modulkatalog. 

§ 10 Masterarbeit 

(1) 1Das Modul Masterarbeit besteht aus einer Masterarbeit und einem vorbereitenden und begleitenden 
Kolloquium. 2Die Masterarbeit soll zeigen, dass der Prüfling in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen 
Frist ein Problem aus dem Fach selbständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. 3Thema und 
Aufgabenstellung der Masterarbeit müssen dem Prüfungszweck (§ 7 Abs. 1) und der Bearbeitungszeit nach 
Absatz 2 entsprechen. 4Für das bestandene Modul Masterarbeit werden 30 Leistungspunkte vergeben. 

(2) 1Die Masterarbeit ist binnen vier Monaten nach Ausgabe abzuliefern. 2Sie ist in der Regel innerhalb von 
vier Wochen von zwei Prüfenden zu bewerten. 3Das Thema kann nur einmal und nur innerhalb der ersten 
vier Wochen zurückgegeben werden. 4Bei empirischen Arbeiten kann der Prüfungsausschuss auf begründe-
tem Antrag auch eine Bearbeitungszeit von sechs Monaten genehmigen. 

(3) § 4 Abs. 3 gilt entsprechend. 
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§ 11 Bestehen und Nichtbestehen 

(1) Die Masterprüfung ist bestanden, wenn die in § 9 in Verbindung mit der Anlage 2 genannten Module ein-
schließlich des Moduls „Masterarbeit“ bestanden sind und mindestens 120 ECTS-Leistungspunkte erworben 
wurden. 

(2) Die Masterprüfung ist endgültig nicht bestanden, wenn die Wiederholung einer nicht bestandenen Prü-
fungsleistung, die nach § 9 erforderlich ist, gemäß § 16 nicht mehr möglich ist. 

 

Dritter Teil: Gemeinsame Vorschriften 

§ 12 Zulassung 

(1) Für die Bachelorprüfung bzw. Masterprüfung (Prüfung) ist zugelassen, wer in dem betreffenden Studien-
gang an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover eingeschrieben ist. 

(2) Die Zulassung wird versagt, wenn in einem vergleichbaren Studiengang eine Prüfung endgültig nicht 
bestanden ist. 

(3) 1Die Zulassung zur Bachelor- und zur Masterarbeit muss gesondert beantragt werden. 2Die Zulassung 
zur Bachelorarbeit setzt voraus, dass im Rahmen der Bachelorprüfung mindestens 120 Leistungspunkte 
erworben wurden. 3Die Zulassung zur Masterarbeit setzt voraus, dass im Rahmen der Masterprüfung min-
destens 66 Leistungspunkte erworben wurden. 

(4) Die Zulassung nach Abs. 3 wird versagt, wenn die Zulassungsvoraussetzungen nicht erfüllt sind. 

 

§ 13 entfällt 

 

§ 14 Studien- und Prüfungsleistungen 

(1) Prüfungsleistungen sind Bachelor- und Masterarbeiten, Klausuren, mündliche Prüfungsleistungen, Haus-
arbeiten, Präsentationen, Referate und Portfolios. 

(2) Studienleistungen sind Rezensionen, Essays, Exzerpte, Exposes, Protokolle, Bibliographien, schriftliche 
Übungen, Arbeitsberichte, Praktikumsberichte, Klausuren, schriftliche Sitzungsvorbereitungen, Referate mit 
schriftlicher Ausarbeitung, Hausarbeiten. 

(3) 1Eine Klausur ist eine schriftliche Arbeit unter Aufsicht. 2Die Dauer richtet sich nach den Anlagen. 
3Abweichend von den Anlagen können Klausuren auch durch mündliche Prüfungen ersetzt werden. 4Die 
Ankündigung der Prüfungsform muss spätestens zum Beginn der Meldefristen erfolgen. 

(4) 1Die Dauer der mündlichen Prüfungsleistung richtet sich nach der Anlage. 2Sie findet nichtöffentlich in 
Gegenwart einer oder eines Beisitzenden statt, die oder der selbst die durch die Prüfung festzustellende 
oder eine gleichwertige Qualifikation besitzt. 3Die wesentlichen Gegenstände der Prüfungsleistung werden in 
einem Protokoll festgehalten. 4Studierende, die sich in einem späteren Prüfungstermin der gleichen Prüfung 
unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der Hochschule, die ein eigenes berechtigtes Interesse geltend 
machen, sind als Zuhörende bei mündlichen Prüfungen zuzulassen. 5Dies erstreckt sich nicht auf die Bera-
tung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an den Prüfling. 6Auf Antrag eines Prüflings sind die Zuhö-
rerinnen und Zuhörer nach Satz 4 auszuschließen. 

(5) 1Eine Hausarbeit ist eine selbständige schriftliche Arbeit. 2Der Umfang richtet sich nach den Anlagen. 

(6) 1Eine Präsentation umfasst die Aufbereitung eines vorgegebenen Themas ggf. mit Hilfe elektronischer 
Medien und seine Darstellung im mündlichen Vortrag. 2Die Vortragsdauer richtet sich nach den Anlagen. 

(7) Ein Referat umfasst: 

1. eine eigenständige und vertiefte Auseinandersetzung mit einem Problem aus dem Arbeitszusammen-
hang der Lehrveranstaltung unter Einbeziehung und Auswertung einschlägiger Forschungsliteratur, 

2. die Darstellung der Arbeit und die Vermittlung ihrer Ergebnisse im Vortrag (mit angemessenem  
Medieneinsatz) sowie in der anschließenden Diskussion, 

3. ggf. eine schriftliche Ausarbeitung. 
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(8) 1Ein Portfolio dokumentiert den Lernprozess zu bestimmten Fragestellungen oder Aufgaben, die von den 
Lehrenden zu Veranstaltungsbeginn festgelegt werden. 2Die systematische Selbstreflexion erfolgt in der 
Regel veranstaltungsbegleitend und umfasst je nach Absprache die Zusammenstellung diverser Materialien 
in einer Sammelmappe, die bis zu 20 Seiten umfassen kann. 

(9) Prüfungs- und Studienleistungen in Form von Gruppenarbeiten sind zulässig, sofern sich die einzelnen 
Beiträge aufgrund objektiver Kriterien deutlich abgrenzen und getrennt bewerten lassen. 

(10) Bei der Abgabe von schriftlichen Hausarbeiten ist schriftlich zu versichern, dass die Arbeit selbständig 
verfasst wurde und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt wurden und alle 
Stellen der Arbeit, die wörtlich oder sinngemäß aus anderen Quellen übernommen wurden, als solche kennt-
lich gemacht sind. 

(11) Sind in den Anlagen in einem Modul alternative Prüfungsformen vorgesehen oder kann gem. § 14  
Abs. 3 eine Prüfungsform durch eine andere ersetzt werden, muss die Ankündigung der Prüfungsform spä-
testens zum Beginn der Meldefrist erfolgen. 

§ 15 Anmeldung 

Für jede Prüfungsleistung ist innerhalb des vom Prüfungsausschuss festgesetzten Zeitraums eine gesonder-
te Anmeldung erforderlich. 

§ 16 Wiederholung 

(1) 1Eine nicht bestandene Prüfungsleistung kann zweimal wiederholt werden. 2Nichtbestandene Prüfungs-
leistungen sind, ohne dass es einer Anmeldung bedarf, zu dem vom Prüfungsausschuss festgesetzten Ter-
min in gleicher oder anderer Prüfungsform zu wiederholen. 3Die Bachelor- bzw. Masterarbeit kann nur ein-
mal wiederholt werden. 4Das neue Thema ist in angemessener Frist, in der Regel innerhalb von 8 Wochen 
nach der Bewertung der ersten Arbeit, auszugeben. 

(2) 1In der letzten Wiederholungsprüfung darf für eine schriftliche Prüfungsleistung nach § 14 Abs. 1 die No-
te „nicht ausreichend“ nur nach mündlicher Ergänzungsprüfung erteilt werden. 2Diese mündliche Ergän-
zungsprüfung wird von zwei Prüfenden abgenommen; im Übrigen gilt § 14 Abs. 4 entsprechend. 3Die oder 
der Prüfende können maximal die Note 4,0 vergeben. 4Die mündliche Ergänzungsprüfung ist ausgeschlos-
sen, wenn für die Bewertung der schriftlichen Prüfungsleistung § 17 oder 18 Anwendung finden.  

(3) 1Wiederholungsprüfungen müssen spätestens im Rahmen der nächsten angebotenen Prüfungstermine 
abgelegt werden. 2In Ausnahmefällen kann der Prüfungsausschuss auf schriftlichen Antrag die Wiederho-
lung zu einem anderen Zeitpunkt genehmigen. 3Wiederholungsprüfungen in einem Wahlpflichtfach können 
auch außerhalb der vom Prüfungsausschuss für das Fach Politikwissenschaft festgesetzten Prüfungstermi-
ne, nach Maßgabe des jeweiligen Faches, stattfinden. 

§ 17 Versäumnis, Rücktritt 

(1) 1Der Rücktritt von einer Anmeldung zu einer Klausur oder einer mündlichen Prüfung kann bis zum Be-
ginn der Prüfung erfolgen. 2Das Nichterscheinen zu einem festgesetzten Prüfungstermin wird als Rücktritt 
gewertet. 3Der Rücktritt nach den Sätzen 1 und 2 ist ohne Angabe von Gründen zulässig. 

(2) 1Bei Versäumnis eines festgesetzten Abgabetermins oder bei Rücktritt von einer Prüfungsleistung nach 
deren Beginn gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht bestanden“ bewertet. 2Abweichend hiervon 
gilt die Prüfungsleistung als nicht unternommen, wenn für das Versäumnis oder den Rücktritt triftige Gründe 
unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 3Im Krankheitsfall ist ein fachärztliches 
oder amtsärztliches Attest vorzulegen. 4Die Entscheidung über die Anerkennung der triftigen Gründe trifft der 
Prüfungsausschuss. 5In den Fällen, in denen der Abgabetermin aus triftigen Gründen nicht eingehalten wer-
den kann, kann der Prüfungsausschuss entscheiden, dass lediglich der Abgabetermin für die Prüfungsleis-
tung um höchstens zwei Wochen hinausgeschoben wird, ohne dass die Prüfungsleistung als nicht unter-
nommen gilt. 6Darüber hinaus kann der Prüfungsausschuss in begründeten Einzelfällen den Abgabetermin 
weiter hinausschieben. 

(3) 1Wurden die Gründe für den Rücktritt oder das Versäumnis anerkannt, wird ein neuer Termin anberaumt. 
2Die Prüfungsleistung muss zum nächstmöglichen Termin abgelegt werden. 

(4) Der Rücktritt von einer Wiederholungsprüfung ist nur aus triftigen Gründen zulässig. 
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(5) 1Abweichend zu den Rücktrittsregelungen nach Abs. 1 muss der Rücktritt von einer Prüfungsleistung im 
Bachelorstudiengang in den Fächern Betriebswirtschaftslehre und Volkswirtschaftslehre nach Anlage 1.2 
spätestens zwei Wochen vor dem Prüfungstermin gegenüber dem Prüfungsausschuss erklärt werden. 2Bei 
einem Rücktritt nach Ablauf dieser Frist gilt die Prüfungsleistung als mit „nicht bestanden“ bewertet. Absatz 2 
Sätze 2 bis 4 gelten entsprechend. 

§ 18 Täuschung, Ordnungsverstoß 

(1) 1Beim Versuch, das Ergebnis einer Prüfungsleistung durch Täuschung zu beeinflussen, gilt die betref-
fende Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ bewertet. 2Das Mitführen nicht zugelassener Hilfsmittel 
nach Klausurbeginn ist stets ein Täuschungsversuch. 

(2) Wer sich eines Ordnungsverstoßes schuldig macht, kann von der Fortsetzung der betreffenden Prü-
fungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht aus-
reichend“ bewertet. 

§ 19 Bewertung und Notenbildung 

(1) 1Prüfungsleistungen werden von den Prüfenden in der Regel binnen vier Wochen bewertet. 2 Prüfungs-
leistungen werden in der Regel benotet. 3Unbenotete Prüfungsleistungen werden mit „bestanden“ oder 
„nicht bestanden“ bewertet. 4Dabei sind folgende Notenstufen zu verwenden: 

1,0; 1,3 = sehr gut = eine besonders hervorragende Leistung, 

1,7; 2,0; 2,3 = gut = eine erheblich über den durchschnittlichen Anforderungen liegende Leistung, 

2,7; 3,0; 3,3 = befriedigend = eine Leistung, die in jeder Hinsicht den durchschnittlichen Anforderungen ent-
spricht, 

3,7; 4,0 = ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel den Mindestanforderungen entspricht, 

5,0 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen nicht mehr ge-
nügt. 

(2) 1Wird eine Prüfungsleistung durch zwei Prüfende bewertet, ist sie bestanden, wenn beide die Prüfungs-
leistung mit mindestens „ausreichend“ oder „bestanden“ bewerten. 2Die Note errechnet sich in diesem Fall 
aus dem Durchschnitt der von den Prüfenden festgesetzten Einzelnoten. 

(3) 1Die Gesamtnote der Bachelor- bzw. Masterprüfung ist das arithmetische Mittel aller Modulnoten. 2Dabei 
werden die in der Anlage aufgeführten Leistungspunkte als Gewichte verwendet. 3Bei der Berechung der 
jeweiligen Gesamtnoten dürfen nur die Noten der Pflicht- und Wahlpflichtmodule in die Note eingehen, die 
für das Erreichen der Leistungspunkte nach § 3 Abs. 2 erforderlich sind. 4Soweit sich durch die Wahl des 
letzten Moduls das zum Erreichen der nach § 3 Abs. 2 erforderlichen Leistungspunkte notwendig ist, eine 
geringfügige Überschreitung dieser Punktezahlen ergibt, werden die Module bei der Berechung der Ge-
samtnote einbezogen. 5Die Gesamtnote lautet 

bei einem Durchschnitt bis 1,5 sehr gut,  

bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5 gut, 

bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5 befriedigend, 

bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0 ausreichend, 

bei einem Durchschnitt über 4,0 nicht ausreichend. 

(4) Bei der Bildung der Note nach den Absätzen 2 und 3 wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma 
berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 

(5) 1Zusätzlich zu der Gesamtnote wird für die erfolgreichen Studierenden eine Bewertung entsprechend der 
ECTS-Bewertungsskala ausgewiesen. 2Die ECTS-Note lautet: 

Für die besten 10% A 

Für die nächsten 25% B 

für die nächsten 30% C 

für die nächsten 25% D 

für die nächsten 10% E 
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§ 20 Leistungspunkte und Module 

(1) Die in den Anlagen aufgeführten Leistungspunkte werden vergeben, wenn die geforderten Prüfungsleis-
tungen bestanden und die zugehörigen Studienleistungen erbracht wurden. 

(2) 1Ein Modul ist nach Erwerb aller in der jeweiligen Anlage genannten Leistungspunkte bestanden. 2Die 
Modulnote wird gemäß § 19 Abs. 2 aus den Noten der im Rahmen des Moduls bestandenen benoteten Prü-
fungsleistungen gebildet. 

§ 21 Zusatzprüfungen 
1Studierende können sich weiteren als den für die Erreichung der Mindestleistungspunktzahl erforderlichen 
Prüfungen unterziehen (Zusatzprüfungen). 2Die Ergebnisse dieser Zusatzprüfungen werden auf Antrag in 
das Zeugnis bzw. die Bescheinigungen gemäß § 24 aufgenommen, jedoch bei der Festsetzung der Ge-
samtnote nicht mit einbezogen. 

§ 22 Anrechnung 

(1) 1Bestandene und nicht bestandene Prüfungs- und Studienleistungen, die im Inland oder Ausland in dem-
selben oder einem vergleichbaren Studiengang unternommenen wurden, werden angerechnet, wenn die 
Institution, an der die Prüfungs- bzw. Studienleistung unternommen wurde, einer deutschen Universität 
gleichsteht und die auswärtige Leistung nach Umfang und Inhalt im wesentlichen der Prüfungs- bzw. Stu-
dienleistung entspricht, für die eine Anrechnung begehrt wird oder wenn die Anrechnung von Amts wegen 
erfolgt. 2Im Zweifel sind Stellungnahmen der Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen bzw. des Prüfers 
einzuholen. 3Außerhalb des Studiums erbrachte berufspraktische Leistungen werden angerechnet, wenn sie 
gleichwertig sind. 

(2) 1Für angerechnete Prüfungsleistungen werden die Noten übernommen oder bei abweichender Noten-
skala umgerechnet, die darauf entfallenden Studienzeiten angerechnet und gegebenenfalls Leistungspunkte 
entsprechend den Anlagen 1 bis 4 vergeben. 2Ist eine Notenumrechnung nicht möglich, bleibt die Prüfungs-
leistung unbenotet; dies gilt insbesondere im Fall des Abs. 2 Satz 3. 3Die Anrechnung wird im Zeugnis ge-
kennzeichnet. 

§ 23 Einsicht in die Prüfungsakten 
1Nach Abschluss der Prüfung wird den Studierenden auf Antrag Einsicht in die vollständigen Prüfungsakten 
gewährt. 2Der Antrag ist spätestens binnen eines Jahres nach Aushändigung des Zeugnisses oder des Be-
scheides über die endgültig nicht bestandene Prüfung zu stellen. 

§ 24 Zeugnisse und Bescheinigungen 

(1) 1Über die bestandene Prüfung wird unverzüglich ein Zeugnis ausgestellt, das die Module und deren No-
ten sowie die Gesamtnote der Prüfung und die erworbenen Leistungspunkte enthält. 2Dem Zeugnis wird ein 
Verzeichnis der bestandenen Module (einschließlich der Bachelor- oder Masterarbeit) beigefügt. 3Das Ver-
zeichnis beinhaltet die zugeordneten Lehrveranstaltungen und Leistungspunkte sowie die Benotung oder 
Bewertung der Prüfungsleistungen. 4Alle Noten werden zugleich als Dezimalzahl ausgewiesen. 5Das Datum 
des Zeugnisses ist der Tag, an dem die Prüfung bestanden wurde. 6Mit gleichem Datum wird eine Urkunde 
über den verliehenen akademischen Grad und ein Diploma Supplement ausgestellt. 

(2) Über nicht bestandene Prüfungsleistungen und die endgültig nicht bestandene Prüfung ergeht ein schrift-
licher Bescheid. 

(3) 1In den Fällen der Abs. 1 und 2, 2. Alternative sowie bei anderweitigem Ausscheiden aus dem betreffen-
den Studiengang an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover wird auf Antrag eine Bescheinigung 
ausgestellt, welche die bestandenen Prüfungsleistungen, deren Bewertungen und die dafür vergebenen 
Leistungspunkte aufführt. 2Im Fall des Abs. 2, 2. Alternative weist die Bescheinigung darauf hin, dass die 
Prüfung endgültig nicht bestanden ist. 

(4) Alle Zeugnisse, Urkunden und Bescheinigungen werden in deutscher und in englischer Sprache ausge-
stellt. 

§ 25 Prüfungsausschuss 

(1) 1Für die Organisation der Prüfungen und zur Wahrnehmung der Aufgaben nach dieser  Prüfungsordnung 
wird aus Mitgliedern der Philosophischen Fakultät ein Prüfungsausschuss gebildet. 2Über die Zusammen-
setzung entscheidet die Fakultät. 3Dem Prüfungsausschuss gehören fünf Mitglieder an, und zwar drei  
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Mitglieder, welche die Hochschullehrergruppe vertreten, ein Mitglied, das die Mitarbeitergruppe vertritt und in 
der Lehre tätig ist, sowie ein Mitglied der Studierendengruppe. 4Der Vorsitz und der stellvertretende Vorsitz 
müssen von Mitgliedern der Hochschullehrergruppe ausgeübt werden; sie und die weiteren Mitglieder des 
Prüfungsausschusses sowie deren Vertretungen werden durch die jeweiligen Gruppenvertretungen in der 
Philosophischen Fakultät gewählt. 5Das studentische Mitglied hat bei der Bewertung und Anrechnung von 
Prüfungsleistungen nur beratende Stimme. 

(2) 1Der Prüfungsausschuss fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen; 
Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. 2Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, so-
weit die Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. 

(3) 1Der Prüfungsausschuss kann sich eine Geschäftsordnung geben. 2Über die Sitzungen des Prüfungs-
ausschusses wird eine Niederschrift geführt. 3In dieser sind die wesentlichen Gegenstände der Erörterung 
und die Beschlüsse des Prüfungsausschusses festzuhalten. 

(4) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, an der Abnahme der Prüfungen beobachtend 
teilzunehmen.  

(5) 1Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. 2Die Mitglieder des Prüfungsausschusses 
und deren Vertretungen unterliegen der Amtsverschwiegenheit. 3Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst ste-
hen, sind sie durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 

(6) 1Der Prüfungsausschuss kann Befugnisse widerruflich auf den Vorsitz und den stellvertretenden Vorsitz 
übertragen. 2Der Prüfungsausschuss kann sich zur Erfüllung seiner Aufgaben einer von ihm beauftragten 
Stelle bedienen. 3Die oder der Vorsitzende bereitet die Beschlüsse des Prüfungsausschusses vor, führt sie 
aus und berichtet dem Prüfungsausschuss laufend über diese Tätigkeit. 

(7) 1Alle zur selbständigen Lehre befugten Personen der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover sind 
ohne besondere Bestellung Prüfende. (Absatz 5 Satz 3 gilt entsprechend) ²Der Prüfungsausschuss kann 
weitere Prüfende bestellen, sofern diese mindestens die durch die Prüfung festzustellende oder eine gleich-
wertige Qualifikation besitzen. ³Es können auch Prüfende anderer Hochschulen bestellt werden. 

(8) Der Prüfungsausschuss ermöglicht Studierenden, die eine länger andauernde Behinderung durch amts- 
oder fachärztliches Attest nachweisen, Prüfungsleistungen in gleichwertiger anderer Form, zu anderen Ter-
minen oder innerhalb anderen Fristen zu erbringen. 

§ 26 Verfahrensvorschriften 

(1) 1Die allgemeinen Bestimmungen des Verwaltungsrechts sowie die gesetzlichen Regelungen zu Mutter-
schutz und Elternzeit finden im Prüfungsverfahren sinngemäß Anwendung. 2Belastende Verwaltungsakte 
sind schriftlich zu begründen, mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen und bekannt zu geben. 3Gegen 
Entscheidungen, denen die Bewertung einer Prüfungsleistung zu Grunde liegt, kann binnen eines Monats 
nach Zugang des Bescheids Widerspruch eingelegt werden. 

(2) 1Bringt der Prüfling in seinem Widerspruch konkret und substantiiert Einwendungen gegen fachliche Be-
wertungen einer oder eines Prüfenden vor, leitet der Prüfungsausschuss den Widerspruch dieser oder die-
sem Prüfenden zur Überprüfung zu. 2Ändert die oder der Prüfende die Bewertung antragsgemäß, so hilft der 
Prüfungsausschuss dem Widerspruch ab. 3Andernfalls überprüft der Prüfungsausschuss die Entscheidung 
aufgrund der Stellungnahme der oder des Prüfenden insbesondere darauf, ob 

1. das Prüfungsverfahren ordnungsgemäß durchgeführt worden ist, 

2. bei der Bewertung von einem falschen Sachverhalt ausgegangen worden ist, 

3. allgemein gültige Bewertungsgrundsätze nicht beachtet worden sind, 

4. eine vertretbare und mit gewichtigen Argumenten folgerichtig begründete Lösung als falsch bewertet 
worden ist, oder ob 

5. sich die oder der Prüfende von sachfremden Erwägungen hat leiten lassen. 
4Entsprechendes gilt, wenn sich der Widerspruch gegen die Bewertung durch mehrere Prüfende richtet. 

(3) Über den Widerspruch soll innerhalb eines Monats entschieden werden. 

(4) Das Widerspruchsverfahren darf nicht zur Verschlechterung der Prüfungsnote führen. 
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Vierter Teil: Schlussvorschriften 

§ 27 Inkrafttreten 

Diese Prüfungsordnung tritt nach Genehmigung durch das Präsidium nach ihrer Veröffentlichung im Ver-
kündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover zum 01.10.2010 in Kraft. 

§ 28 Übergangsvorschriften 

(1) 1Bachelorstudierende, die sich zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Ordnung im sechsten oder einem 
höheren Semester befinden, werden weiterhin nach der Prüfungsordnung vom 13.09.2007 geprüft. 2Sie kön-
nen auf Antrag und mit Zustimmung des Prüfungsausschusses auch nach der neuen Prüfungsordnung ge-
prüft werden. 

(2) 1Masterstudierende, die sich zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Ordnung im vierten oder einem hö-
heren Semester befinden, werden bis inkl. Sommersemester 2011 nach der bisher geltenden Ordnung ge-
prüft. 2Sie können auf Antrag und mit Zustimmung des Prüfungsausschusses auch nach der neuen Prü-
fungsordnung geprüft werden. 
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Anlagen 

Anlage 1.1: Pflichtmodule des Bachelorstudiums 

„K x“ bedeutet eine Klausur von x Minuten. Die Aufspaltung einer Klausur in mehrere Teilklausuren mit un-
veränderter Gesamtdauer ist zulässig. „M y“ bedeutet eine mündliche Prüfung von ca. y Minuten, „R z“ ein 
Referat von z Minuten, „PRÄS a“ eine Präsentation von a Minuten. „HA b“ bedeutet Hausarbeit im Umfang 
von ca. b Seiten. 

Modul Lehrveranstaltungen Semes-
ter 

Vorausset-
zungen für die 

Zulassung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Vorlesung Einführung in die 
Politische Wissen-
schaft Proseminar mit Tutori-

um 

1 - pro Lehrver-
anstaltung 

mind. 1 Stu-
dienleistung 

M 20 oder 
K 60 oder 
HA 10-12 

8 

Einführungsvorlesung 

Statistikübung 

Politikwissen-
schaftliche Metho-
den 

Methodenseminar 

2-4 - pro Lehrver-
anstaltung 

mind. 1 Stu-
dienleistung 

K 120 15 

Vorlesung mit Kolloqu-
ium oder Seminar 

Basismodul Politi-
sche Ideenge-
schichte und Theo-
rien der Politik Seminar 

1-2 oder 
3-4 

- pro Lehrver-
anstaltung 

mind. 1 Stu-
dienleistung 

M 20 oder 
K 60 oder 
HA 10-12 

12 

Vorlesung mit Kolloqu-
ium oder Seminar 

Basismodul Politi-
sche Soziologie 
und politische So-
zialstrukturanalyse Seminar 

1-2 oder 
3-4 

- pro Lehrver-
anstaltung 

mind. 1 Stu-
dienleistung 

M 20 oder 
K 60 oder 
HA 10-12 

12 

Vorlesung mit Kolloqu-
ium oder Seminar 

Basismodul Politi-
sche Systeme und 
Regierungslehre 

Seminar 

1-2 oder 
3-4 

- pro Lehrver-
anstaltung 

mind. 1 Stu-
dienleistung 

M 20 oder 
K 60 oder 
HA 10-12 

12 

Vorlesung mit Kolloqu-
ium oder Seminar 

Basismodul Politik-
felder und Politi-
sche Verwaltung 

Seminar 

1-2 oder 
3-4 

- pro Lehrver-
anstaltung 

mind. 1 Stu-
dienleistung 

M 20 oder 
K 60 oder 
HA 10-12 

12 

Vorlesung mit Kolloqu-
ium oder Seminar 

Basismodul Inter-
nationale Bezie-
hungen, Weltge-
sellschaft und Eu-
ropäische Integra-
tion 

Seminar 

1-2 oder 
3-4 

- pro Lehrver-
anstaltung 

mind. 1 Stu-
dienleistung 

M 20 oder 
K 60 oder 
HA 10-12 

12 

Praktikum ein Praktikum mind. 8 
Wochen oder zwei 
Praktika mind. je 4 
Wochen 

1-6 - Praktikums-
bericht[e] (8-
10 S. bzw. je 

6-8 S.) 

- 12 

Summe      95 
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Anlage 1.2: Wahlpflichtmodule des Bachelorstudiums 
 

Es sind zwei von fünf Vertiefungsmodulen Politikwissenschaft zu belegen, eines als Variante 1, das andere als 
Variante 2. 
In den Fächern des Wahlpflichtbereiches sind Module im Umfang von 40 Leistungspunkten zu wählen. Studieren-
de, die das Modul „Survey Literature and Culture“ im Fach Englisch belegen, müssen dort entweder die Kurse 
AmerF2 und AmerF3 oder BritF2 und BritF3 absolvieren. Im Wahlpflichtfach Geschichte können höchstens zwei 
Einführungsmodule und ein Vertiefungsmodul belegt werden. 
Im Wahlpflichtbereich der Schlüsselkompetenzen/berufsfeldbezogene Qualifikationen sind 8 Leistungspunkte zu 
erbringen. Die den Modulen zugeordneten Lehrveranstaltungen und Kurse werden pro Semester im Vorlesungs-
verzeichnis und per Aushang bekannt gemacht. 
 

Modul Lehrveranstaltungen Semes-
ter 

Vorausset-
zungen für die 

Zulassung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Vertiefungsmodule Politikwissenschaft 

Vorlesung mit Kolloqu-
ium oder Seminar 

Vertiefungsmodul 
Politische Ideen-
geschichte und 
Theorien der Politik Seminar 

3-4 oder 
5-6 

erfolgreich 
studiertes Ba-
sismodul „Poli-
tische Ideenge-

schichte und 
Theorien der 

Politik“ 

pro Lehrver-
anstaltung 

mind. 1 Stu-
dienleistung 

Var. 1: 
HA 15 
Var. 2: 
M 20 

Var. 1: 15
Var. 2: 12 

Vorlesung mit Kolloqu-
ium oder Seminar 

Vertiefungsmodul 
Politische Soziolo-
gie und politische 
Sozialstruktur-
analyse 

Seminar 

3-4 oder 
5-6 

erfolgreich 
studiertes Ba-
sismodul „Poli-
tische Soziolo-
gie und politi-
sche Sozial-

strukturanaly-
se“ 

pro Lehrver-
anstaltung 

mind. 1 Stu-
dienleistung 

Var. 1: 
HA 15 
Var. 2: 
M 20 

Var. 1: 15
Var. 2: 12 

Vorlesung mit Kolloqu-
ium oder Seminar 

Vertiefungsmodul 
Politische Systeme 
und Regierungs-
lehre Seminar 

3-4 oder 
5-6 

erfolgreich 
studiertes Ba-
sismodul „Poli-
tische Systeme 

und Regie-
rungslehre“ 

pro Lehrver-
anstaltung 

mind. 1 Stu-
dienleistung 

Var. 1: 
HA 15 
Var. 2: 
M 20 

Var. 1: 15
Var. 2: 12 

Vorlesung mit Kolloqu-
ium oder Seminar 

Vertiefungsmodul 
Politikfelder und 
Politische Verwal-
tung Seminar 

3-4 oder 
5-6 

erfolgreich 
studiertes Ba-
sismodul „Poli-

tikfelder und 
Politische Ver-

waltung“ 

 

pro Lehrver-
anstaltung 

mind. 1 Stu-
dienleistung 

Var. 1: 
HA 15 
Var. 2: 
M 20 

Var. 1: 15
Var. 2: 12 

Vorlesung mit Kolloqu-
ium oder Seminar 

Vertiefungsmodul 
Internationale Be-
ziehungen, Welt-
gesellschaft und 
Europäische Integ-
ration 

Seminar 

3-4 oder 
5-6 

erfolgreich 
studiertes Ba-
sismodul „In-
ternationale 

Beziehungen, 
Weltgesell-

schaft, Europä-
ische Integrati-

on“ 

pro Lehrver-
anstaltung 

mind. 1 Stu-
dienleistung 

Var. 1: 
HA 15 
Var. 2: 
M 20 

Var. 1: 15
Var. 2: 12 

Vertiefungsmodul 
Politische Bildung 

2 Seminare 5-6 - pro Lehrver-
anstaltung 

mind. 1 Stu-
dienleistung 

Var. 1: 
HA 15 
Var. 2: 

Portfolio 

Var. 1: 15
Var. 2: 12 
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Modul Lehrveranstaltungen Semes-
ter 

Vorausset-
zungen für die 

Zulassung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Vertiefungsmodul 
Politikwissen-
schaftliche Metho-
den 

2 fortgeschrittene Me-
thodenübungen 

5-6 erfolgreich 
studiertes Ba-
sismodul „Poli-
tikwissenschaft-

liche Metho-
den“ 

pro Lehrver-
anstaltung 

mind. 1 Stu-
dienleistung 

Var. 1: 
HA 15 
Var. 2: 
M 20 

Var. 1: 15
Var. 2: 12 

 

Module aus den Fächern des Wahlpflichtbereichs 

Englisch 

SPCS 
Communication Skills 

Advanced English 
Skills 

SPAWR 
Academic Writing and 
Research 

1-6 - 1 Studienleis-
tung pro Lehr-
veranstaltung

PRÄS 10 6 

SPTAP 
Textual Analysis and 
Production 

Writing in English 

SPEW 
Expository Writing 

1-6 - 1 Studienleis-
tung pro Lehr-
veranstaltung

K 120 
(Essay) 

6 

AmerF2 oder BritF2 
Survey Literature and 
Culture I 

Survey Literature 
and Culture  

AmerF3 oder BritF3 
Survey Literature and 
Culture II 

1-6 - 1 Studienleis-
tung pro Lehr-
veranstaltung

K 60 6 

 

Betriebswirtschaftlehre 

Teilmodul BWL I Vorlesung 1-6 - - K 60 4 

Teilmodul BWL II Vorlesung 1-6 - - K 60 4 

Teilmodul BWL III Vorlesung 1-6 - - K 60 4 

Teilmodul BWL IV Vorlesung 1-6 - - K 60 4 

Teilmodul Rech-
nungswesen I 

Vorlesung 1-6 - - K 60 4 

Teilmodul Rech-
nungswesen II 

Vorlesung 1-6 - - K 60 4 

 

Geschichte 
 

Einführungsmodule 

Vorlesung 

Seminar 

Grundlagen Ge-
schichtswissen-
schaft 

Tutorium 

1-6 - 1 Studienleis-
tung pro Mo-

dul 

K 60 10 

Einführungsmodul 
Frühe Neuzeit 

Vorlesung, Seminar 1-6 - 1 Studienleis-
tung pro Mo-

dul 

M 20 oder 
K 90 oder 
Portfolio 

10 

Einführungsmodul 
Neuzeit / Zeitge-
schichte 

Vorlesung, Seminar 1-6 - 1 Studienleis-
tung pro Mo-

dul 

M 20 oder 
K 90 oder 
Portfolio 

10 
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Modul Lehrveranstaltungen Semes-
ter 

Vorausset-
zungen für die 

Zulassung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Vertiefungsmodule 

Vertiefungsmodul 
Globalgeschichte 

2 Seminare 
oder 
Seminar, Vorlesung 

1-6 - 1 Studienleis-
tung pro Mo-

dul 

M 20 oder 
HA 10 
oder  

PRÄS 20 

10 

Vertiefungsmodul 
Gesellschaftsge-
schichte 

2 Seminare 
oder 
Seminar, Vorlesung 

1-6 - 1 Studienleis-
tung pro Mo-

dul 

M 20 oder 
HA 10 
oder  

PRÄS 20 

10 

Vertiefungsmodul 
Kulturgeschichte 

2 Seminare 
oder 
Seminar, Vorlesung 

1-6 - 1 Studienleis-
tung pro Mo-

dul 

M 20 oder 
HA 10 
oder  

PRÄS 20 

10 

Vertiefungsmodul 
Regionalgeschich-
te 

2 Seminare 
oder 
Seminar, Vorlesung 

1-6 - 1 Studienleis-
tung pro Mo-

dul 

M 20 oder 
HA 10 
oder  

PRÄS 20 

10 

Vertiefungsmodul 
Geschichtskultur / 
Öffentlichkeit / 
Medien 

2 Seminare 
oder 
Seminar, Vorlesung 

1-6 - 1 Studienleis-
tung pro Mo-

dul 

M 20 oder 
HA 10 
oder  

PRÄS 20 
oder K 90 

10 

Philosophie 

Vorlesung und Tutori-
um 

Grundlagen der 
praktischen Philo-
sophie 

2 Seminare 

1-6 - 1 Studienleis-
tung pro Lehr-
veranstaltung

HA 10-12 
oder M 20 

20 

Zweisemestrige Ring-
vorlesung zur Einfüh-
rung in die Geschichte 
der Philosophie 

Geschichte der 
Philosophie 

1 Seminar aus einer 
der Epochen Antike, 
Mittelalter, Neuzeit 
oder Moderne 

1-6 - 1 Studienleis-
tung pro Lehr-
veranstaltung

HA 10-12 
oder M 20 

10 

Rechtswissenschaften 

Vorlesungen: 
Vertragsrecht I und II 

Vertragsrecht 

Arbeitsgruppen zu den 
VL 

1-6 - - K 120 10 

Vorlesungen: 
Schaden und Aus-
gleich I und II 

Schaden und Aus-
gleich 

Arbeitsgruppen zu den 
VL 

1-6 - - K 120 10 

Vorlesungen: 
Strafrecht AT, 
Strafrecht BT I und II 

Strafrecht 

Arbeitsgruppen zu den 
VL 

1-6 - - K 120 10 
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Modul Lehrveranstaltungen Semes-
ter 

Vorausset-
zungen für die 

Zulassung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Vorlesungen: 
Verfassungsrecht I 
und II 

Verfassungsrecht 

Arbeitsgruppen zu den 
VL 

1-6 - - K 120 10 

Vorlesung: 
Allgemeines Verwal-
tungsrecht, 
Arbeitsgruppe zur VL 

Verwaltungsrecht 

Vorlesung: 
Kommunalrecht oder 
Umweltrecht oder 
Baurecht oder  
Polizei- und Ordnungs-
recht 

1-6 - - K 120 in 
der VL 

Allgemei-
nes Ver-
waltungs-

recht 

10 

Vorlesungen: 
Europarecht I und II, 
Europäisches Verfas-
sungsrecht 

Europarecht 

Arbeitsgruppen zu den 
VL 

1-6 - - K 120 in 
Europa-

recht 
I oder II 

10 

Jugendstrafrecht Vorlesungen: 
Jugendstrafrecht, 
Sanktionenrecht 

1-6 - - M 15 oder 
K 60 

5 

Sozialrecht Vorlesungen: 
Sozialrecht I und II 

1-6 - - M 15 oder 
K 60 

5 

Völkerrecht Vorlesungen: 
Völkerrecht I und II 

1-6 - - M 15 oder 
K 60 

5 

IT-Recht und geis-
tiges Eigentum 

2 Lehrveranstaltungen 
aus dem Schwerpunkt: 
IT-Recht und geistiges 
Eigentum 

1-6 - - M 15 oder 
K 60 

5 

 
Religionswissenschaft 
 

Einführung in die 
allgemeine Religi-
onsgeschichte 

Vorlesung, Grundkurs 1-6 - 1 Studienleis-
tung pro Lehr-
veranstaltung

K 60 10 

Europäische Reli-
gionsgeschichte 

2 Lehrveranstaltungen 1-6 - 1 Studienleis-
tung pro Lehr-
veranstaltung

M 20 oder 
R 25 

10 

Geschichte und 
Theorien der Reli-
gionswissenschaft 

Vorlesung, Grundkurs 1-6 - 1 Studienleis-
tung pro Lehr-
veranstaltung

K 60 oder 
HA 12 

10 
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Modul Lehrveranstaltungen Semes-

ter 
Vorausset-

zungen für die 
Zulassung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

 

Soziologie 

Arbeit und Organi-
sation 

2 Seminare 
oder 
Seminar, Vorlesung 

1-6 - 1 Studienleis-
tung pro Lehr-
veranstaltung

M 20 oder 
K 60 

10 

Bildungssysteme 
und Sozialisations-
prozesse 

2 Seminare 
oder 
Seminar, Vorlesung 

1-6 - 1 Studienleis-
tung pro Lehr-
veranstaltung

M 20 oder 
K 60 oder 
HA 7 (Es-

say) 

10 

Gesellschaftstheo-
rie 

2 Seminare 
oder 
Seminar, Vorlesung 

1-6 - 1 Studienleis-
tung pro Lehr-
veranstaltung

M 20 oder 
HA 7 (Es-

say) 

10 

Kulturanthropolo-
gie und Weltgesell-
schaft 

2 Seminare 
oder 
Seminar, Vorlesung 

1-6 - 1 Studienleis-
tung pro Lehr-
veranstaltung

M 20 oder 
HA 7 (Es-

say) 

10 

Volkswirtschaftslehre 

Teilmodul VWL A 
Teil 1 

Vorlesung 1-6 - - K 60 4 

Teilmodul VWL A 
Teil 2 

Vorlesung 1-6 - - K 60 4 

Teilmodul VWL B Vorlesung 1-6 - - K 120 8 

Teilmodul VWL C Vorlesung 1-6 - - K 120 8 

Module aus dem Bereich der Schlüsselkompetenzen/berufsfeldbezogene Qualifikationen 

EDV I Kurse, Seminare, 
Übungen 

1-6 - pro Lehrver-
anstaltung 

mind. 1 Stu-
dienleistung 

- 2 

EDV II Kurse, Seminare, 
Übungen 

1-6 - pro Lehrver-
anstaltung 

mind. 1 Stu-
dienleistung 

- 2 

Schlüsselkompe-
tenzen für Beruf 
und Studium I 

Kurse, Seminare, 
Übungen 

1-6 - pro Lehrver-
anstaltung 

mind. 1 Stu-
dienleistung 

- 2 

Schlüsselkompe-
tenzen für Beruf 
und Studium II 

Kurse, Seminare, 
Übungen 

1-6 - pro Lehrver-
anstaltung 

mind. 1 Stu-
dienleistung 

- 2 

Fremdsprachen Kurse, Seminare, 
Übungen 

1-6 - pro Lehrver-
anstaltung 

mind. 1 Stu-
dienleistung 

- 2 bis 4 

 

 
Seite 55 



Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover vom 05.07.2010  09/2010 

 

Anlage 1.3: Modul für die Bachelorarbeit 

Modul Lehrveranstaltung Semes-
ter 

Vorausset-
zungen für die 

Zulassung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Bachelorarbeit Kolloquium 6 mind. 120 Leis-
tungspunkte 

1 Studienleis-
tung 

HA (Bear-
beitungs-

zeit 6 
Wochen) 
und M 30 

10 (8 + 2) 

 

 

 

 
Anlage 2.1: Pflichtmodule des Masterstudiums 

Die dem Modul Schlüsselqualifikationen zugeordneten Lehrveranstaltungen und Kurse werden pro Semester im Vorle-
sungsverzeichnis und per Aushang bekannt gemacht. 

Modul Lehrveranstaltungen Semes-
ter 

Vorausset-
zungen für die 

Zulassung 

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Seminar M I: Orientie-
rungsmodul 

Arbeitsgemeinschaft 

1 - 1 Studienleis-
tung 

HA 20 14 

Vorlesung oder Semi-
nar 

M II: Modul Politik-
wissenschaftliche 
Methoden A 

Vorlesung oder Semi-
nar 

1 - pro Lehrver-
anstaltung 

mind. 1 Stu-
dienleistung 

HA 20 10 

M III: Modul 
Schlüsselqualifika-
tionen 

Kurse, Seminare, 
Übungen 

1 - pro Lehrver-
anstaltung 

mind. 1 Stu-
dienleistung 

- 6 

Summe      30 
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Anlage 2.2: Wahlpflichtmodule des Masterstudiums 

Im Wahlpflichtbereich ist ein Schwerpunkt zu wählen. In dem gewählten Schwerpunkt müssen das Grundlagenmodul  
(M IV), das Vertiefungsmodul (M V) sowie das Zusatzmodul (M VI) absolviert werden. 

Darüber hinaus sind im Wahlpflichtbereich entweder zwei Grundlagemodule (M IV) aus zwei weiteren Schwerpunkten zu 
belegen oder ein Grundlagenmodul (M IV) aus einem weiteren Schwerpunkt und das Modul Politikwissenschaftliche 
Methoden B (M VII).  

Modul Lehrveranstaltungen Semes-
ter 

Voraus-
setzungen für 
die Zulassung

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

M VII: Modul Poli-
tikwissenschaftli-
che Methoden B 

2 Seminare 2 - pro Lehrver-
anstaltung 

mind. 1 Stu-
dienleistung 

HA 20 12 

Module im Schwerpunkt „Politische Ideengeschichte und Theorien der Politik“ 

M IV: Grundlagen-
modul „Politische 
Ideengeschichte 
und Theorien der 
Politik“ 

2 Seminare 2 - pro Lehrver-
anstaltung 

mind. 1 Stu-
dienleistung 

HA 20 12 

Vorlesung oder Semi-
nar 

M V: Vertiefungs-
modul „Politische 
Ideengeschichte 
und Theorien der 
Politik“ 

Vorlesung oder Semi-
nar 

3 - pro Lehrver-
anstaltung 

mind. 1 Stu-
dienleistung 

HA 20 12 

M VI: Zusatzmodul 
„Politische Ideen-
geschichte und 
Theorien der Poli-
tik“ 

2 Seminare 2-3 - pro Lehrver-
anstaltung 

mind. 1 Stu-
dienleistung 

M 30 12 

Module im Schwerpunkt „Politische Soziologie“ 

M IV: Grundlagen-
modul „Politische 
Soziologie“  

2 Seminare 2 - pro Lehrver-
anstaltung 

mind. 1 Stu-
dienleistung 

HA 20 12 

M V: Vertiefungs-
modul „Politische 
Soziologie“ 

Seminar 3 - pro Lehrver-
anstaltung 

mind. 1 Stu-
dienleistung 

HA 20 12 

M VI: Zusatzmodul 
„Politische Sozio-
logie“: Praktikum 

Praktikum mind. 8 
Wochen 

1-4 - Praktikums-
bericht (ca. 8 

Seiten) 

- 12 

Module im Schwerpunkt „Politische Systeme und Regierungslehre“ 

M IV: Grundlagen-
modul „Politische 
Systeme und Re-
gierungslehre“ 

2 Seminare 2 - pro Lehrver-
anstaltung 

mind. 1 Stu-
dienleistung 

HA 20 12 

M V: Vertiefungs-
modul „Politische 
Systeme und Re-
gierungslehre“ 

2 Seminare 3 - pro Lehrver-
anstaltung 

mind. 1 Stu-
dienleistung 

HA 20 12 

M VI: Zusatzmodul 
„Politische Syste-
me und Regie-
rungslehre“: Prakti-
kum 

Praktikum mind. 8 
Wochen 

1-4 - Praktikums-
bericht (ca. 8 

Seiten) 

- 12 
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Modul Lehrveranstaltungen Semes-
ter 

Voraus-
setzungen für 
die Zulassung

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Module im Schwerpunkt „Politikfelder und Politische Verwaltung“ 

M IV: Grundlagen-
modul „Politikfelder 
und Politische 
Verwaltung“ 

2 Seminare 2 - pro Lehrver-
anstaltung 

mind. 1 Stu-
dienleistung 

HA 20 12 

M V: Vertiefungs-
modul „Politikfelder 
und Politische 
Verwaltung“ 

2 Seminare 3 - pro Lehrver-
anstaltung 

mind. 1 Stu-
dienleistung 

HA 20 12 

M VI: Zusatzmodul 
„Politikfelder und 
Politische Verwal-
tung“: Praktikum 

Praktikum mind. 8 
Wochen 

1-4 - Praktikums-
bericht (ca. 8 

Seiten) 

- 12 

Module im Schwerpunkt „Internationale Beziehungen“ 

M IV: Grundlagen-
modul „Internatio-
nale Beziehungen“ 

2 Seminare 2 - pro Lehrver-
anstaltung 

mind. 1 Stu-
dienleistung 

HA 20 12 

M V: Vertiefungs-
modul „Internatio-
nale Beziehungen“ 

Seminar 3 - pro Lehrver-
anstaltung 

mind. 1 Stu-
dienleistung 

HA 20 12 

M VI: Zusatzmodul 
„Internationale 
Beziehungen“: 
Auslandspraktikum 

Auslandspraktikum 
mind. 8 Wochen 

1-4 - Praktikums-
bericht (ca. 8 

Seiten) 

- 12 

 

 

 

Anlage 2.3: Modul für die Masterarbeit 

Modul Lehrveranstaltung Semes-
ter 

Voraus-
setzungen für 
die Zulassung

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

M VIII: Masterar-
beit 

Kolloquium zur Vorberei-
tung und Begleitung der 
Masterarbeit 

4 mind. 66 Leis-
tungspunkte 

1 Studienleis-
tung 

Masterar-
beit 

30 
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Der Fakultätsrat der Philosophischen Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat am 28.04.2010 die 
nachstehende geänderte Prüfungsordnung für den Masterstudiengang Geschichte beschlossen. Das Präsidium hat die 
Änderung am 16.06.2010 gemäß § 37 Abs. 1 Nr. 5. b) NHG genehmigt. Sie tritt nach ihrer hochschulöffentlichen  
Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover zum 01.10.2010 in Kraft. 
 
 

Änderung der Prüfungsordnung für den Masterstudiengang Geschichte 
 
 
Die Philosophische Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat gemäß §§ 7 Abs. 3, 44 
Abs. 1 des Niedersächsischen Hochschulgesetzes die folgende Prüfungsordnung erlassen. 

 

Erster Teil: Bachelorprüfung 

§ 1 bis 6 entfallen 

Zweiter Teil: Masterprüfung 

 

§ 7 Zweck der Prüfung und Hochschulgrad 

(1) 1Die Masterprüfung bildet einen weiteren berufsqualifizierenden Abschluss des Studiums. 2Durch die 
Masterprüfung soll festgestellt werden, ob die zu Prüfende/der zu Prüfende die für den Übergang in die Be-
rufspraxis notwendigen Fachkenntnisse und Handlungskompetenzen erworben hat, die fachlichen Zusam-
menhänge des Faches überblickt und die Fähigkeit besitzt, nach wissenschaftlichen Grundsätzen selbstän-
dig zu arbeiten und wissenschaftliche Erkenntnisse anzuwenden. 

(2) Nach bestandener Masterprüfung verleiht die Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover den aka-
demischen Grad „Master of Arts (M. A.)“. 

§ 8 Dauer und Gliederung des Studiums 
1Die Regelstudienzeit beträgt zwei Jahre. 2Der Zeitaufwand für das Präsenzstudium und Selbststudium be-
trägt 120 ECTS-Leistungspunkte (Leistungspunkte) zu je 30 Stunden. 3Das Studium gliedert sich in vier Se-
mester. 4Es umfasst folgende Studienbereiche:  

 Grundlagenbereich von 12 Leistungspunkten 

 Projektbereich von 18 Leistungspunkten 

 Schwerpunktbereich von 60 Leistungspunkten 

 Im Projekt- oder Wahlpflichtbereich müssen mindestens drei Exkursionstage nachgewiesen werden. 

 Masterarbeit von 30 Leistungspunkten 
 

§ 9 Aufbau und Inhalt der Prüfung 
1Die Masterprüfung wird studienbegleitend abgenommen. 2Sie besteht aus den Pflichtmodulen nach Anlage 
2.1, den Wahlpflichtmodulen nach Anlage 2.2 und dem Modul „Masterarbeit“ nach Anlage 2.3. 3Die den Mo-
dulen zugeordneten Lehrveranstaltungen ergeben sich aus dem Modulkatalog bzw. dem Vorlesungsver-
zeichnis. 

§ 10 Masterarbeit 

(1) 1Die Masterarbeit soll zeigen, dass die zu Prüfende/der zu Prüfende in der Lage ist, innerhalb einer vor-
gegebenen Frist ein Problem aus dem Fach selbständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. 
2Thema und Aufgabenstellung der Masterarbeit müssen dem Prüfungszweck (§ 7 Abs. 1) und der Bearbei-
tungszeit nach Absatz 2 entsprechen. 3Für die bestandene Masterarbeit werden 30 Leistungspunkte verge-
ben. 

(2) 1Die Masterarbeit ist binnen fünf Monaten nach Ausgabe abzuliefern. 2Sie ist in der Regel innerhalb von 
vier Wochen von zwei Prüfenden zu bewerten. 3Das Thema kann nur einmal und nur innerhalb der ersten 
vier Wochen zurückgegeben werden. 4Im Einzelfall kann der Prüfungsausschuss in besonderen, von der 
Kandidatin bzw. dem Kandidaten nicht zu vertretenden Ausnahmefällen die Bearbeitungszeit ausnahmswei-
se um maximal sechs Wochen verlängern. 5Die Masterarbeit kann auch in Form einer Gruppenarbeit ange-
fertigt werden. 6§ 14 Abs. 10 gilt entsprechend. 
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(3) Bei der Abgabe der Masterarbeit ist schriftlich zu versichern, dass die Arbeit selbständig verfasst wurde 
und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt wurden, alle Stellen der Arbeit, die 
wörtlich oder sinngemäß aus anderen Quellen übernommen wurden, als solche kenntlich gemacht sind und 
die Arbeit in gleicher oder ähnlicher Form noch keiner Prüfungsbehörde vorgelegen hat. 

(4) 1Das Thema der Masterarbeit kann von jeder und jedem Angehörigen der Professorengruppe des Histo-
rischen Seminars festgelegt werden (Erstprüferin bzw.-prüfer). 2Mit Zustimmung des Prüfungsausschusses 
kann das Thema auch von einer Hochschullehrerin oder einem Hochschullehrer festgelegt werden, die oder 
der nicht Mitglied des Historischen Seminars ist; in diesem Fall muss die oder der Zweitprüfende Mitglied 
des Historischen Seminars sein. 3Mit Zustimmung des Prüfungsausschusses können auch wissenschaftliche 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die zur selbständigen Lehre berechtigt sind, sowie ggf. dem vom Histori-
schen Seminar vorgeschlagene Lehrbeauftragte Erst- oder Zweitprüfende sein. 4Der oder die zu Prüfende 
sollte vor Festlegung des Themas durch die Prüfende oder den Prüfenden gehört werden. 

§ 11 Bestehen und Nichtbestehen 

(1) Die Masterprüfung ist bestanden, wenn die in § 9 in Verbindung mit den Anlagen genannten Module ein-
schließlich des Moduls „Masterarbeit“ bestanden sind, drei Exkursionstage nachgewiesen und mindestens 
120 ECTS-Leistungspunkte erworben wurden. 

(2) Die Masterprüfung ist endgültig nicht bestanden, wenn die Wiederholung einer nicht bestandenen Prü-
fungsleistung, die nach § 9 erforderlich ist, gemäß § 16 nicht mehr möglich ist. 

 

Dritter Teil: Gemeinsame Vorschriften 

§ 12 Zulassung 

(1) Für die Masterprüfung (Prüfung) ist zugelassen, wer in dem betreffenden Studiengang an der Gottfried 
Wilhelm Leibniz Universität Hannover eingeschrieben ist. 

(2) Die Zulassung wird versagt, wenn die Zulassungsvoraussetzungen nicht erfüllt sind und/oder die Master-
prüfung in demselben Masterstudiengang an einer Universität oder gleichgestellten Hochschule in der Bun-
desrepublik Deutschland bereits endgültig nicht bestanden ist. 

(3) 1Die Zulassung zur Masterarbeit muss gesondert beantragt werden. 2Die Zulassung zur Masterarbeit 
setzt voraus, dass im Rahmen der Masterprüfung mindestens 75 Leistungspunkte erworben wurden und 
dass jeweils mindestens eine bestandene Prüfungsleistung in Form einer mündlichen Prüfung und einer 
Hausarbeit vorliegt. 

(4) Dem Antrag auf Zulassung zur Masterarbeit sind folgende Unterlagen beizufügen: 

a) Themenvorschlag 

b) Nachweis über das Einverständnis der oder des Erstprüfenden 

(5) Die Zulassung nach Abs. 3 wird versagt, wenn die Zulassungsvoraussetzungen nicht erfüllt sind. 

 

§ 13 entfällt 

 

§ 14 Studien- und Prüfungsleistungen 

(1) Prüfungsleistungen sind Masterarbeit, Klausuren, mündliche Prüfungen und Hausarbeiten. 

(2) 1Eine Studienleistung kann aus mehreren Teilen bestehen, insbesondere können dies Referate, Präsen-
tationen, Klausuren, Portfolios oder eine Sammlung kleinerer schriftlicher und mündlicher Leistungen sein, 
die der laufenden Leistungskontrolle dienen. 2Die Studienleistung beinhaltet in der Regel die regelmäßige 
Teilnahme an der dazugehörigen Lehrveranstaltung. 3Die zu erbringenden Studienleistungen werden in den 
jeweiligen Modul- und Veranstaltungsbeschreibungen näher erläutert und von den Lehrenden in Absprache 
mit den Studierenden spätestens zu Beginn der Lehrveranstaltung festgelegt. 

(3) 1Eine Klausur ist eine schriftliche Arbeit unter Aufsicht. 2Die Dauer richtet sich nach den Anlagen. 3Abwei-
chend von den Anlagen können Klausuren auch durch mündliche Prüfungen ersetzt werden. 4Die Ankündi-
gung der Prüfungsform muss spätestens zum Beginn der Meldefristen erfolgen. 
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(4) 1Die Dauer der mündlichen Prüfungsleistung richtet sich nach der Anlage. 2Sie findet nichtöffentlich in 
Gegenwart einer oder eines Beisitzenden statt, die oder der selbst die durch die Prüfung festzustellende 
oder eine gleichwertige Qualifikation besitzt. 3Die wesentlichen Gegenstände der Prüfungsleistung werden in 
einem Protokoll festgehalten. 4Studierende, die sich in einem späteren Prüfungstermin der gleichen Prüfung 
unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der Hochschule, die ein eigenes berechtigtes Interesse geltend 
machen, sind als Zuhörende bei mündlichen Prüfungen zuzulassen. 5Dies erstreckt sich nicht auf die Bera-
tung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die geprüfte Person. 6Auf Antrag der zu Prüfenden/des 
zu Prüfenden sind die Zuhörerinnen und Zuhörer nach Satz 4 auszuschließen. 

(5) 1Eine Hausarbeit ist eine selbständige schriftliche Arbeit über eine fachspezifische oder fachübergreifen-
de Aufgabenstellung. 2Der Umfang richtet sich nach den Anlagen. 3Die Bearbeitungszeit beträgt vier Wo-
chen und ist der bzw. dem Prüfenden fristgerecht abzugeben. 

(6) Ein Referat umfasst: 

1. eine eigenständige und vertiefte Auseinandersetzung mit einem Problem aus dem Arbeitszusam-
menhang der Lehrveranstaltung unter Einbeziehung und Auswertung einschlägiger Literatur, 

2. die Darstellung der Arbeit und die Vermittlung ihrer Ergebnisse im Vortrag sowie in der anschließen-
den Diskussion, 

3. ggf. eine schriftliche Ausarbeitung. 

(7) 1Eine Präsentation umfasst die Aufbereitung eines vorgegebenen Themas ggf. mit Hilfe elektronischer 
Medien und seine Darstellung im mündlichen Vortrag. 2Die Vortragsdauer richtet sich nach den Anlagen. 

(8) Das Portfolio als Studienleistung ist eine Zusammenstellung von Dokumenten als Lernbiographie mit 
dem Schwerpunkt der Reflexion.  

(9) Unter kleinere schriftliche und mündliche Leistungen werden alle kontinuierlich in einer Veranstaltung 
erbrachten schriftlichen bzw. mündlichen Beiträge (Rezensionen, Kurzpräsentationen, Protokolle, kürzere 
Lernüberprüfungen) verstanden. 

(10) Prüfungs- und Studienleistungen in Form von Gruppenarbeiten sind zulässig, sofern sich die einzelnen 
Beiträge aufgrund objektiver Kriterien deutlich abgrenzen und getrennt bewerten lassen. 

(11) Bei der Abgabe von schriftlichen Hausarbeiten ist schriftlich zu versichern, dass die Arbeit selbständig 
verfasst wurde und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt wurden und alle 
Stellen der Arbeit, die wörtlich oder sinngemäß aus anderen Quellen übernommen wurden, als solche kennt-
lich gemacht sind. 

(12) Sind in den fachspezifischen Anlagen in einem Modul alternative Prüfungsformen vorgesehen oder 
kann gem. § 14 Abs. 3 eine Prüfungsform durch eine andere ersetzt werden, muss die Ankündigung der 
Prüfungsform spätestens zum Beginn der Meldefrist erfolgen. 

§ 15 Anmeldung 

Für jede Prüfungsleistung ist innerhalb des vom Prüfungsausschuss festgesetzten Zeitraums eine gesonder-
te Anmeldung erforderlich. 

§ 16 Wiederholung 

(1) 1Bestandene Prüfungsleistungen können nicht wiederholt werden. 2Eine nicht bestandene Prüfungsleis-
tung kann einmal wiederholt werden. 3Nichtbestandene Prüfungsleistungen sind, ohne dass es einer Anmel-
dung bedarf, zu dem vom Prüfungsausschuss festgesetzten Termin zu wiederholen. 4Eine nicht bestandene 
Prüfungsleistung kann nach Wahl der oder des Prüfenden auch in einer anderen Prüfungsform gem. § 14 
wiederholt werden. 5§ 14 Abs. 10 gilt entsprechend. 

(2) 1Eine nicht bestandene Masterarbeit kann einmal wiederholt werden. 2Das neue Thema der Masterarbeit 
ist in angemessener Frist, in der Regel innerhalb von drei Monaten nach Bewertung der ersten Arbeit, aus-
zugeben.  

§ 17 Versäumnis, Rücktritt 

(1) 1Der Rücktritt von einer Anmeldung zu einer Klausur oder einer mündlichen Prüfung kann bis zum Be-
ginn der Prüfung erfolgen. 2Das Nichterscheinen zu einem festgesetzten Prüfungstermin wird als Rücktritt 
gewertet. 3Der Rücktritt nach den Sätzen 1 und 2 ist ohne Angabe von Gründen zulässig. 
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(2) 1Bei Versäumnis eines festgesetzten Abgabetermins oder bei Rücktritt von einer Prüfungsleistung nach 
deren Beginn gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht bestanden“ bewertet. 2Abweichend hiervon 
gilt die Prüfungsleistung als nicht unternommen, wenn für das Versäumnis oder den Rücktritt triftige Gründe 
unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 3Im Krankheitsfall ist ein fachärztliches 
oder amtsärztliches Attest vorzulegen. 4Die Entscheidung über die Anerkennung der triftigen Gründe trifft 
der Prüfungsausschuss. 5In Fällen, in denen der Abgabetermin aus triftigen Gründen nicht eingehalten wer-
den kann, kann der Prüfungsausschuss entscheiden, dass lediglich der Abgabetermin für die Prüfungsleis-
tung um maximal zwei Wochen hinausgeschoben wird, ohne dass die Prüfungsleistung als nicht unternom-
men gilt. 

(3) Der Rücktritt von einer Wiederholungsprüfung ist nur aus triftigen Gründen zulässig. 

§ 18 Täuschung, Ordnungsverstoß 

(1) 1Beim Versuch, das Ergebnis einer Prüfungs- oder Studienleistung durch Täuschung zu beeinflussen, gilt 
die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht bestanden“ bewertet. 2Das Mitführen nicht zugelassener 
Hilfsmittel nach Klausurbeginn ist stets ein Täuschungsversuch. 3In besonders schwerwiegenden Fällen – 
insbesondere bei wiederholten Plagiaten oder einem wiederholten Verstoß nach Satz 2 – kann der Prü-
fungsausschuss die zu prüfende Person von der Erbringung weiterer Prüfungs- oder Studienleistungen aus-
schließen. 

(2) Wer sich eines Ordnungsverstoßes schuldig macht, kann von der Fortsetzung der betreffenden Prü-
fungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht be-
standen“ bewertet. 

§ 19 Bewertung und Notenbildung 

(1) 1Prüfungsleistungen werden von den Prüfenden in der Regel binnen vier Wochen bewertet. 2 Prüfungs-
leistungen werden in der Regel benotet. 3Unbenotete Prüfungsleistungen werden mit „bestanden“ oder 
„nicht bestanden“ bewertet. 4Dabei sind folgende Notenstufen zu verwenden: 

1,0; 1,3 = sehr gut = eine besonders hervorragende Leistung, 

1,7; 2,0; 2,3 = gut = eine erheblich über den durchschnittlichen Anforderungen liegende Leistung, 

2,7; 3,0; 3,3 = befriedigend = eine Leistung, die in jeder Hinsicht den durchschnittlichen Anforderungen ent-
spricht, 

3,7; 4,0 = ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel den Mindestanforderungen entspricht, 

5,0 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen nicht mehr ge-
nügt. 
5Eine mit „nicht ausreichend“ bewertete Prüfungsleistung ist nicht bestanden. 

(2) 1Wird eine Prüfungsleistung durch zwei Prüfende bewertet, ist sie bestanden, wenn beide die Prüfungs-
leistung mit mindestens „ausreichend“ oder „bestanden“ bewerten. 2Die Note errechnet sich in diesem Fall 
aus dem Durchschnitt der von den Prüfenden festgesetzten Einzelnoten. 

(3) 1Die Gesamtnote der Prüfung ist das arithmetische Mittel der Noten aller benoteten Prüfungsleitungen. 
2Dabei werden die in der Anlage aufgeführten Leistungspunkte als Gewichte verwendet. 3Die Gesamtnote 
lautet 

bei einem Durchschnitt bis 1,5 sehr gut,  

bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5 gut, 

bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5 befriedigend, 

bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0 ausreichend, 

bei einem Durchschnitt über 4,0 nicht ausreichend. 

(4) Bei der Bildung der Note nach den Absätzen 2 und 3 wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma 
berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 
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(5) 1Zusätzlich zu der Gesamtnote wird für die erfolgreichen Studierenden eine Bewertung entsprechend der 
ECTS-Bewertungsskala ausgewiesen. 2Die ECTS-Note lautet: 

Für die besten 10% A 

Für die nächsten 25% B 

für die nächsten 30% C 

für die nächsten 25% D 

für die nächsten 10% E 

§ 20 Leistungspunkte und Module 

(1) Die in den Anlagen aufgeführten Leistungspunkte werden vergeben, wenn die geforderten Prüfungsleis-
tungen bestanden und die zugehörigen Studienleistungen erbracht wurden. 

(2) 1Ein Modul ist nach Erwerb aller in der jeweiligen Anlage genannten Leistungspunkte bestanden. 2Die 
Modulnote wird gemäß § 19 Abs. 3 aus den Noten der im Rahmen des Moduls bestandenen benoteten Prü-
fungsleistungen gebildet. 

§ 21 Zusatzprüfungen 
1Studierende können sich weiteren als den für die Erreichung der Mindestleistungspunktzahl erforderlichen 
Prüfungen unterziehen (Zusatzprüfungen). 2Die Ergebnisse dieser Zusatzprüfungen werden auf Antrag in 
das Zeugnis bzw. die Bescheinigungen gemäß § 24 aufgenommen, jedoch bei der Festsetzung der Ge-
samtnote nicht mit einbezogen. 

§ 22 Anrechnung 

(1) 1Bestandene und nicht bestandene Prüfungs- und Studienleistungen, die im Inland oder Ausland in dem-
selben oder einem vergleichbaren Studiengang unternommenen wurden, werden angerechnet, wenn die 
Institution, an der die Prüfungs- bzw. Studienleistung unternommen wurde, einer deutschen Hochschule 
gleichsteht und die auswärtige Leistung nach Umfang und Inhalt im wesentlichen der Prüfungs- bzw. Stu-
dienleistung entspricht, für die eine Anrechnung begehrt wird oder wenn die Anrechnung von Amts wegen 
erfolgt. 2Im Zweifel sind Stellungnahmen der Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen bzw. des Prü-
fers einzuholen. 3Außerhalb des Studiums erbrachte berufspraktische Leistungen werden angerechnet, 
wenn sie gleichwertig sind. 

(2) 1Für angerechnete Prüfungsleistungen werden die Noten übernommen oder bei abweichender Noten-
skala umgerechnet, die darauf entfallenden Studienzeiten angerechnet und gegebenenfalls Leistungspunkte 
entsprechend den Anlagen vergeben. 2Ist eine Notenumrechnung nicht möglich, bleibt die Prüfungsleistung 
unbenotet; dies gilt insbesondere im Fall des Abs. 1 Satz 3. 3Die Anrechnung wird im Zeugnis gekennzeich-
net. 

(3) 1Prüfungs- und Studienleistungen im Masterstudiengang, die außerhalb der Gottfried Wilhelm Leibniz 
Universität Hannover erbracht wurden, werden im Umfang von zusammen höchstens einem Drittel (ent-
spricht 40 Leistungspunkten) der nach § 8 erforderlichen Leistungspunkte angerechnet. 2Über Ausnahmen 
entscheidet auf Antrag das nach dieser Prüfungsordnung zuständige Organ. 3Eine außerhalb der Gottfried 
Wilhelm Leibniz Universität Hannover erbrachte Bachelor- oder Masterarbeit wird nicht angerechnet. 

§ 23 Einsicht in die Prüfungsakten 
1Nach Abschluss der Prüfung wird den Studierenden auf Antrag Einsicht in die vollständigen Prüfungsakten 
gewährt. 2Der Antrag ist spätestens binnen eines Jahres nach Aushändigung des Zeugnisses oder des Be-
scheides über die endgültig nicht bestandene Prüfung zu stellen. 

§ 24 Zeugnisse und Bescheinigungen 

(1) 1Über die bestandene Prüfung wird unverzüglich ein Zeugnis ausgestellt, das die Module und deren No-
ten, die Arbeit und deren Note sowie die Gesamtnote der Prüfung und die erworbenen Leistungspunkte ent-
hält. 2Dem Zeugnis wird ein Verzeichnis der bestandenen Module (einschließlich der Masterarbeit) beige-
fügt. 3Das Verzeichnis beinhaltet die zugeordneten Lehrveranstaltungen und Leistungspunkte sowie die Be-
notung oder Bewertung der Prüfungsleistungen. 4Alle Noten werden zugleich als Dezimalzahl ausgewiesen. 
5Das Datum des Zeugnisses ist der Tag, an dem die Prüfung bestanden wurde. 6Mit gleichem Datum wird 
eine Urkunde über den verliehenen akademischen Grad und ein Diploma Supplement ausgestellt. 
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(2) Über nicht bestandene Prüfungsleistungen und die endgültig nicht bestandene Prüfung ergeht ein schrift-
licher Bescheid. 

(3) 1In den Fällen der Abs. 1 und 2, 2. Alternative sowie bei anderweitigem Ausscheiden aus dem betreffen-
den Studiengang an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover wird auf Antrag eine Bescheinigung 
ausgestellt, welche die bestandenen Prüfungsleistungen, deren Bewertungen und die dafür vergebenen 
Leistungspunkte aufführt. 2Im Fall des Abs. 2, 2. Alternative weist die Bescheinigung darauf hin, dass die 
Prüfung endgültig nicht bestanden ist. 

(4) Alle Zeugnisse, Urkunden und Bescheinigungen werden in deutscher und in englischer Sprache ausge-
stellt. 

§ 25 Prüfungsausschuss 

(1) 1Für die Organisation der Prüfungen und zur Wahrnehmung der Aufgaben nach dieser Prüfungsordnung 
wird aus Mitgliedern des Historischen Seminars ein Prüfungsausschuss gebildet. 2Über die Zusammenset-
zung entscheidet die Fakultät. 3Dem Prüfungsausschuss gehören fünf Mitglieder an, und zwar drei Mitglie-
der, welche die Hochschullehrergruppe vertreten, ein Mitglied, das die Mitarbeitergruppe vertritt und in der 
Lehre tätig ist, sowie ein Mitglied der Studierendengruppe. 4Der Vorsitz muss von einem Mitglied der Hoch-
schullehrergruppe ausgeübt werden; der stellvertretende Vorsitz kann auch von dem Mitglied der Mitarbei-
tergruppe, sofern es zur selbständigen Lehre berechtigt ist, ausgeübt werden. 5Die Mitglieder des Prüfungs-
ausschusses sowie deren Vertretungen werden durch die jeweiligen Gruppenvertretungen in der Philosophi-
schen Fakultät gewählt. 6Das studentische Mitglied hat bei der Bewertung und Anrechnung von Prüfungs-
leistungen nur beratende Stimme. 

(2) 1Der Prüfungsausschuss fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen; 
Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. 2Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, so-
weit die Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. 

(3) 1Der Prüfungsausschuss kann sich eine Geschäftsordnung geben. 2Über die Sitzungen des Prüfungs-
ausschusses wird eine Niederschrift geführt. 3In dieser sind die wesentlichen Gegenstände der Erörterung 
und die Beschlüsse des Prüfungsausschusses festzuhalten. 

(4) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, an der Abnahme der Prüfungen beobachtend 
teilzunehmen.  

(5) 1Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. 2Die Mitglieder des Prüfungsausschusses 
und deren Vertretungen unterliegen der Amtsverschwiegenheit. 3Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst ste-
hen, sind sie durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 

(6) 1Der Prüfungsausschuss kann Befugnisse widerruflich auf den Vorsitz und den stellvertretenden Vorsitz 
übertragen. 2Der Prüfungsausschuss kann sich zur Erfüllung seiner Aufgaben einer von ihm beauftragten 
Stelle bedienen. 3Die oder der Vorsitzende bereitet die Beschlüsse des Prüfungsausschusses vor, führt sie 
aus und berichtet dem Prüfungsausschuss laufend über diese Tätigkeit. 

(7) 1Alle zur selbständigen Lehre befugten Personen der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität sind ohne 
besondere Bestellung Prüfende (Abs. 5 Satz 3 gilt entsprechend). 2Der Prüfungsausschuss kann weitere 
Prüfende bestellen, sofern diese mindestens die durch die Prüfung festzustellende oder eine gleichwertige 
Qualifikation besitzen. 3Es können auch Prüfende aus anderen Hochschulen bestellt werden. 

(8) Der Prüfungsausschuss ermöglicht Studierenden, die eine länger andauernde Behinderung durch amts- 
oder fachärztliches Attest nachweisen, Prüfungsleistungen in gleichwertiger anderer Form, zu anderen Ter-
minen oder innerhalb anderen Fristen zu erbringen. 

§ 26 Verfahrensvorschriften 

(1) 1Die allgemeinen Bestimmungen des Verwaltungsrechts sowie die gesetzlichen Regelungen zu Mutter-
schutz und Elternzeit finden im Prüfungsverfahren sinngemäß Anwendung. 2Belastende Verwaltungsakte 
sind schriftlich zu begründen, mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen und bekannt zu geben. 3Gegen 
Entscheidungen, denen die Bewertung einer Prüfungsleistung zu Grunde liegt, kann binnen eines Monats 
nach Zugang des Bescheids Widerspruch eingelegt werden. 

(2) 1Bringt die zu Prüfende/der zu Prüfende in seinem Widerspruch konkret und substantiiert Einwendungen 
gegen fachliche Bewertungen einer oder eines Prüfenden vor, leitet der Prüfungsausschuss den Wider-
spruch dieser oder diesem Prüfenden zur Überprüfung zu. 2Ändert die oder der Prüfende die Bewertung  
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antragsgemäß, so hilft der Prüfungsausschuss dem Widerspruch ab. 3Andernfalls überprüft der Prüfungs-
ausschuss die Entscheidung aufgrund der Stellungnahme der oder des Prüfenden insbesondere darauf, ob 

1. das Prüfungsverfahren ordnungsgemäß durchgeführt worden ist, 

2. bei der Bewertung von einem falschen Sachverhalt ausgegangen worden ist, 

3. allgemein gültige Bewertungsgrundsätze nicht beachtet worden sind, 

4. eine vertretbare und mit gewichtigen Argumenten folgerichtig begründete Lösung als falsch bewertet 
worden ist, oder ob 

5. sich die oder der Prüfende von sachfremden Erwägungen hat leiten lassen. 
4Entsprechendes gilt, wenn sich der Widerspruch gegen die Bewertung durch mehrere Prüfende richtet. 

(3) Über den Widerspruch soll innerhalb eines Monats entschieden werden. 

(4) Das Widerspruchsverfahren darf nicht zur Verschlechterung der Prüfungsnote führen. 

 

Vierter Teil: Schlussvorschriften 

§ 27 Inkrafttreten 

Diese Prüfungsordnung tritt nach Genehmigung durch das Präsidium nach ihrer Veröffentlichung im Ver-
kündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover zum 01.10.2010 in Kraft. 
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Anlagen 

 

"K 90" bedeutet eine Klausur von 90 Minuten, "M 30" eine mündliche Prüfung von ca. 30 Minuten, "HA 15-
20" eine Hausarbeit im Umfang von 15-20 Seiten oder in Form eines Projektes (Ausstellung, Webseite, Film 
u. a.) und „Masterarbeit 60“ eine Masterarbeit von in der Regel maximal 60 Seiten. 

 

Anlage 1.1 – 1.3 entfallen 

 
Anlage 2.1: Pflichtmodule des Masterstudiums 

Es müssen alle drei Pflichtmodule bestanden werden. Im Rahmen der Veranstaltungen des Projektmoduls 
oder Wahlpflichtbereichs sind drei Exkursionstage zu erbringen. 

 

Modul Lehrveranstaltungen Semes-
ter 

Voraus-
setzungen für 
die Zulassung

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Vorlesung oder Seminar Theorie und 
historio-
graphische 
Konzepte der 
Geschichts-
wissenschaft 

Seminar 

1-2  1 Studien-
leistung pro 

Veranstal-
tung 

K 90 oder 

M 30 oder 

HA 15-20 

12 

Seminar Projektmodul 

Seminar 

1-4  1 Studien-
leistung pro 

Seminar 

keine 12 

Schlüssel-
kompetenzen 

Seminar 1-4  1 Studien-
leistung 

keine 6 

Summe 30 
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Anlage 2.2: Wahlpflichtmodule des Masterstudiums (= Schwerpunktbereich) 

 
Es sind insgesamt vier Wahlpflichtmodule zu belegen, davon drei in den thematischen Schwerpunkten sowie 
das Modul Interdisziplinärer Schwerpunkt. Mindestens eine Prüfungsleistung muss in Form einer Hausarbeit 
und eine weitere in Form einer mündlichen Prüfung erfolgreich erbracht werden. 

 

Modul Lehrveranstaltungen Semes-
ter 

Voraus-
setzungen für 
die Zulassung

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Vorlesung oder Seminar 

Seminar 

Globale Ver-
flechtungen 

Seminar 

1-4  1 Studien-
leistung pro 

Seminar  

K 90 oder 

M 30 oder 

HA 15-20 

15 

Vorlesung oder Seminar 

Seminar 

Politisch-
gesellschaftli-
cher Wandel 
und seine 
Wahrneh-
mung 

Seminar 

1-4  1 Studien-
leistung pro 

Seminar  

K 90 oder 

M 30 oder 

HA 15-20 

15 

Vorlesung oder Seminar 

Seminar 

Historische 
Anthropologie 

Seminar 

1-4  1 Studien-
leistung pro 

Seminar  

K 90 oder 

M 30 oder 

HA 15-20 

15 

Vorlesung oder Seminar 

Seminar 

Historische 
Räume 

Seminar 

1-4  1 Studien-
leistung pro 

Seminar 

K 90 oder 

M 30 oder 

HA 15-20 

15 

Vorlesung oder Seminar 

Seminar 

Interdisziplinä-
rer Schwer-
punkt 

 

Kolloquium oder Semi-
nar (im Umfang von 2 
SWS) 

1-4  1 Studien-
leistung pro 

Seminar 

K 90 oder 

M 30 oder 

HA 15-20 

15 

 

 

 

 
Anlage 2.3: Modul für die Masterarbeit 
 

Modul Lehrveranstaltungen Semes-
ter 

Voraus-
setzungen für 
die Zulassung

Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Masterarbeit Examensseminar  
(2 SWS) 

4 75 LP  Masterar-
beit 60 

30 
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*Der Fakultätsrat der Fakultät für Maschinenbau der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat am 02.06.2010 
die nachstehende Gemeinsame Prüfungsordnung für die Studiengänge Maschinenbau mit den Abschlüssen Bachelor of 
Science und Master of Science beschlossen. Das Präsidium hat die Prüfungsordnung am 16.06.2010 gemäß § 37 
Abs. 1 Nr. 5. b) NHG genehmigt. Sie tritt nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung im Verkündungsblatt der 
Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover zum 01.10.2010 in Kraft. 
 
 

Gemeinsame Prüfungsordnung für die Studiengänge Maschinenbau 
mit den Abschlüssen Bachelor of Science und Master of Science 

 
 
I. Erster Teil: Bachelorprüfung 

 

§ 1 Zweck der Prüfungen 

(1) 1Die Bachelorprüfung bildet den ersten berufsbefähigenden Abschluss des Studiums. 2Durch die Bache-
lorprüfung soll festgestellt werden, ob der Prüfling die für den Übergang in die Berufspraxis notwendigen 
Fachkenntnisse und Methodenkompetenzen erworben hat, die fachlichen Zusammenhänge des Faches 
überblickt und die Fähigkeit besitzt, nach wissenschaftlichen Grundsätzen zu arbeiten. 

(2) Nach bestandener Bachelorprüfung verleiht die Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover den aka-
demischen Grad „Bachelor of Science (B. Sc.)“. 

 

§ 2 Dauer und Gliederung des Studiums 

(1) 1Die Regelstudienzeit beträgt drei Jahre. 2Der Zeitaufwand für das Präsenzstudium und Selbststudium 
beträgt 180 ECTS-Leistungspunkte zu je 30 Stunden. 3Das Studium gliedert sich in sechs Semester. 

(2) 1Für den Bachelorabschluss sind berufspraktische Tätigkeiten im Umfang von insgesamt mindestens 20 
Wochen nachzuweisen. 2Davon sollten mindestens 8 Wochen vor Studienbeginn abgeleistet werden, diese 
sind jedoch spätestens zur Zulassung zur Bachelorarbeit nachzuweisen. 3Das Nähere regelt die Praktikan-
tenordnung. 

 

§ 3 Aufbau und Inhalt der Prüfung 
1Die Bachelorprüfung wird studienbegleitend abgenommen. 2Sie besteht aus Modulprüfungen in Kompe-
tenzfeldern  sowie der Bachelorarbeit nach Anlage 1. 3Modulprüfungen bestehen aus einer oder mehreren 
Prüfungsleistungen entsprechend der Anlagen. 4Die den Modulen zugeordneten Lehrveranstaltungen erge-
ben sich aus dem Kurs- und Modulkatalog. 

 

§ 4 Bachelorarbeit 

(1) 1Die Bachelorarbeit soll zeigen, dass der Prüfling in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein 
Problem aus dem Fach selbständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. ^2Thema und Aufga-
benstellung der Bachelorarbeit müssen dem Prüfungszweck (§ 1 Abs. 1) und der Bearbeitungszeit nach 
Absatz 2 entsprechen. 3Für die bestandene Bachelorarbeit werden 10 Leistungspunkte vergeben. 

(2) 1Die Bachelorarbeit ist binnen 3 Monaten nach Ausgabe des Themas in zweifacher Ausfertigung bei der 
vom Prüfungsausschuss benannten Stelle abzuliefern; der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. 
2Die gesamte Bearbeitungszeit beträgt 300 Stunden. 3Sie ist in der Regel innerhalb von 4 Wochen von zwei 
Prüfenden zu bewerten. 4Das Thema der Abschlussarbeit kann nur einmal und nur innerhalb des ersten 
Drittels der Bearbeitungszeit nach Satz 1 zurückgegeben werden. 

(3) Bei der Abgabe der Bachelorarbeit ist schriftlich zu versichern, dass die Arbeit selbstständig verfasst 
wurde und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt wurden, alle Stellen der Ar-
beit, die wörtlich oder sinngemäß aus anderen Quellen übernommen wurden, als solche kenntlich gemacht 
sind und die Arbeit in gleicher oder ähnlicher Form noch keiner Prüfungsbehörde vorgelegen hat. 
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(4) 1Das Thema der Bachelorarbeit wird von der oder dem Erstprüfenden nach Anhörung des Prüflings fest-
gelegt. 2Die Ausgabe des Themas erfolgt über den Vorsitz des Prüfungsausschusses oder der vom Prü-
fungsausschuss beauftragten Stelle; die Ausgabe ist aktenkundig zu machen. 3Mit der Ausgabe des Themas 
werden die oder der Prüfende, die oder der das Thema festgelegt hat, und die oder der Zweitprüfende be-
stellt. 4Eine oder einer der beiden Prüfenden muss Professorin oder Professor der Fakultät für Maschinen-
bau an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover sein. 

 

§ 5 Bestehen und Nichtbestehen 

(1) Die Bachelorprüfung ist bestanden, wenn die in § 3 in Verbindung mit der Anlage genannten Module ein-
schließlich der Bachelorarbeit bestanden sind und mindestens 180 ECTS-Leistungspunkte erworben wur-
den. 

(2) Die Bachelorprüfung ist endgültig nicht bestanden, wenn die Bedingungen nach § 16 Abs. 8 erfüllt sind. 

 

§ 6 – entfällt – 

 

II. Zweiter Teil: Masterprüfung 

 

§ 7 Zweck der Prüfung und Hochschulgrad 

(1) 1Die Masterprüfung bildet einen weiteren berufsqualifizierenden Abschluss des Studiums. 2Durch die 
Masterprüfung  soll festgestellt werden, ob der Prüfling die für den Übergang in die Berufspraxis notwendi-
gen Fachkenntnisse und Handlungskompetenzen erworben hat, die fachlichen Zusammenhänge des Fa-
ches überblickt und die Fähigkeit besitzt, nach wissenschaftlichen Grundsätzen selbständig zu arbeiten und 
wissenschaftliche Erkenntnisse anzuwenden. 

(2) Nach bestandener Masterprüfung verleiht die Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover den aka-
demischen Grad „Master of Science (M. Sc.)“ 

 

§ 8 Dauer und Gliederung des Studiums 

(1) 1Die Regelstudienzeit beträgt zwei Jahre. 2Der Zeitaufwand für das Präsenzstudium und Selbststudium 
beträgt 120 ECTS-Leistungspunkte zu je 30 Stunden. 3Das Studium gliedert sich in 4 Semester.  

(2) § 8 Abs. 2 – entfällt – 

 

§ 9 Aufbau und Inhalt der Prüfung 
1Die Masterprüfung wird studienbegleitend abgenommen. 2Sie besteht aus Modulprüfungen in Kompetenz-
feldern, sowie der Masterarbeit nach Anlage 2. 3Modulprüfungen bestehen aus einer oder mehreren Prü-
fungsleistungen entsprechend der Anlagen. 4Die den Modulen zugeordneten Lehrveranstaltungen ergeben 
sich aus dem Kurs- und Modulkatalog. 

 

§ 10 Masterarbeit 

(1) 1Die Masterarbeit soll zeigen, dass der Prüfling in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein 
Problem aus dem Fach selbständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. 2Thema und Aufga-
benstellung der Masterarbeit müssen dem Prüfungszweck (§ 7 Abs. 1) und der Bearbeitungszeit nach Ab-
satz 2 entsprechen. 3Für die bestandene Masterarbeit werden 30 Leistungspunkte vergeben. 

(2) 1Die Masterarbeit ist binnen 6 Monaten nach Ausgabe des Themas in zweifacher Ausfertigung bei der 
vom Prüfungsausschuss benannten Stelle abzuliefern; der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. 
2Die gesamte Bearbeitungszeit beträgt 900 Stunden. 3Sie ist in der Regel innerhalb von 4 Wochen von zwei 
Prüfenden zu bewerten. 4Das Thema der Abschlussarbeit kann nur einmal und nur innerhalb des ersten 
Drittels der Bearbeitungszeit nach Satz 1 zurückgegeben werden. 
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(3) § 4 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(4) § 4 Abs. 4 gilt entsprechend. 

 

§ 11 Bestehen und Nichtbestehen 

(1) Die Masterprüfung ist bestanden, wenn die in § 9 in Verbindung mit der Anlage genannten Module ein-
schließlich der Masterarbeit bestanden sind und mindestens 120 ECTS-Leistungspunkte erworben wurden. 

(2) Die Masterprüfung ist endgültig nicht bestanden, wenn die Bedingungen nach § 16 Abs. 8 erfüllt sind. 

 

III. Dritter Teil: Gemeinsame Vorschriften 

 

§ 12 Zulassung 

(1) Für die Bachelor- bzw. Masterprüfung (Prüfung) ist zugelassen, wer in dem betreffenden Studiengang an 
der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover eingeschrieben ist. 

(2) Die Zulassung wird versagt, wenn in einem vergleichbaren Studiengang, insbesondere in einem der Stu-
diengänge Maschinenbau, Produktion und Logistik an einer Universität oder gleichgestellten Hochschule in 
der Bundesrepublik Deutschland bereits eine Prüfung endgültig nicht bestanden ist. 

(3) 1Die Zulassung zur Bachelor- und Masterarbeit muss gesondert beantragt werden. 2Die Zulassung zur 
Bachelorarbeit setzt voraus, dass im Rahmen der Bachelorprüfung mindestens 150 Leistungspunkte aus 
den in § 3 genannten Prüfungs- und Studienleistungen erworben wurden und eine berufspraktische Tätigkeit 
von insgesamt mindestens 20 Wochen nachgewiesen ist. 3Die Zulassung zur Masterarbeit setzt voraus, 
dass im Rahmen der Masterprüfung alle in § 9 genannten Prüfungsleistungen und Studienleistungen, mit 
Ausnahme der Masterarbeit erbracht und die Studienarbeit bestanden wurde. 4Über Ausnahmen entscheidet 
der Prüfungsausschuss. 

(4) Die Zulassung nach Abs. 3 wird versagt, wenn die Zulassungsvoraussetzungen nicht erfüllt sind. 

 

§ 13 Erbringung von Prüfungsleistungen durch Schüler und Schülerinnen, Zivil-, Sozial- und Grund-
wehrdienstleistende sowie Auszubildende mit Abitur 

(1) Zu Prüfungsleistungen des Bachelorstudiums können abweichend von § 12 auch Schüler und Schülerin-
nen, sowie Zivil-, Sozial- und Grundwehrdienstleistende, Studienkollegiatinnen und Studienkollegiaten sowie 
Auszubildende mit Abitur zugelassen werden, soweit sie nach §1 der Ordnung für Juniorstudierende einge-
tragen sind und die erforderlichen Prüfungsvorleistungen erbracht haben. 

(2) 1Nicht bestandene Prüfungsleistungen können nicht wiederholt werden. 2Die entsprechenden Bestim-
mungen dieser Prüfungsordnung  sowie die Regelungen zu Versäumnis und Rücktritt von Prüfungs-
leistungen sind nicht anwendbar. 3Nicht bestandene Prüfungsleistungen werden bei Aufnahme eines ord-
nungsgemäßen Studiums nicht berücksichtigt. 

(3) An der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover bestandene Prüfungs- und Studienleistungen 
können auf Antrag für ein späteres Studium angerechnet werden, soweit die Gleichwertigkeit festgestellt ist.  

 

§ 14 Studien- und Prüfungsleistungen 

(1) 1Prüfungsleistungen sind Bachelor- und Masterarbeiten,  

(1) Klausuren nach Abs. (3),  
(2) mündliche Prüfungen nach Abs. (4),  
(3) Teilprüfungen nach Abs. (9),  
(4) Kolloquien nach Abs. (8),  
(5) Hausarbeiten nach Abs. (6), (7) und  
(6) Studienarbeiten nach Abs. (10).  
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2Die Ankündigung der Prüfungsform muss spätestens zum Beginn der Meldefrist erfolgen. 3Der Prüfungs-
ausschuss stellt sicher, dass den Studierenden die Namen der Prüfenden rechtzeitig bis zur Meldung zu der 
jeweiligen Prüfung bekannt gegeben werden. 

(2) Studienleistungen sind Fachexkursionen, Praktika, Laborübungen, Vorträge, Tutorien, Klausuren und 
Hausarbeiten die der laufenden Leistungskontrolle dienen. 

(3) 1Eine Klausur ist eine schriftliche Arbeit unter Aufsicht. Abweichend von den Anlagen können Klausuren 
auch durch mündliche Prüfungen ersetzt werden. 2Die Klausurdauer beträgt in der Regel 15-25 Minuten pro 
1 LP des Wertes der Prüfung. 

(4) 1Dauer der mündlichen Prüfung beträgt je Prüfling in der Regel 5-10 Minuten je Leistungspunkt des Prü-
fungsfaches. 2Sie findet nichtöffentlich in Gegenwart einer oder eines Beisitzenden statt, die oder der selbst 
die durch die Prüfung festzustellende oder eine gleichwertige Qualifikation besitzt. 3Die wesentlichen Ge-
genstände der Prüfungsleistung werden in einem Protokoll festgehalten. 4Studierende, die sich in einem 
späteren Prüfungstermin der gleichen Prüfung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder der Hochschule, 
die ein eigenes berechtigtes Interesse geltend machen, sind als Zuhörende bei mündlichen Prüfungen zuzu-
lassen. 5Dies erstreckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an den  Prüf-
ling. 6Auf Antrag eines Prüflings sind die Zuhörerinnen und Zuhörer nach Satz 4 auszuschließen. 

(5) 1Jeder Studierende kann auf Antrag und im gleichen Prüfungszeitraum, eine Ergänzungsprüfung (EP) 
wenn sie oder er: 

- in der Regel mindestens 75% der zum Bestehen notwendigen Punkte der Prüfungsleistung erreicht 
hat und die Prüfung nicht bestanden hat oder 

- diese Prüfung im ersten Versuch bestanden hat und sich in der Regelstudienzeit befindet. 
2Die Note der EP geht mit 33% in die Gesamtprüfungsleistung ein, eine Verbesserung und Verschlechterung 
der Endnote der Prüfungsleistung ist durch die EP möglich. 3Prüfung und Ergänzungsprüfung stellen in die-
sem Fall die Prüfungsleistung dar. 4Die Prüfungszeit beträgt je Prüfling und Leistungspunkt des Prüfungsfa-
ches in der Regel 5 Minuten. 5Nach Vorgabe der Prüfenden findet die Ergänzungsprüfung mündlich oder 
schriftlich statt.  

(6) 1Eine Hausarbeit ist eine selbständige schriftliche Arbeit. 2Der Umfang richtet sich nach den Anlagen. 

(7) 1Bei der Abgabe von schriftlichen Hausarbeiten ist schriftlich zu versichern, dass die Arbeit selbständig 
verfasst wurde und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt wurden und alle 
Stellen der Arbeit, die wörtlich oder sinngemäß aus anderen Quellen übernommen wurden, als solche  
kenntlich gemacht sind. 

(8) 1In einem Kolloquium hat der Prüfling die Ergebnisse der Arbeit zu präsentieren und in einer Auseinan-
dersetzung über die Arbeit nachzuweisen, dass er oder sie in der Lage ist, problembezogen Fragestellungen 
aus dem Bereich der Arbeit selbstständig auf wissenschaftlicher Grundlage zu bearbeiten und die Arbeitser-
gebnisse in einem Fachgespräch zu vertiefen. 2Das Kolloquium besteht aus einem Vortrag mit anschließen-
der Diskussion. 3Der Vortrag ist fakultätsöffentlich.  

(9) 1Während des Semesters können benotete Teilprüfungen angeboten werden, welche in Form von Haus-
arbeiten, Klausuren oder mündlichen Prüfungen durchgeführt werden. 2Die Teilnahme der Studentinnen und 
Studenten ist freiwillig. 3Hat eine Studentin oder ein Student an einer oder mehreren Teilprüfung während 
des Semesters teilgenommen, geht die Note der Teilprüfung nach Maßgabe der Wertung in die Prüfungs-
leistung ein. 4Die Wertung der Teilprüfungen ist von jedem und jeder Prüfenden zu Beginn des Semesters 
anzugeben. 5Die Prüfungsleistung besteht in diesem Fall aus Teilprüfungen und/oder Abschlussprüfung. 

(10) 1Eine Studienarbeit umfasst die Bearbeitung einer fachspezifischen oder fächerübergreifenden Auf-
gabenstellung in theoretischer, experimenteller oder konstruktiver Hinsicht sowie die Darstellung und Erläu-
terung der erarbeiteten Lösungen in einer für die berufliche Tätigkeit üblichen Weise. 2Der Bearbeitungs-
umfang beträgt 300 Zeitstunden. 3Das Thema einer Studienarbeit kann von jeder Professorin oder jedem 
Professor der Fakultät für Maschinenbau vorgeschlagen werden. 4Mit Genehmigung des Prüfungsaus-
schusses kann das Thema auch von einer Professorin oder einem Professor vorgeschlagen werden, die 
oder der nicht Mitglied der Fakultät für Maschinenbau ist. 5Das Thema der Studienarbeit wird von der oder 
dem Prüfenden nach Anhörung des Prüflings festgelegt. 6Die Ausgabe des Themas erfolgt über den Vorsitz 
des Prüfungsausschusses oder der vom Prüfungsausschuss beauftragten Stelle; die Ausgabe ist akten-
kundig zu machen. 7Die Aufgabenstellung und ein Bearbeitungszeitplan müssen mit der Ausgabe des The-
mas festliegen. 8Während der Anfertigung der Arbeit wird der Prüfling von der oder dem Prüfenden betreut.  
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9Die Zeit von der Ausgabe des Themas bis zur Ablieferung der Studienarbeit erfolgt gemäß den mit dem 
Zulassungsantrag einzureichenden Zeitplan und beträgt in der Regel sechs Monate. 10Im Einzelfall kann der 
Zeitplan in Absprache mit der oder dem Prüfendem abgeändert werden. 11Das Thema einer Arbeit kann nur 
einmal und nur innerhalb der ersten acht Wochen der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden. 12Die Arbeit 
ist fristgemäß in zweifacher Ausfertigung bei der vom Prüfungsausschuss benannten Stelle abzuliefern; der 
Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. 13Die Arbeit wird von der oder dem Prüfenden bewertet. 
14Hierbei kann auch der Verlauf der Bearbeitung berücksichtigt werden. 15Die Arbeit ist in der Regel inner-
halb von vier Wochen nach ihrer Abgabe zu bewerten. 

(11) 1Prüfungs- und Studienleistungen in Form von Gruppenarbeiten sind zulässig. 2Der als Prüfungsleistung 
zu bewertende Beitrag des einzelnen Prüflings muss die an die Prüfung zu stellenden Anforderungen erfül-
len sowie als individuelle Prüfungsleistung auf Grund der Angabe von Abschnitten, Seitenzahlen oder ande-
ren objektiven Kriterien deutlich abgrenzbar und für sich bewertbar sein. 

(12) 1Der Prüfungsausschuss legt zu Beginn jeden Semesters die Zeitpunkte für die Abnahme der mündli-
chen Prüfungen und Klausuren sowie die Aus- und Abgabezeitpunkte für die übrigen termingebundenen 
Prüfungsleistungen fest. 2Der Prüfungsausschuss informiert die Studierenden rechtzeitig über diese Termi-
ne. 3Er kann Aufgaben nach den Sätzen 1 und 2 auf die Prüfenden übertragen. 

 

§ 15 Anmeldung 

(1) Für jede Prüfungsleistung ist innerhalb des vom Prüfungsausschuss festgesetzten Zeitraums eine ge-
sonderte Anmeldung erforderlich. 

(2) § 15 Abs. 2 – entfällt – 

 

§ 16 Nichtbestehen 

(1) Eine nicht bestandene Bachelor- oder Masterarbeit kann einmal wiederholt werden. 

(2) 1Der Prüfling ist mit Beginn einer Prüfungsleistung verpflichtet, nach Maßgabe des tatsächlichen Lehran-
gebotes Leistungspunkte für dieselbe Prüfungsleistung in die Bachelor- oder Masterprüfung einzubringen. 
2Über Sonderregelungen entscheidet der Prüfungsausschuss. 

(3) 1In jedem Semester, in dem die oder der Studierende immatrikuliert und nicht beurlaubt ist (Zählsemes-
ter), müssen unter Berücksichtigung von § 3 mindestens 15 Leistungspunkte erworben werden. 2Die Ge-
samtsumme der erbrachten Leistungspunkte muss nach jedem Zählsemester größer bzw. gleich sein der 
Anzahl der Zählsemester multipliziert mit 15. 

(4) Ist eine der Bedingungen nach Abs. 3 ohne triftigen Grund nicht erfüllt, so ist die Gesamtprüfung nicht 
bestanden. 

(5) 1Ist die Gesamtprüfung nicht bestanden, folgt auf schriftlichen Antrag der oder des Studierenden, die 
Bedingungen nach Abs. 3 auszusetzen, eine Anhörung der oder des Studierenden durch eine Beauftragte 
oder einen Beauftragten des Prüfungsausschusses. 2Der oder die Beauftragte gibt eine Empfehlung, dem 
Antrag stattzugeben oder ihn abzulehnen ab. 3Bei negativer Stellungnahme durch die Beauftragte oder den 
Beauftragten findet eine zusätzliche Anhörung der oder des Studierenden durch den Prüfungsausschuss 
statt. 

(6) 1Der Antrag nach Abs. 5 ist innerhalb von einem Monat nach Zustellung des Bescheides nach Abs. 4 
unbeschadet eines eventuellen Widerspruchs zu stellen. 2Der Antrag darf höchstens dreimal im Verlauf des 
Bachelorstudiums und zweimal im Verlauf des Masterstudiums gestellt werden. 3Im Falle der Nichterfüllung 
nur eines der beiden in Absatz 3 genannten Kriterien handelt es sich nicht um einen nach Satz 2 mitzuzäh-
lenden Antrag. 

(7) 1Über den Antrag nach Abs. 5 entscheidet der Prüfungsausschuss. 2Er entscheidet außerdem darüber, 
ob Abs. 3 lediglich im aktuellen Zählsemester ausgesetzt wird oder ob triftige Gründe geltend gemacht und 
anerkannt werden, die eine längere Aussetzung bzw. einen anderen Fristrahmen rechtfertigen. 3Wird ein 
triftiger Grund anerkannt, so entscheidet der Prüfungsausschuss über die Fortsetzung des Studiums, die 
Festlegung des Zählsemesters in Bezug auf Abs. 3 und über den Termin der nächsten Prüfung. 
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(8) 1Die Gesamtprüfung ist endgültig nicht bestanden, wenn ein Antrag nach Abs. 5 abgelehnt oder nicht 
mehr möglich ist. 2Sie ist ferner endgültig nicht bestanden, wenn die Bachelor- oder Masterarbeit nach  
Abs. 1 endgültig mit "nicht ausreichend" bewertet ist oder als endgültig mit "nicht ausreichend" bewertet gilt. 

 

§ 17 Versäumnis und Rücktritt 

(1) 1Der Rücktritt von einer Anmeldung zu einer Klausur oder einer mündlichen Prüfung kann bis zum Be-
ginn der Prüfung erfolgen. 2Das Nichterscheinen zu einem festgesetzten Prüfungstermin wird als Rücktritt 
gewertet. 3Der Rücktritt nach den Sätzen 1 und 2 ist ohne Angabe von Gründen zulässig. 

(2) 1Bei Versäumnis eines festgesetzten Abgabetermins oder bei Rücktritt von einer Prüfungsleistung nach 
deren Beginn gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht bestanden“ bewertet. 2Abweichend hiervon 
gilt die Prüfungsleistung als nicht unternommen, wenn für das Versäumnis oder den Rücktritt triftige Gründe 
unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 3Im Krankheitsfall ist ein fachärztliches 
oder amtsärztliches Attest vorzulegen. 4Die Entscheidung über die Anerkennung der triftigen Gründe trifft 
der Prüfungsausschuss. 

(3) 1Wird bei einer Abschlussarbeit der Abgabetermin ohne triftige Gründe nicht eingehalten, so gilt sie als 
mit "nicht ausreichend" bewertet. 2Die geltend gemachten Gründe müssen dem Prüfungsausschuss unver-
züglich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 3In Fällen, in denen der Abgabetermin einer Bachelor- 
oder Masterarbeit aus triftigen Gründen nicht eingehalten werden kann, kann der Prüfungsausschuss unter 
Beachtung des Grundsatzes der Chancengleichheit entscheiden, dass lediglich der Abgabetermin für die 
Prüfungsleistung um höchstens 90 Tage hinausgeschoben wird oder eine neue Aufgabe gestellt wird, ohne 
dass die Prüfungsleistung als nicht unternommen gilt. 4Bei Krankheit als triftigem Grund ist ein ärztliches, im 
Zweifelsfall ein amtsärztliches oder fachärztliches Zeugnis vorzulegen, soweit die Krankheit nicht offen-
kundig ist. 

 

§ 18 Täuschungs- und Ordnungsverstoß 

(1) 1Beim Versuch, das Ergebnis einer Prüfungsleistung durch Täuschung zu beeinflussen, gilt die betref-
fende Prüfungsleistung als mit „nicht bestanden“ bewertet. 2Das Mitführen nicht zugelassener Hilfsmittel 
nach Klausurbeginn ist stets ein Täuschungsversuch.  

(2) 1Wer sich eines Ordnungsverstoßes schuldig macht, kann von der Fortsetzung der betreffenden Prü-
fungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht be-
standen“ bewertet. 2Bis zur Entscheidung des Prüfungsausschusses setzt der Prüfling die Prüfung fort, es 
sei denn, dass nach der Entscheidung der aufsichtführenden Person ein vorläufiger Ausschluss des Prüf-
lings zur ordnungsgemäßen Weiterführung der Prüfung unerlässlich ist. 

 

§ 19 Bewertungs- und Notenbildung 

(1) 1Prüfungsleistungen werden von den Prüfenden in der Regel binnen 4 Wochen bewertet. 2Prüfungs-
leistungen werden in der Regel benotet. 3Unbenotete Prüfungsleistungen werden mit „bestanden“ oder 
„nicht bestanden“ bewertet. 4Eine mit „nicht ausreichend“ bewertete Prüfungsleistung ist nicht bestanden. 
5Dabei sind folgende Notenstufen zu verwenden: 

1,0; 1,3 = sehr gut = eine besonders hervorragende Leistung, 

1,7; 2,0; 2,3 = gut = eine erheblich über den durchschnittlichen Anforderungen liegende Leistung, 

2,7; 3,0; 3,3 = befriedigend = eine Leistung, die in jeder Hinsicht den durchschnittlichen Anforderungen ent-
spricht, 

3,7; 4,0 = ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel den Mindestanforderungen entspricht, 

5,0 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen nicht mehr ge-
nügt. 

(2) 1Wird eine Prüfungsleistung durch zwei Prüfende bewertet, ist sie bestanden, wenn beide die Prüfungs-
leistung mit mindestens „ausreichend“ bewerten. 2Die Note errechnet sich in diesem Fall aus dem arithmeti-
schen Mittelwert  der von den Prüfenden festgesetzten Einzelnoten. 
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(3) 1Die Gesamtnote der Prüfung ist das arithmetische Mittel der Noten aller benoteten Prüfungsleistungen. 
2Dabei werden die in der Anlage aufgeführten Leistungspunkte als Gewichte verwendet. 3Die Gesamtnote 
lautet 

· bei einem Durchschnitt bis 1,5 sehr gut, 

· bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5 gut, 

· bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5 befriedigend, 

· bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0 ausreichend, 

· bei einem Durchschnitt über 4,0 nicht ausreichend. 

(4) Bei der Bildung der Note nach den Absätzen 2 und 3 wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma 
berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 

(5) Bei einem Durchschnitt bis 1,3 wird das Prädikat „Mit Auszeichnung“ vergeben. 

(6) 1Die Gesamtnote der Kompetenzfelder ist das arithmetische Mittel der Noten aller benoteten Modul-
prüfungen. 2Dabei werden die in der Anlage aufgeführten Leistungspunkte als Gewichte verwendet. 3Die 
Gesamtnote lautet analog zu Absatz 3, Satz 3. 

(7) 1Zusätzlich zu der Gesamtnote wird für die erfolgreichen Studierenden eine Bewertung entsprechend der 
ECTS-Bewertungsskala ausgewiesen. 2Die ECTS-Note lautet: 

Für die besten 10% A 

Für die nächsten 25% B 

für die nächsten 30% C 

für die nächsten 25% D 

für die nächsten 10% E. 

 

§ 20 Leistungspunkte und Module 

(1) Die in den Anlagen aufgeführten Leistungspunkte werden vergeben, wenn die geforderten Prüfungs-
leistungen bestanden und die zugehörigen Studienleistungen erbracht wurden. 

(2) 1Ein Modul ist nach Erwerb aller in der jeweiligen Anlage genannten Leistungspunkte bestanden. 2Die 
Modulnote wird gemäß § 19 Abs. 3 aus den Noten der im Rahmen des Moduls bestandenen benoteten Prü-
fungsleistungen gebildet. 

 

§ 21 Zusatzprüfungen 

(1) Studierende können sich in weiteren als den für die Erreichung der Mindestleistungspunktezahl erforder-
lichen Prüfungen unterziehen (Zusatzprüfung).  

(2) Die Ergebnisse dieser Zusatzprüfungen werden auf Antrag in das Zeugnis bzw. die Bescheinigung ge-
mäß § 24 aufgenommen, jedoch bei der Festsetzung der Gesamtnote nicht mit einbezogen. 

 

§ 22 Anrechnung 

(1) 1Bestandene Prüfungsleistungen und Studienleistungen, die im Inland oder Ausland in demselben oder 
einem vergleichbaren Studiengang unternommen wurden, werden angerechnet, wenn die Institution, an der 
die Prüfungsleistung unternommen wurde, einer deutschen Hochschule gleichsteht und die auswärtige Leis-
tung nach Umfang, Anforderungen und Inhalt im wesentlichen der Prüfungsleistung entspricht, für die eine 
Anrechnung begehrt wird oder wenn die Anrechnung von Amts wegen erfolgt. 2Im Zweifel sind Stellung-
nahmen der Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen bzw. der/des Prüfenden einzuholen. 3Außerhalb 
des Studiums erbrachte berufspraktische Leistungen werden angerechnet, wenn sie gleichwertig sind.  

(2) 1Für angerechnete Prüfungsleistungen werden die Noten übernommen oder bei abweichender Noten-
skala umgerechnet, die darauf entfallenden Studienzeiten angerechnet und gegebenenfalls Leistungspunkte  
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entsprechend der Anlagen vergeben. 2Ist eine Notenanrechnung nicht möglich, bleibt die Prüfungsleistung 
unbenotet; dies gilt insbesondere im Fall des Abs. 2 Satz 3. 3Die Anrechnung wird im Zeugnis gekennzeich-
net. 

(3) 1Prüfungsleistungen und Studienleistungen in Bachelorstudiengängen, die außerhalb der Gottfried Wil-
helm Leibniz Universität erbracht wurden, werden im Umfang von zusammen höchstens 60 Leistungs-
punkten angerechnet. 2Prüfungsleistungen im Masterstudiengang, die außerhalb der Gottfried Wilhelm Leib-
niz Universität Hannover erbracht wurden, werden im Umfang von zusammen höchstens 30 Leistungs-
punkten angerechnet. 3Über Ausnahmen entscheidet auf Antrag das nach dieser Prüfungsordnung zustän-
dige Organ. 4Eine außerhalb der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover erbrachte Bachelor- oder 
Masterarbeit wird nicht angerechnet. 

 

§ 23 Einsichten in die Prüfungsakten 
1Nach Abschluss der Prüfung wird den Studierenden auf Antrag Einsicht in die vollständigen Prüfungsakten 
gewährt. 2Der Antrag ist spätestens binnen eines Jahres nach Aushändigung des Zeugnisses oder des Be-
scheides über die endgültig nicht bestandene Prüfung zu stellen. 3Der/die Prüfende bestimmt in der Regel 
Ort und Zeit der Einsichtnahme. 

 

§ 24 Zeugnisse und Bescheinigungen 

(1) 1Über die bestandene Prüfung wird unverzüglich ein Zeugnis ausgestellt, das die Kompetenzfelder und 
deren Noten, die Arbeit und deren Note sowie die Gesamtnote der Prüfung und die erworbenen Leistungs-
punkte enthält. 2Dem Zeugnis wird ein Verzeichnis der bestandenen Module (einschließlich der Bachelor- 
oder Masterarbeit) beigefügt. 3Das Verzeichnis beinhaltet die zugeordneten Lehrveranstaltungen und Leis-
tungspunkte sowie die Benotung oder Bewertung der Prüfungsleistungen. 4Alle Noten werden zugleich als 
Dezimalzahl ausgewiesen. 5Das Datum des Zeugnisses ist der Tag an dem die Prüfung bestanden wurde. 
6Mit gleichem Datum wird eine Urkunde über den verliehenen akademischen Grad und ein Diploma Supp-
lement ausgestellt. 

(2) Über die endgültig nicht bestandene Prüfungsleistung ergeht ein schriftlicher Bescheid. 

(3) 1In den Fällen der Abs. 1 und 2, 2. Alternative sowie bei anderweitigem Ausscheiden aus dem betreffen-
den Studiengang an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover wird auf Antrag eine Bescheinigung 
ausgestellt, welche die bestandenen Prüfungsleistungen, deren Bewertungen und die dafür vergebenen 
Leistungspunkte aufführt. 2Im Fall des Abs. 2, 2. Alternative weist die Bescheinigung darauf hin, dass die 
Prüfung endgültig nicht bestanden ist. 

(4) Alle Zeugnisse, Urkunden und Bescheinigungen werden in deutscher und in englischer Sprache ausge-
stellt. 

 

§ 25 Prüfungsausschuss 

(1) 1Für die Organisation der Prüfungen und zur Wahrnehmung der Aufgaben nach dieser Prüfungsordnung 
wird aus Mitgliedern der Fakultät für Maschinenbau ein Prüfungsausschuss gebildet. 2Über die Zusammen-
setzung entscheidet die Fakultät. 3Dem Prüfungsausschuss gehören fünf Mitglieder an, und zwar drei Mit-
glieder, welche die Hochschullehrergruppe vertreten, ein Mitglied, das die Mitarbeitergruppe vertritt und in 
der Lehre tätig ist, sowie ein Mitglied der Studierendengruppe. 4Der Vorsitz und der stellvertretende Vorsitz 
müssen von Mitgliedern der Hochschullehrergruppe ausgeübt werden; sie und die weiteren Mitglieder des 
Prüfungsausschusses sowie deren Vertretungen werden durch die jeweiligen Gruppenvertretungen in der 
Fakultät. gewählt. 5Das studentische Mitglied hat bei der Bewertung und Anrechnung von Prüfungsleistun-
gen nur beratende Stimme. 6Die Amtszeit der Mitglieder des Prüfungsausschusses beträgt zwei Jahre, die 
des studentischen Mitgliedes ein Jahr. 7Der Prüfungsausschuss berichtet den Fakultäten regelmäßig über 
die Entwicklung der Prüfungen und Studienzeiten. 8Der Prüfungsausschuss oder die von ihm beauftragte 
Stelle führt die Prüfungsakten. 9Es ist möglich, für den Bachelorstudiengang und den Masterstudiengang 
jeweils separate Prüfungsausschüsse einzurichten. 

(2) 1Der Prüfungsausschuss fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen; 
Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. 2Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, so-
weit die Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist.  
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(3) 1Der Prüfungsausschuss kann sich eine Geschäftsordnung geben. 2Über die Sitzungen des Prüfungs-
ausschusses wird eine Niederschrift geführt. 3In dieser sind die wesentlichen Gegenstände der Erörterung 
und die Beschlüsse des Prüfungsausschusses festzuhalten. 

(4) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, an der Abnahme der Prüfungen beobachtend 
teilzunehmen. 

(5) 1Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. 2Die Mitglieder des Prüfungsausschusses 
und deren Vertretungen unterliegen der Amtsverschwiegenheit. 3Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst ste-
hen, sind sie durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden zur Verschwiegenheit zu verpflichten.  

(6) 1Der Prüfungsausschuss kann Befugnisse widerruflich auf den Vorsitz und den stellvertretenden Vorsitz 
übertragen. 2Der Prüfungsausschuss kann sich zur Erfüllung seiner Aufgaben einer von ihm beauftragten 
Stelle bedienen. 3Die oder der Vorsitzende bereitet die Beschlüsse des Prüfungsausschusses vor, führt sie 
aus und berichtet dem Prüfungsausschuss laufend über diese Tätigkeit.  

(7) 1Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfenden aus dem Kreis der Mitglieder der Hochschullehrergruppe 
sowie der übrigen habilitierten Mitglieder und Angehörigen der Fakultät. 2Zu Prüfenden sowie Beisitzenden 
dürfen nur Personen bestellt werden, die selbst mindestens die durch die Prüfung festzustellende oder eine 
gleichwertige Qualifikation besitzen. 

(8) 1Der Prüfungsausschuss ermöglicht Studierenden, die eine länger andauernde Behinderung durch amts- 
oder fachärztliches Attest nachweisen, Prüfungsleistungen in gleichwertiger anderer Form, zu anderen Ter-
minen oder innerhalb anderen Fristen zu erbringen. 2Falls erforderlich, kann der Kreis um Mitglieder anderer 
Fakultäten oder um Mitglieder anderer wissenschaftlicher Hochschulen erweitert werden. 

 

§ 26 Verfahrensvorschriften 

(1) 1Die allgemeinen Bestimmungen des Verwaltungsrechts sowie die gesetzlichen Regelungen zu Mutter-
schutz und Elternzeit finden im Prüfungsverfahren sinngemäß Anwendung. 2Belastende Verwaltungsakte 
sind schriftlich zu begründen, mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen und bekannt zu geben. 3Gegen 
Entscheidungen, denen die Bewertung einer Prüfungsleistung zu Grunde liegt, kann binnen eines Monats 
nach Zugang des Bescheids Widerspruch eingelegt werden. 

(2) 1Bringt der Prüfling in einem Widerspruch konkret und substantiiert Einwendungen gegen fachliche Be-
wertungen einer oder eines Prüfenden vor, leitet der Prüfungsausschuss den Widerspruch dieser oder die-
sem Prüfenden zur Überprüfung zu. 2Ändert die oder der Prüfende die Bewertung antragsgemäß, so hilft der 
Prüfungsausschuss dem Widerspruch ab. 3Andernfalls überprüft der Prüfungsausschuss die Entscheidung 
aufgrund der Stellungnahme der oder des Prüfenden insbesondere darauf, ob  

1. das Prüfungsverfahren ordnungsgemäß durchgeführt worden ist, 

2. bei der Bewertung von einem falschen Sachverhalt ausgegangen worden ist, 

3. allgemein gültige Bewertungsgrundsätze nicht beachtet worden sind, 

4. eine vertretbare und mit gewichtigen Argumenten folgerichtig begründete Lösung als falsch bewertet 
worden ist, oder ob 

5. sich die oder der Prüfende von sachfremden Erwägungen hat leiten lassen. 4Entsprechendes gilt, 
wenn sich der Widerspruch gegen die Bewertung durch mehrere Prüfende richtet. 

(3) 1Über den Widerspruch soll innerhalb eines Monats entschieden werden. 2Über den Widerspruch ent-
scheidet der Prüfungsausschuss. 3Soweit sich der Widerspruch gegen eine Bewertung einer oder eines Prü-
fenden richtet, entscheidet der Prüfungsausschuss nach Überprüfung nach Absatz 2. 

(4) Das Widerspruchsverfahren darf nicht zur Verschlechterung der Prüfungsnote führen. 

(5) Soweit der Prüfungsausschuss bei einem Verstoß nach Absatz 2 Satz 3 Nrn. 1 bis 5 dem Widerspruch 
nicht bereits in diesem Stand des Verfahrens abhilft oder konkrete und substantiierte Einwendungen gegen 
prüfungsspezifische Wertungen und fachliche Bewertungen vorliegen, ohne dass die oder der Prüfende ihre 
oder seine Entscheidung entsprechend ändert, werden Prüfungsleistungen durch andere, mit der Abnahme 
dieser Prüfung bisher nicht befasste Prüfende erneut bewertet oder die mündliche Prüfung wiederholt. 
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IV. Vierter Teil: Schlussvorschriften 

 

§ 27 Inkrafttreten 

Diese Prüfungsordnung tritt nach Genehmigung durch das Präsidium und nach ihrer Veröffentlichung im 
Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover zum 01.10.2010 in Kraft. 

 

§ 28 Übergangsvorschriften 

(1) 1Für die Studierenden, die bis einschließlich Sommersemester 2010 ihr Studium im Diplom-, Bachelor- 
oder Masterstudiengang Maschinenbau aufgenommen haben, gilt bis einschließlich des Prüfungszeitraums 
Sommersemester 2018 die Prüfungsordnung 2000 mit den Änderungen vom 20.09.2006 fort. 2Danach ist 
ein vollständiger Wechsel in die neue Prüfungsordnung verpflichtend, und die bisher geltende Prüfungsord-
nung tritt außer Kraft. 

(2) Ein freiwilliger Wechsel in diese Prüfungsordnung ist zum jeweiligen laufenden Semester dieser Prü-
fungsordnung möglich.  

(3) Der Fakultätsrat kann zur Vermeidung unbilliger Härten ergänzende Übergangsregelungen beschließen. 



V. Anlagen: 

 

Anlage 1: Art und Umfang des Bachelorstudiums 

 
Anlage 1.1: Pflichtmodule des Bachelorstudiums 

„K" bedeutet eine Klausur, „M“ bedeutet eine mündliche Prüfung, die unter den Prüfungsleistungen zu 
erbringen ist. Voraussetzungen und Empfehlungen für die Lehrveranstaltungen sind dem KMK zu entneh-
men. Die Zuordnung der Kurse und Labore zu den Modulen regelt der KMK. Die Noten für die Kompetenz-
felder berechnen sich aus den Noten für die einzelnen Module vgl. § 19. 

 

Kompetenzfeld Modul 
Lehrveran-
staltungen 

Se-
mester

Studien 
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leis-
tungspu

nkte 

Mathematik I 
Vorlesung und 

Übung 
1  K 9 

Mathematik II 
Vorlesung und 

Übung 
2  K 7 

Mathematik und ihre Anwendung I 
2 Vorlesungen 
und 2 Übungen 

3  2 K 4+4 

Mathematik und ihre Anwendung II
2 Vorlesungen 
und 2 Übungen 

4  2 K 4+4 

Mathematik und 
Naturwissenschaften 

Naturwissenschaften 
Vorlesung und 

Labor 
1,3 

1 Stu-
dienleis-

tung 
K 4+1 

Grundlagen der Elektrotechnik   
2 Vorlesungen 
und Übungen 

1,2  2 K 4+4 
Elektrotechnik und 
Informationstechnik 

Informations- und Regelungs-
technik 

2 Vorlesungen 
und 2 Übungen 

4,5  2 K 4+4 

Technische Mechanik I 
Vorlesung und 

Übung 
1  K 6 

Technische Mechanik II 
Vorlesung und 

Übung 
2  K 6 

Technische Mechanik III 
Vorlesung und 

Übung 
3  K 5 

Technische Mechanik IV 
Vorlesung und 

Übung 
4  K 5 

Thermodynamik 
2 Vorlesungen 
und 2 Übungen 

3,4  2 K 4+4 

Grundlagen der  
Ingenieur-

wissenschaften 

 

Energietechnische Grundlagen 
2 Vorlesungen 
und 2 Übungen 

5  2 K 4+4 

Konstruktionstechnik 2 Vorlesungen 1  2 K 3+3 

Werkstoffkunde 2 Vorlesungen 2,3  2 K 3+3 

Konstruktion und Gestaltung 2 Vorlesungen 2  2 K 3+4 

Grundlagen der 
Konstruktionslehre 

Konstruktionslehre Vorlesung 3  K 5 
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Schlüsselkompetenzen I 2 Projekte 1 
2 Stu-

dienleis-
tungen 

- 2+3 

Schlüsselkompetenzen II 
1 Praktikum und 

1 Projekt 
3 

2 Stu-
dienleis-
tungen 

- 3+3 

Schlüsselkompetenzen III 
1 Projekt, 1 Labor 

und AML 
4,5 

3 Stu-
dienleis-
tungen 

K 5+2+1 

Schlüsselkompetenzen IV 
1 Tutorium,  

1 Exkursion und 
1 Praktikum 

5,6 
3 Stu-

dienleis-
tungen 

- 1+1+3 

Schlüssel-
kompetenzen 

Fachpraktikum 12 Wochen 6  - 15 

 Summe     154 
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Anlage 1.2: Wahlbereich des Bachelorstudiums 

Im Wahlbereich besteht die Möglichkeit unter 6 verschiedenen Modulen zwei Module als sogenannte Vertie-
fungsrichtungen zu wählen. Mit dem jeweiligen Vertiefungsbereich kann sowohl das Wahlmodul I als auch 
das Wahlmodul II des Wahlkompetenzfelds belegt werden. 

 

Modul 
Lehrveran-
staltungen 

Semester
Prüfungs-
leistung 

Leistungspunkte 

Automatisierungstechnik /  
Angew. Informationstechnik 

2 Vorlesungen und  
2 Übungen 

4,5 2 K/M 8 

Biomedizintechnik 
2 Vorlesungen und  

2 Übungen 
4,5 2 K/M 8 

Energie- und Verfahrenstechnik 
2 Vorlesungen und  

2 Übungen 
4,5 2 K/M 8 

Mikrotechnologie 
2 Vorlesungen und  

2 Übungen 
4,5 2 K/M 8 

Optische Technologie 
2 Vorlesungen und  

2 Übungen 
4,5 2 K/M 8 

Produktionstechnik 
2 Vorlesungen und  

2 Übungen 
4,5 2 K/M 8 

Benötigte Leistungspunkte    16 

 

 

 

 
Anlage 1.3: Modul für die Bachelorarbeit 

 

Modul Semester 
ggf. Voraussetzungen 

für die Zulassung 
Prüfungsleistung Leistungspunkte 

Bachelorarbeit 6 
mind. 150 LP und  

Anerkennung  
der Praktika 

Bachelorarbeit 10 

Summe    10 
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Anlage 2: Art und Umfang des Masterstudiums 

 

Anlage 2.1: Pflichtmodule des Masterstudiums 

„K" bedeutet eine Klausur, „M“ bedeutet eine mündliche Prüfung, die unter den Prüfungsleistungen zu 
erbringen ist. Voraussetzungen und Empfehlungen für die Lehrveranstaltungen sind dem KMK zu entneh-
men. Die Zuordnung der Kurse und Labore zu den Modulen regelt der KMK. Die Noten für die Kompetenz-
felder berechnen sich aus den Noten für die einzelnen Module vgl. §19. 

 

Kompetenz-
bereich 

Modul 
Lehrveran-
staltungen 

Semester 
Studien-
leistung 

Prüfungs-
leistung 

Leistungs-
punkte 

Maschinendynamik 
Vorlesung und 
Übung, 2 Labo-

re 
1 

2 Stu-
dienleis-
tungen 

K 4+1+1 

Wirtschaftswissenschaftliche 
Kompetenzen 

3 Vorlesungen 2,3  3 K 3+3+3 
Ingenieurwissen-

schaften 

Studienarbeit 
 

 
3  

Studienar-
beit 

10 

Schlüssel-
kompetenzen 

Soft Skills 
5 Tutorien, 1 
Exkursion, 1 
Präsentation 

2,3 
7 Stu-

dienleis-
tungen 

 
1+1+1+1+1

+1+3 

Freie Wahlkurse 

 
Freier Wahlkurs 

2 Vorlesungen 
und 2 Übungen

1  2 K/M 4+4 

 Summe     42 
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Anlage 2.2: Wahlbereich des Masterstudiums 

Der Wahlbereich gliedert sich in drei Wahlkompetenzfelder. Innerhalb der Wahlkompetenzfelder gibt es ins-
gesamt 16 Vertiefungsbereiche, denen jeweils ein Pflichtmodule mit zwei obligatorischen Veranstaltungen 
und Prüfungsleistungen sowie ein Wahlpflichtmodul mit zwei Veranstaltungen, die aus einem entsprechen-
den Katalog ausgewählt werden können und dazugehörigen Prüfungsleistungen, zugeordnet sind. Die Stu-
dierenden wählen aus den Vertiefungsbereichen 3 Bereiche aus und belegen die dazugehörenden Pflicht- 
und Wahlpflichtmodule. Insgesamt müssen 48 Leistungspunkte erworben werden.  

 

Anlage 2.2.1: Wahlkompetenzfeld Energie- und Verfahrenstechnik 

 

Kompetenzfeld Modul 
Lehrveran-
staltungen 

Semester Prüfungsleistung 
Leistungs-

punkte 

Komponenten  
der Energietechnik  

Pflichtmodul 

2 Vorlesungen 
und  2 Übun-

gen 
1,2 oder 2,3 2 K/M 8 

Komponenten  
der Energietechnik  

Wahlmodul 

2 Vorlesungen 
und  2 Übun-

gen 
1,2 oder 2,3 2 K/M 8 

Prozesse der Energietechnik 
Pflichtmodul 

2 Vorlesungen 
und  2 Übun-

gen 
1,2 oder 2,3 2 K/M 8 

Prozesse der Energietechnik 
Wahlmodul 

2 Vorlesungen 
und  2 Übun-

gen 
1,2 oder 2,3 2 K/M 8 

Verfahrenstechnik  
Pflichtmodul 

2 Vorlesungen 
und  2 Übun-

gen 
1,2 oder 2,3 2 K/M 8 

Verfahrenstechnik  
Wahlmodul 

2 Vorlesungen 
und  2 Übun-

gen 
1,2 oder 2,3 2 K/M 8 

Bioverfahrenstechnik 

Pflichtmodul 

2 Vorlesungen 
und  2 Übun-

gen 
1,2 oder 2,3 2 K/M 8 

Wahlkompetenzfeld 
Energie und  
Prozesstechnik 

Bioverfahrenstechnik 

Wahlmodul 

2 Vorlesungen 
und  2 Übun-

gen 
1,2 oder 2,3 2 K/M 8 
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Anlage 2.2.2: Wahlkompetenzfeld Entwicklung und Konstruktion 

 

Kompetenzfeld Modul 
Lehrveran-
staltungen 

Semester Prüfungsleistung 
Leistungs-

punkte 

Fahrzeugtechnik  
Pflichtmodul 

2 Vorlesungen 
und  2 Übun-

gen 
1,2 oder 2,3 2 K/M 8 

Fahrzeugtechnik  
Wahlmodul 

2 Vorlesungen 
und  2 Übun-

gen 
1,2 oder 2,3 2 K/M 8 

Kontaktmechanik  
und Tribologie  
Pflichtmodul 

2 Vorlesungen 
und  2 Übun-

gen 
1,2 oder 2,3 2 K/M 8 

Kontaktmechanik  
und Tribologie  

Wahlmodul 

2 Vorlesungen 
und  2 Übun-

gen 
1,2 oder 2,3 2 K/M 8 

Mechanik  
Pflichtmodul 

2 Vorlesungen 
und  2 Übun-

gen 
1,2 oder 2,3 2 K/M 8 

Mechanik  
Wahlmodul 

2 Vorlesungen 
und  2 Übun-

gen 
1,2 oder 2,3 2 K/M 8 

Medizintechnik  
Pflichtmodul 

2 Vorlesungen 
und  2 Übun-

gen 
1,2 oder 2,3 2 K/M 8 

Medizintechnik  
Wahlmodul 

2 Vorlesungen 
und  2 Übun-

gen 
1,2 oder 2,3 2 K/M 8 

Produktentwicklung  
Pflichtmodul 

2 Vorlesungen 
und  2 Übun-

gen 
1,2 oder 2,3 2 K/M 8 

Produktentwicklung  
Wahlmodul 

2 Vorlesungen 
und  2 Übun-

gen 
1,2 oder 2,3 2 K/M 8 

Robotik  
und autonome Systeme  

Pflichtmodul 

2 Vorlesungen 
und  2 Übun-

gen 
1,2 oder 2,3 2 K/M 8 

Wahlkompetenzfeld 
Entwicklung  
und Konstruktion 

Robotik  
und autonome Systeme  

Wahlmodul 

2 Vorlesungen 
und  2 Übun-

gen 
1,2 oder 2,3 2 K/M 8 
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Anlage 2.2.3: Wahlkompetenzfeld Produktionstechnik 
 

Kompetenzfeld Modul 
Lehrveran-
staltungen 

Semester Prüfungsleistung 
Leistungs-

punkte 

Automatisierungstechnik 
Pflichtmodul 

2 Vorlesungen 
und 2 Übungen

1,2 oder 2,3 2 K/M 8 

Automatisierungstechnik 
Wahlmodul 

2 Vorlesungen 
und 2 Übungen

1,2 oder 2,3 2 K/M 8 

Fertigungssysteme  
Pflichtmodul 

2 Vorlesungen 
und 2 Übungen

1,2 oder 2,3 2 K/M 8 

Fertigungssysteme  
Wahlmodul 

2 Vorlesungen 
und 2 Übungen

1,2 oder 2,3 2 K/M 8 

Fertigungsverfahren  
Pflichtmodul 

2 Vorlesungen 
und 2 Übungen

1,2 oder 2,3 2 K/M 8 

Fertigungsverfahren  
Wahlmodul 

2 Vorlesungen 
und 2 Übungen

1,2 oder 2,3 2 K/M 8 

Mikroproduktionstechnik 
Pflichtmodul 

2 Vorlesungen 
und 2 Übungen

1,2 oder 2,3 2 K/M 8 

Mikroproduktionstechnik 
Wahlmodul 

2 Vorlesungen 
und 2 Übungen

1,2 oder 2,3 2 K/M 8 

Produktionslogistik 
Pflichtmodul 

2 Vorlesungen 
und 2 Übungen

1,2 oder 2,3 2 K/M 8 

Produktionslogistik 
 Wahlmodul 

2 Vorlesungen 
und 2 Übungen

1,2 oder 2,3 2 K/M 8 

Werkstofftechnik 
Pflichtmodul 

2 Vorlesungen 
und 2 Übungen

1,2 oder 2,3 2 K/M 8 

Wahlkompetenzfeld 
Produktionstechnik 

Werkstofftechnik  
Wahlmodul 

2 Vorlesungen 
und 2 Übungen

1,2 oder 2,3 2 K/M 8 

 

 

 

 
Anlage 2.3: Modul für die Masterarbeit 

 

Modul Semester 
ggf. Voraussetzungen für 

die Zulassung 
Prüfungsleistung 

Leistungs-
punkte 

Masterarbeit 4 mind. 90 LP Masterarbeit 30 

Summe    30 
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Der Fakultätsrat der Philosophischen Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat am 28.04.2010 die 
nachstehende geänderte Praktikumsordnung für den Masterstudiengang Sonderpädagogik und Rehabilitationswissen-
schaften beschlossen. Das Präsidium hat die Änderung am 16.06.2010 gemäß § 37 Abs. 1 Nr. 5. b) NHG genehmigt. 
Sie tritt nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität 
Hannover am 01.10.2010 in Kraft. 
 
 

Änderung der Praktikumsordnung 
für den Masterstudiengang Sonderpädagogik und Rehabilitationswissenschaften 

 
 

§ 1 Geltungsbereich 

Diese Ordnung regelt auf der Grundlage der Prüfungsordnung für den Masterstudiengang „Sonder-
pädagogik und Rehabilitationswissenschaften“ (M. A.) an der Leibniz Universität Hannover (Verkün-
dungsblatt der Leibniz Universität Hannover vom 30.06.2009) die Organisation der Praktika. 

§ 2 Ziele der Praktika 

Praktika sind verbindliche Bestandteile des Studienganges.  

Das Projektpraktikum im Kompetenzbereich „Diagnostik“ ermöglicht es den Studierenden 

 vertiefte Kenntnisse und Fertigkeiten in der Durchführung und Auswertung ausgewählter diagnos-
tischer Verfahren in den Studienschwerpunkten „Lernförderung und Erziehungshilfe“ oder der 
„Sprach- und Kommunikationstherapie“ zu erwerben, 

 weiterführende Kompetenzen in Bezug auf Auswahl, Durchführung und Auswertung der  
Diagnoseergebnisse unter Berücksichtigung der engen Kooperation mit den entsprechenden zu-
ständigen Institutionen, Therapeuten, Ärzten, Fachkräften und Familien zu entwickeln. 

Das Projektpraktikum im Kompetenzbereich „Intervention/Evaluation“ ermöglicht es den Studierenden 

 vertiefte Kenntnisse und Fertigkeiten bzgl. sonderpädagogischer Handlungskompetenzen zur Prä-
vention, Intervention und Rehabilitation zu erwerben, 

 weiterführende Kompetenzen in Bezug auf Auswahl, Durchführung und Auswertung der Inter-
ventionsmaßnahmen in den Bereichen der Studienschwerpunkte „Lernförderung und Erziehungs-
hilfe“ oder „Sprach- und Kommunikationstherapie“ unter Berücksichtigung der engen Kooperation 
mit den entsprechenden zuständigen Institutionen, Therapeuten, Lehrern, Ärzten, Fachkräften und 
Familien zu entwickeln, 

 vertiefte Kenntnisse und Fertigkeiten bezüglich der Evaluation von Interventionsmaßnahmen im 
Bereich der „Lernförderung und Erziehungshilfe“ oder der „Sprach- und Kommunikationstherapie“ 
zu erfahren, 

 unter Supervision eigenverantwortliche Interventionsmaßnahmen (einschließlich Beratung, Evalu-
ation und Dokumentation) durchzuführen. 

§ 3 Umfang und Organisation der Praktika 

(1) Im Masterstudiengang „Sonderpädagogik und Rehabilitationswissenschaften“ (M. A.) sind zwei Praktika 
im Umfang von insgesamt 11 Leistungspunkten (330 Std.; acht Wochen) in den für den angestrebten 
Studienabschluss relevanten Handlungsfeldern erfolgreich zu absolvieren. 

1. Das Projektpraktikum im Kompetenzbereich „Diagnostik“ mit vier Leistungspunkten (entsprechend 
drei Wochen Präsenzzeit) 

2. Das Projektpraktikum im Kompetenzbereich „Intervention und Evaluation“ mit sieben Leistungspunk-
ten (entsprechend fünf Wochen Präsenzzeit). 
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(2) Das Projektpraktikum im Kompetenzbereich „Diagnostik“ (LE 5/ SKT 5) kann in einer ausgewählten Insti-
tution absolviert werden, in der es der oder dem Studierenden ermöglicht wird, diagnostische Prozesse 
in ihrem oder seinem gewählten Studienschwerpunkt kennenzulernen, professionell mit zu gestalten und 
zu reflektieren.  

(3) Das Projektpraktikum im Kompetenzbereich „Intervention/ Evaluation“ (LE 7/ SKT 7) soll es ermöglichen, 
dass Studierende in ausgewählten Institutionen (z.B. Schulen, Lerntherapeutische Praxen, Sprachthera-
peutische Praxen, Kliniken, Gesundheits- oder Jugendämter, erziehungsberatende Institutionen) die je-
weilige Interventionspraxis im gewählten Studienschwerpunkt kennenlernen und vertiefte Kenntnisse 
über Organisations- und Kooperationszusammenhänge erhalten.  

(4) Studierende mit dem Studienschwerpunkt „Sprach- und Kommunikationstherapie“ absolvieren ihre Prak-
tika in beiden Kompetenzbereichen gemäß den jeweils geltenden Zulassungsempfehlungen gemäß 
§ 124 Abs. 4 SGB V des GKV-Spitzenverbandes, welche als Dienstleistungen an Versicherte abgege-
ben werden. 

(5) Die Praktika werden von den jeweiligen durchführenden Institutionen zeitlich, räumlich und organi-
satorisch koordiniert. 

(6) Es wird empfohlen, Praktika auch im Ausland zu absolvieren. 

(7) Die Praktika werden entweder in semesterbegleitender Form mit festen Praktikumstagen oder in der 
vorlesungsfreien Zeit als Blockpraktikum durchgeführt. Über eine mögliche Kombination beider Formen 
entscheidet die oder der Modulverantwortliche.  

(8) Zu jedem Praktikum gibt es eine begleitende Reflexionsveranstaltung im Umfang von 3 Leistungs-
punkten.  

§ 4 Studien- und Prüfungsleistungen 

(1) Die erfolgreiche Teilnahme am Praktikum und am Begleitseminar sowie eine schriftliche Leistung, z.B. in 
Form eines Praktikums-Tagebuches, sind zu erbringende Studienleistungen im Projektpraktikum im 
Kompetenzbereich „Diagnostik“.  

(2) Die erfolgreiche Teilnahme am Praktikum und am Begleitseminar sowie eine schriftliche Leistung, z.B. in 
Form eines Praktikums-Tagebuches, sind zu erbringende Studienleistungen im Projektpraktikum im 
Kompetenzbereich „Intervention/Evaluation.  

(3) Die Prüfungsleistung besteht im Kompetenzbereich „Diagnostik“ in einer schriftlichen Fallanalyse im 
Umfang von 3200-4000 Wörtern.  

(4) Die Prüfungsleistung besteht im Kompetenzbereich „Intervention/Evaluation“ in einer schriftlichen Pro-
zessanalyse im Umfang von 3200-4000 Wörtern.  

(5) Sowohl Studien- als auch Prüfungsleistungen werden von den Modulverantwortlichen bescheinigt. Dabei 
werden Berichte oder Beurteilungen von den Betreuenden in den Praktikumsstellen herangezogen. Ent-
scheidend für die Beurteilung ist die Fähigkeit der Studierenden, sich mit den Erfahrungen im Praxisfeld 
auseinander zu setzen. 

§ 5 Inkrafttreten 

Diese Ordnung tritt nach der Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universi-
tät Hannover am 01.10.2010 in Kraft. 
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C. Hochschulinformationen 
 
 
Der Fakultätsrat der Juristischen Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat am 04.11.2009 die 
nachstehende Änderung der Ordnung für das Institut für Prozess- und Anwaltsrecht (IPA) beschlossen. Das Präsidium 
hat die Änderung am 16.06.2010 gemäß § 44 Abs. 1 Satz 3 NHG genehmigt. Sie tritt mit dem Tag ihrer hochschulöffent-
lichen Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover in Kraft. 
 
 

Änderung der Institutsordnung 
des Instituts für Prozess- und Anwaltsrecht (IPA) der Juristischen Fakultät  

 
 

§ 1 Rechtsstellung 

Das Institut für Prozess- und Anwaltsrecht (IPA) ist eine wissenschaftliche Einrichtung unter der Verantwor-
tung der Juristischen Fakultät der Leibniz Universität Hannover. 

 

§ 2 Aufgaben 

Das IPA dient der Forschung, Lehre und Weiterbildung innerhalb der Juristischen Fakultät. Die Aufgaben 
des Instituts sind insbesondere: 

1. die Vertretung des Prozessrechts in Lehre und Forschung; 

2. die wissenschaftliche Forschung auf dem Gebiet des Anwaltsrechts; 

3. die Durchführung und Weiterentwicklung des anwaltsorientierten Zertifikatsstudiums (ADVO-Z) zur 
Verknüpfung von Theorie und Praxis; 

4. die Vermittlung der rechtsberatenden Perspektive und der berufsspezifischen Schlüsselqualifikatio-
nen (§ 5a Abs. 3 DRiG) in den Pflichtvorlesungen; 

5. die Stärkung der rechtsberatenden und rechtsgestaltenden Elemente auf den Gebieten des mate-
riellen Rechts und des Prozessrechts; 

6. die Veranstaltung von Tagungen u.ä. zur Förderung der nationalen und internationalen Forschung, 
Lehre und Weiterbildung; 

7. die Zusammenarbeit mit Vertretern der Rechtsanwaltschaft, den Standesorganisationen der Anwalt-
schaft und anderen am Anwaltsrecht interessierten Kreisen. 

 

§ 3 Mitglieder 

(1) Mitglieder des IPA sind die Inhaberinnen und Inhaber der im Folgenden aufgeführten Lehrstühle: 

1. Lehrstuhl für Bürgerliches Recht, Deutsches, Europäisches und Internationales Zivilprozessrecht (in 
Hauptmitgliedschaft ); 

2. Lehrstuhl für Zivilrecht, Arbeitsrecht und Zivilprozessrecht (in Zweitmitgliedschaft ); 

3. Lehrstuhl für Strafrecht, Strafprozessrecht und Internationales Strafrecht (in Zweitmitgliedschaft ); 

4. Lehrstuhl für Strafrecht, Strafprozessrecht und Strafrechtsgeschichte (in Zweitmitgliedschaft ); 

5. Lehrstuhl für Öffentliches Recht, insbesondere Recht der staatlichen Transfersysteme (in Zweit-
mitgliedschaft ). 

(2) Institutsmitglieder sind darüber hinaus die wissenschaftlichen und nicht wissenschaftlichen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter derjenigen Lehrstühle, die in Hauptmitgliedschaft dem IPA angehören, sowie diejenigen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, welche, ohne einem Lehrstuhl zugeordnet zu sein, unmittelbar dem IPA 
zugeordnet sind. 

(3) Der Vorstand kann durch einstimmigen Beschluss weitere Mitglieder mit beratender Stimme oder mit 
vollen Rechten kooptieren. Im Falle einer Kooptation mit vollen Rechten ist ggf. durch Stimmenwägung die 
Stimmenmehrheit der Inhaberinnen und Inhaber der dem IPA zugeordneten Professuren der Juristischen 
Fakultät sicherzustellen. 
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§ 4 Organisation 

Organe des IPA sind der Vorstand, die Geschäftsführung und der Beirat. 

 

§ 5 Vorstand 

(1) Die Leitung des IPA obliegt dem Vorstand, der die Verantwortung gegenüber der Juristischen Fakultät 
trägt. Der Vorstand beschließt die Organisation, das Budget und die Jahresabrechnung, sowie die für das 
Institut wesentlichen Entscheidungen. Er entscheidet auch über den Einsatz der am IPA tätigen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter, soweit diese nicht einem Lehrstuhl zugeordnet sind. Die Zuständigkeiten der Juristi-
schen Fakultät bleiben unberührt. 

(2) Der Vorstand besteht aus den Inhaberinnen und Inhabern der dem IPA zugeordneten Lehrstühle der 
Juristischen Fakultät und einer Vertreterin oder einem Vertreter der wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter. 

(3) Das Vorstandsmitglied aus der Gruppe der wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wird von 
der entsprechenden Satzungsgruppe des IPA in freier, gleicher und geheimer Wahl gewählt. Die Amtszeit 
beträgt ein Jahr. Unmittelbare Wiederwahl ist zulässig. 

 

§ 6 Geschäftsführung 

(1) Der Vorstand wählt aus seiner Mitte eine geschäftsführende Direktorin oder einen geschäftsführenden 
Direktor zur Wahrnehmung der laufenden Geschäfte sowie eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter 
(Geschäftsführung). Die Amtszeit beträgt jeweils zwei Jahre. Abwahl und unmittelbare Wiederwahl bedürfen 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen gültigen Stimmen. 

(2) Die geschäftsführende Direktorin oder der geschäftsführende Direktor vertritt das IPA innerhalb der Fa-
kultät und nach außen und führt dessen Geschäfte in eigener Zuständigkeit. Die Durchführung der Vor-
standsbeschlüsse sowie der Vorsitz im Vorstand obliegen ebenfalls ihr oder ihm. Zudem ist sie oder er den 
anderen Mitgliedern des Vorstands sowie dem Fakultätsrat gegenüber auskunfts- und rechenschaftspflich-
tig. Die geschäftsführende Direktorin oder der geschäftsführende Direktor verwendet die finanziellen Mittel 
des Instituts im Rahmen des Budgets. 

 

§ 7 Beirat 

(1) Das IPA hat einen Beirat von mindestens fünf und maximal fünfzehn sachverständigen Mitgliedern, die 
sich aus Wirtschaft, Wissenschaft, Anwaltsinstitutionen, Presse/Verlag und Verwaltung zusammensetzen 
sollen. Die Mitglieder werden vom Vorstand für die Zeit von vier Jahren ernannt. 

(2) Der Beirat hat die Aufgabe, das IPA zu beraten und bei der Erfüllung seiner Aufgaben in Forschung, Leh-
re und Weiterbildung, insbesondere der anwaltsorientierten Ausbildung, zu unterstützen. Die Tätigkeit im 
Institutsbeirat ist ehrenamtlich. 

(3) Die Mitglieder des Beirats wählen aus ihrer Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden sowie eine 
Stellvertreterin oder einen Stellvertreter, deren Amtszeit jeweils zwei Jahre beträgt. Wiederwahlen sind mög-
lich. Die oder der Beiratsvorsitzende kann mit beratender Stimme an den Sitzungen des Vorstands teilneh-
men. Der Vorstand des Instituts informiert den Beirat regelmäßig über die Tätigkeit des IPA sowie über die 
Verwendung der dem Institut bereitgestellten Mittel. 

(4) Der Institutsbeirat tritt mindestens einmal jährlich auf Einladung der oder des Beiratsvorsitzenden unter 
Teilnahme des Vorstands zusammen. 

 

§ 8 Beschlussfassung und Sitzungen 

(1) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit der Mitglieder anwesend ist. In dringenden Fällen, in 
denen eine Entscheidung des Vorstands nicht rechtzeitig herbeigeführt werden kann, trifft die geschäftsfüh-
rende Direktorin oder der geschäftsführende Direktor (oder im Fall der Verhinderung die gewählte Stellver-
tretung) die erforderlichen Maßnahmen in Eilkompetenz. Der Vorstand ist unverzüglich von den getroffenen 
Maßnahmen zu unterrichten. Er kann sie ändern oder rückgängig machen; entstandene Rechte Dritter blei-
ben unberührt. 
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(2) Vorstandssitzungen sollen mindestens einmal pro Semester stattfinden. Der Vorstand tagt während der 
Vorlesungszeit. Die Beschlüsse des Vorstands können auch im Umlaufverfahren gefasst werden. 

 

§ 9 Verwaltung und Verwendung der Ausstattung 

(1) Der Vorstand entscheidet über die Verwendung der Räume und Geräte, sowie über die Verwendung von 
Planstellen und anderen Personalstellen sowie die Sachmittel. 

(2) Der Vorstand trifft dafür Sorge, dass jeder Professorin und jedem Professor im Rahmen der verfügbaren 
Mittel eine angemessene Mittelausstattung entsprechend den Berufungszusagen für ihre oder seine Lehr- 
und Forschungstätigkeit zur Verfügung steht. 

(3) Über die Verwendung von Dritt-, Berufungs- und sonstigen Sondermitteln entscheidet im Rahmen der 
Bewilligungsbedingungen und der Landesvorschriften dasjenige Institutsmitglied, das die entsprechenden 
Mittel eingeworben hat. 

(4) Sofern die Universität die Drittmittel um einen Bonus aufstockt, kommt dieser anteilig denjenigen Insti-
tutsmitgliedern zugute, die die Drittmittel eingeworben haben. 

 

§ 10 Kooperationen 

Das IPA bemüht sich, bestehende Kooperationen mit verschiedenen Institutionen auszubauen und neue 
Kooperationen einzugehen Im Bereich der anwaltsorientierten Ausbildung sind dies vor allem die Rechtsan-
waltskammer Celle und der Verein zur Förderung anwaltsbezogener Ausbildung an der Juristischen Fakultät 
der Universität Hannover. 

 

§ 11 Satzungsänderung und Geschäftsordnung 

(1) Änderungen bzw. Abweichungen von der Institutsordnung bedürfen der Zweidrittelmehrheit der Mitglie-
der des Vorstands. 

(2) Zur näheren Ausgestaltung der Institutsordnung kann der Vorstand eine Geschäftsordnung beschließen. 

 

§ 12 Inkrafttreten 

Diese Institutsordnung tritt nach der Bestätigung durch den Fakultätsrat mit dem Tag ihrer hochschulöffentli-
chen Bekanntmachung in Kraft. 
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Der Fakultätsrat der Philosophischen Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität hat auf seiner Sitzung am 
02.06.2010 die folgende Ordnung der Forschungsinitiative "Relations of Difference - Dynamics of Conflict in Global  
Perspective" beschlossen. Das Präsidium hat die Ordnung am 16.06.2010 genehmigt. Sie tritt am Tage nach ihrer hoch-
schulöffentlichen Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover in Kraft. 
 
 

Ordnung der Forschungsinitiative 
"Relations of Difference - Dynamics of Conflict in Global Perspective" 

 

 

§ 1 Bezeichnung 

Die Forschungsinitiative Relations of Difference – Dynamics of Conflict in Global Perspective ist eine inter-
disziplinäre Einrichtung der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover, die verschiedene Forschungsbe-
reiche bündelt. Die Initiative ist administrativ dem Historischen Seminar zugeordnet. 

 

§ 2 Aufgabenstellung 

Aufgaben der durch das Präsidium eingerichteten Forschungsinitiative Relations of Difference – Dynamics of 
Conflict in Global Perspective sind vor allem, aber nicht abschließend, die folgenden: 

• die Initiative erforscht fächerübergreifend und aus verschiedenen Perspektiven die unterschiedlichen Ge-
nesen, Entwicklungen, Funktionen und Bedeutungen von “Differenz” in spezifischen Konfliktkonstellationen 
und -dynamiken. Ziel ist es, diese in einer nicht-reduktionistischen Weise zu erfassen und dabei den Blick 
auch auf Potenziale und Ressourcen zu richten, die in der Auseinandersetzung mit Differenz und Konflik-
ten entstehen können. 

• die Initiative definiert gemeinsame Forschungsziele ihrer Mitglieder und bewirbt sich um Drittmittel zur 
Durchführung entsprechender Forschungsprojekte. 

• die Initiative koordiniert über die eigene Geschäftsstelle die gemeinsamen Projektanträge der beteiligten 
Institute. Sie werden als Relations of Difference – Dynamics of Conflict in Global Perspective- Projekte ge-
kennzeichnet gestellt, wobei die verwaltungs- und haushaltsrechtliche Zuordnung der Projekte zu den be-
teiligten Instituten oder Forschungs- und Studienschwerpunkten davon unberührt bleibt. 

• die Initiative fördert die Verknüpfung von Forschungsaktivitäten und Lehre und nimmt die Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses wahr. 

• Neben der in engerem Sinne fachwissenschaftlichen und insbesondere der interdisziplinären Forschung 
widmet sich die Initiative der Vermittlung der Forschungsergebnisse an die Öffentlichkeit durch Publikatio-
nen, Vortragsreihen und Tagungen. 

 

§ 3 Mitgliedschaft 

(1) Neben den in der Anlage genannten Gründungsmitgliedern können alle Angehörigen des wissenschaftli-
chen Personals der Leibniz Universität Hannover Mitglieder der Forschungsinitiative werden. Studierende 
und Graduierte der LUH können assoziierte Mitglieder ohne Stimmrecht werden. 

(2) Eine Mitgliedschaft steht auch externen Personen von anderen Forschungsinstitutionen offen, die For-
schung im Sinne der Aufgabenstellung unter § 2 betreiben. Die Mitgliedschaft erfolgt in diesem Fall in der 
Regel als Zweitmitgliedschaft. Die Zweitmitgliedschaft beinhaltet nicht das Recht, in den Vorstand gewählt 
zu werden. 

(3) Über die Aufnahme entscheidet in beiden Fällen der Vorstand durch einstimmigen Beschluss. Stimment-
haltung ist zulässig. Satz 1 und 2 gelten auch für den Ausschluss eines Mitglieds, wobei das auszuschlie-
ßende Mitglied, sofern es dem Vorstand angehört, nicht stimmberechtigt ist. 
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(4) Ein Austritt aus der Forschungsinitiative ist jederzeit möglich. Die Aufrechterhaltung der Mitgliedschaft in 
der Forschungsinitiative Relations of Difference – Dynamics of Conflict in Global Perspective kann nach Ver-
lassen der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover auf Antrag durch den Vorstand bewilligt werden. 

 

§ 4 Stimmrechte 

Stimmberechtigt sind die Mitglieder der Forschungsinitiative. Zweitmitglieder können beratend an den Sit-
zungen der Forschungsinitiative teilnehmen. 

 

§ 5 Organisation 

(1) Die Leitung der Forschungsinitiative Relations of Difference – Dynamics of Conflict in Global Perspective 
obliegt dem Vorstand, der aus je einer Professorin oder einem Professor oder einem anderen habilitierten 
Mitglied der beteiligten Forschungsbereiche sowie der Geschäftsführerin oder dem Geschäftsführer der Initi-
ative gebildet wird. Falls mehrere Professorinnen oder Professoren bzw. Habilitierte eines Schwerpunkts 
Mitglieder in Relations of Difference – Dynamics of Conflict in Global Perspective sind, müssen diese eine 
Person aus ihrem Kreis als Vorstandsmitglied bestimmen. 

Alle Mitglieder des Vorstandes haben das Stimmrecht. Die Amtszeit beträgt zwei Jahre. Der Vorstand trägt 
die Verantwortung für die Wahrnehmung der in § 2 genannten Aufgaben. Er entscheidet in allen Angelegen-
heiten der Forschungsinitiative.  

(2) Der Vorstand wählt eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden sowie deren oder dessen Stellvertreterin 
oder aus seiner Mitte. Die Amtszeit beträgt zwei Jahre. Wiederwahl ist unbeschränkt zulässig. Die oder der 
Vorsitzende erledigt alle Geschäfte der laufenden Verwaltung einschließlich der laufenden Mittelverwaltung 
und Abrechnung. Sie oder er vertritt die Forschungsinitiative nach außen. 

(3) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer wird vom Vorstand bestimmt und unterstützt die Vorsit-
zende oder den Vorsitzenden. 

 

§ 6 Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung entscheidet in allen Angelegenheiten von grundsätzlicher Bedeutung, zum 
Beispiel über die Einrichtung von Forschungsbereichen. 

(2) Die oder der Vorstandsvorsitzende beruft die Sitzungen der Forschungsinitiative in angemessenen Ab-
ständen – mindestens einmal pro Semester – ein. Er oder sie kann diese Aufgabe auf die Geschäftsführerin 
oder den Geschäftsführer übertragen. Zu diesen Sitzungen werden alle Mitglieder der Forschungsinitiative 
eingeladen. Die Ladungsfrist beträgt zwei Wochen. Eine vorläufige Tagesordnung ist der Ladung beizufü-
gen. Jedes Mitglied kann die Einberufung einer Sitzung verlangen. 

(3) Die Mitgliederversammlung wird von der oder dem Vorstandsvorsitzenden geleitet. Er oder sie kann die-
se Aufgabe auf die Geschäftsführerin oder den Geschäftsführer übertragen. Die Mitgliederversammlung ist 
beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend sind oder ihre Stimme gemäß Absatz 4 
übertragen haben. 

(4) Jedes Mitglied hat eine Stimme. Eine Übertragung der Stimme durch schriftliche Bevollmächtigung auf 
ein anderes Mitglied ist zulässig. Entscheidungen werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
getroffen. 

 

§ 7 Inkrafttreten 

Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung im Verkündungsblatt der 
Leibniz Universität Hannover in Kraft.  
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Der Rat der QUEST-Leibniz-Forschungsschule (QUEST-LFS) hat auf der Sitzung am 12.04.2010 seine folgende Ge-
schäftsordnung beschlossen. Das Präsidium der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat die Geschäftsord-
nung am 16.06.2010 genehmigt. Sie tritt am Tage nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung im Verkündungs-
blatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover in Kraft. 

 
 

Geschäftsordnung des Rats der QUEST-Leibniz-Forschungsschule (QUEST-LFS)  

 
§ 1 Einladung  

(1) 1Der Rat tagt mindestens einmal im Semester auf Einladung des Vorstands. 2Auf Verlangen von mindes-
tens drei Mitgliedern hat der Vorstand den Rat unverzüglich einzuladen.  

(2) Die Einladungen und Beschlussvorlagen sind mindestens eine Woche vor der Sitzung an die Mitglieder 
des Rats und deren Stellvertreter zu übersenden; diese haben innerhalb dieser Frist das Recht auf Einsicht 
in die Unterlagen.  

§ 2 Tagesordnung  
1Zusammen mit der Einladung versendet der Vorstand einen Vorschlag zur Tagesordnung. 2Jedes Mitglied 
des Rats kann bis spätestens eine Woche vor der Sitzung die Aufnahme eines Tagesordnungspunkts ver-
langen. 3Der Rat beschließt die Tagesordnung zu Beginn der Sitzung.  

§ 3 Protokoll  

(1) 1Eine vom Vorsitz beauftragte Person führt das Protokoll. 2Es enthält vollständige Angaben über die An-
wesenden, die gefassten Beschlüsse und auf Antrag das Stimmenverhältnis. 3Auf Antrag einer Minderheit ist 
deren Votum dem Beschluss beizufügen.  

(2) 1Das Protokoll wird vom Vorsitz und von der Protokollführung unterzeichnet, den Mitgliedern des Rats 
zugesandt und hochschulöffentlich bekanntgemacht. 2Es gilt als genehmigt, wenn binnen zwei Wochen kein 
Mitglied Einwände erhebt. 3Andernfalls entscheidet der Rat in seiner folgenden Sitzung.  

§ 4 Beschlussfähigkeit und Abstimmung  

(1) 1Der Rat ist beschlussfähig, wenn die Sitzung ordnungsgemäß einberufen wurde und soweit die Mehrheit 
der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. 2Stellt der Vorsitz Beschlussunfähigkeit fest, lädt er zu einer 
erneuten Sitzung ein, die ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder beschlussfähig ist.  

(2) Ein Beschluss kommt zustande, wenn die Zahl der Jastimmen die Zahl der Neinstimmen übersteigt; bei 
der Zählung bleiben Enthaltungen, ungültige und nicht abgegebene Stimmen außer Betracht.  

(3) 1Auf Antrag eines Mitglieds des Rats ist geheim abzustimmen. 2Über Berufungslisten und in Personalan-
gelegenheiten wird geheim abgestimmt.  

(4) 1Der Vorstand kann Beschlüsse im Umlaufverfahren herbeiführen, sofern kein Mitglied des Rats wider-
spricht. 2Die Umlaufzeit beträgt fünf Werktage.  

§ 5 Öffentlichkeit  
1Der Rat tagt in hochschulöffentlicher Sitzung. 2Er kann zu einzelnen Tagesordnungspunkten die Öffentlich-
keit ausschließen. 3Die Mitglieder des Vorstands und vom Vorstand eingeladene Personen nehmen an den 
Sitzungen mit beratender Stimme teil. 4Jedes Mitglied und stellvertretende Mitglied des Rats ist zur Ver-
schwiegenheit über geheimhaltungsbedürftige Angelegenheiten verpflichtet.  

§ 6 Kommissionen, Ausschüsse und Arbeitskreise  
1Die Bestimmungen dieser Geschäftsordnung gelten sinngemäß für die Gremien der QUEST-LFS. 2Gremien 
tagen in nichtöffentlicher Sitzung; sie können die Hochschulöffentlichkeit zu einzelnen Tagesordnungspunk-
ten zulassen.  
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§ 7 Vorstand  

(1) 1Der Vorstand besteht aus der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden sowie der stellvertretenden Vorsit-
zenden bzw. dem stellvertretenden Vorsitzenden. 2Zur Durchführung der operativen Tätigkeiten stellt der 
Exzellenzcluster QUEST während seiner Laufzeit eine Geschäftsführerin oder einen Geschäftsführer sowie 
zwei Assistenten oder Assistentinnen. 3Die Außenvertretung der QUEST-LFS obliegt der Vorsitzenden oder 
dem Vorsitzenden. 4In Studienangelegenheiten kann die Vorsitzende oder der Vorsitzende die stellvertre-
tende Vorsitzende oder den stellvertretenden Vorsitzenden mit der Außenvertretung beauftragen. 
5Vorsitzende oder Vorsitzender sowie stellvertretende Vorsitzende oder stellvertretender Vorsitzender führen 
ihren jeweiligen Aufgabenbereich selbständig im Rahmen der Richtlinien der Vorsitzenden oder des Vorsit-
zenden und der Entscheidungen des Rats. 6Im Verhinderungsfalle wird die Vorsitzende oder der Vorsitzen-
der durch die stellvertretende Vorsitzende oder den stellvertretenden Vorsitzenden vertreten; ist auch dieser 
bzw. diese verhindert, obliegt die Vertretung den früheren Vorsitzenden in rückläufiger Reihenfolge.  

(2) 1Der Vorstand hat den Rat über wichtige Angelegenheiten zu unterrichten. 2Der Vorstand hat den Mit-
gliedern des Rats auf Verlangen Auskunft zu erteilen. 3Die Mitglieder des Rats haben das Recht auf Akten-
einsicht, soweit nicht Datenschutz entgegensteht. 4Der Vorstand legt dem Rat einmal jährlich Rechenschaft 
ab, insbesondere über die Verwendung der Stellen und Mittel sowie über die mit dem Präsidium abge-
schlossenen Zielvereinbarungen.  

(3) 1Der Vorstand überweist Anträge, die vom Gegenstand her in den Arbeitsbereich bestehender Aus-
schüsse, Kommissionen oder Arbeitskreise der QUEST-LFS fallen, diesen Gremien zur Vorberatung und 
Erstellung eines Entscheidungsvorschlags. 2Kann in dringenden Fällen die Entscheidung des Rats nicht 
rechtzeitig herbeigeführt werden, trifft die Vorsitzende oder der Vorsitzende die erforderlichen Maßnahmen 
selbst.  

§ 8 Schlussbestimmungen  
1Diese Geschäftsordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Leibniz Univer-
sität Hannover in Kraft. 2Änderungen und Abweichungen bedürfen der Mehrheit der Mitglieder des Rats. 
3Satz 2 gilt nicht für die inneren Angelegenheiten des Vorstands. 
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